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BUNDESBEHINDERTENGESETZ – BBG
Ziel (§§ 1 u. 1a)
§ 1. (1) Behinderten und von konkreter Behinderung bedrohten Men​schen soll durch die in diesem Bundes​ge​setz vorgesehenen Maßnah​men die bestmögliche Teil​nahme am gesellschaftlichen Leben gesi​chert werden. (BGBl. I Nr. 81/2010, Art. 2 Z 1, ab 1.9.2010)

(2) Unter Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die Auswirkung einer nicht nur vorübergehenden körperlichen, geistigen oder psychischen Funktionsbeeinträchtigung oder Beeinträchtigung der Sinnesfunktionen zu verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu erschweren. Als nicht nur vorübergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich sechs Monaten. (BGBl. I Nr. 81/2010, Art. 2 Z 1, ab 1.9.2010)
§ 1a. Soweit im Folgenden personenbezogene Bezeichnungen nur in männlicher Form angeführt sind, beziehen sie sich auf Frauen und Männer in gleicher Weise. Bei der Anwendung auf bestimmte Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische Form zu verwenden. (BGBl. I Nr. 136/2004, Art. 21 Z 1, ab 1.1.2005)

Abschnitt I

Koordinierung der Maßnahmen zur Rehabilitation behinderter Menschen

Koordinierung (§ 2)
§ 2. Die Träger der Rehabilitation haben die von ihnen nach den Bundesgesetzen zu erbringenden Maßnah​men nach den Bestim​mun​gen dieses Abschnittes aufeinan​der abzustimmen. Wenn und soweit es erforderlich ist, haben sie zu diesem Zweck Vereinbarun​gen zu schließen.

Geltungsbereich (§ 3)
§ 3. (1) Rehabilitationsträger im Sinne des § 2 sind jene Körper​schaften, Anstalten und Behörden, die gesetzlich berufen sind, Lei​stungen der Rehabilitation in folgenden Bereichen zu erbringen:


1.
gesetzliche Unfallversicherung,


2.
gesetzliche Pensionsversicherung,


3.
gesetzliche Krankenversicherung,


4.
Arbeitsmarktförderung,


5.
Kriegsopferversorgung,


6.
Heeresversorgung,


7.
Entschädigung von Verbrechensopfern,


8.
Opferfürsorge,


9.
Behinderteneinstellung,


10.
Unterstützungsfonds für Menschen mit Behinderung, (BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 1 Z 1, ab 1.7.2001)


11.
Entschädigung von Impfschäden,


12.
Tuberkulosehilfe.

(BGBl. Nr. 26/1994, Z 1 ab 1.1.1994)

(2) Zweck der Leistungen und Maßnahmen zur Rehabi​litation sowie die zu fördernden Personenkreise sind durch jene Bundesge​setze bestimmt, die für die genann​ten Bereiche gelten.

Einleitung der Maßnahmen der Rehabilitation (§ 4)
§ 4. (1) Maßnahmen zur Rehabilitation bedürfen der Zustim​mung und Mitwirkung des behinderten Menschen. Er ist über die er​forderlichen Maßnahmen umfassend zu in​formieren. Vorschriften, nach denen bei nicht gerecht​fertigter Weigerung, an Maßnahmen zur Rehabili​tation teilzunehmen, Leistungen versagt oder entzogen wer​den können, bleiben unberührt.

(2) Die Rehabilitationsträger haben dafür Vorsorge zu treffen, dass alle erforderlichen Maßnahmen zur Re​habilitation unverzüglich eingeleitet werden. Unzu​ständige Rehabilitationsträger sind ver​pflichtet, dem zuständigen Rehabilitationsträger unverzüglich Mittei​lung zu machen, wenn sie feststellen, dass zur Rehabi​litation eines behinderten Menschen medizinische, be​rufliche oder soziale Maß​nahmen angezeigt sind. An​träge auf Einleitung der Maßnahmen sind unverzüglich an den zuständigen Rehabilitationsträger weiterzu​lei​ten; der bei einem unzuständigen Rehabilitations​trä​ger eingebrachte An​trag gilt als bei dem zuständi​gen Rehabilitationsträger einge​bracht. Maßnahmen zur Reha​bilitation, die keinen Aufschub dulden, sind vom unzu​ständigen Rehabilitationsträger durchzuführen, dem der zu​ständige Rehabilitationsträger die Kosten nach​träg​lich zu ersetzen hat.

(3) Der zuständige Rehabilitationsträger hat gleichzeitig mit der Einleitung einer medizinischen Maßnahme zur Rehabilitation, während ihrer Durchfüh​rung und nach ihrem Abschluss zu prüfen, ob durch ge​eignete berufliche Maßnahmen die Erwerbsfähigkeit des behinderten Menschen erhalten, gebessert oder wieder​hergestellt werden kann. Ferner ist zu prüfen, ob zur Eingliederung des behin​derten Menschen in die Gesell​schaft Maßnahmen der sozialen Reha​bilitation erforder​lich sind.

Durchführung der Rehabilitation (§ 5)
§ 5. (1) Der Rehabilitationsträger hat gemeinsam mit dem behin​derten Menschen einen Gesamtplan zur Re​habilitation aufzu​stellen. Der Gesamtplan soll alle Maßnahmen umfassen, die im Ein​zelfall zur Eingliede​rung erforderlich sind. Dabei ist sicherzustellen, dass die Maßnahmen nahtlos ineinander greifen. Bei der Auf​stellung des Ge​samtplanes sind nach Möglichkeit die behandelnden Ärzte und son​stige Sachverständige beizu​ziehen.

(2) Sind für die Durchführung der Rehabilitation zwei oder meh​rere Rehabilitationsträger zuständig, so hat eine Teamberatung stattzu​finden, zu der jeder be​teiligte Rehabilitationsträger einen Vertreter zu ent​senden hat. Die Einberufung des Teams ist durch jenen Rehabilita​tionsträger zu veranlassen, der mit der Durchführung der Rehabilitation zuerst befasst ist. Das Team hat die erforderlichen Maßnahmen zu be​raten und gemeinsam mit dem behinderten Men​schen einen Gesamt​plan zur Rehabilitation aufzustellen. Der Bera​tung sind nach Möglich​keit die behandelnden Ärzte und son​stige Sachverständige beizuzie​hen.

(3) Die Rehabilitationsträger haben im Interesse der Zweck​mäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis dafür Sorge zu tragen, dass die Ergeb​nisse von Sachverhaltsermittlungen allen ande​ren im Einzelfall beteiligten Rehabilitationsträgern mitge​teilt werden. Insbesondere sind ärztliche Befunde und Sachverständigen​gutachten, die im Rahmen des Rehabili​tationsverfahrens erstellt oder veranlasst worden sind, allen beteiligten Rehabilitationsträgern zur Verfügung zu stellen.

Zuständigkeit (§ 6)
§ 6. Ist ungeklärt, welcher der im § 3 genannten Rehabilitati​onsträger zuständig ist, hat jener Rehabi​litationsträger, der mit der Durchführung der Rehabi​litation zuerst befasst ist, den zuständigen Rehabili​tationsträger zu ermitteln. Im Übrigen ist nach § 4 Abs. 2 vorzugehen.

Kostentragung (§ 7)
§ 7. (1) Zur Kostentragung ist jener Rehabili​ta​tionsträger vor den übrigen Leistungsträgern ver​pflichtet, demgegenüber ein Rechts​anspruch auf eine Maßnahme oder Leistung zur Rehabilitation be​steht. Be​steht gegenüber zwei oder mehreren Rehabilitations​trägern ein Rechtsanspruch auf eine gleichartige Maß​nahme oder Leistung zur Rehabilitation, so sind die Kosten von den betroffenen Rehabili​tati​onsträgern nach Maßgabe der gesetzlichen Verpflichtungen einver​nehm​lich zu tragen.

(2) Einem Rechtsanspruch ist hinsichtlich der Lei​stungs- und Kostentragungspflicht die Gewährung von Maßnahmen der Rehabili​tation nach pflichtgemäßem Er​messen im Sinne des § 301 Abs. 1 des Allgemeinen So​zialversicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 189/1955, gleich zuhalten.

(3) Maßnahmen zur beruflichen Rehabilitation und damit zu​sammenhängende Maßnahmen der sozialen Rehabi​litation sind unbe​schadet der noch abzuschließenden Vereinbarungen gemäß Artikel 15a B-VG durch die So​zialversicherungsträger, das Bundesamt für Sozia​les und Behindertenwesen und das Arbeitsmarktservice ein​ver​nehmlich zu erbringen. Das Ausmaß der Kostentra​gung richtet sich nach den gemäß § 2 abgeschlossenen Vereinbarungen. (BGBl. Nr. 314/1994, Art. 15 Z 1, ab 1.7.1994; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 8 Z 1, ab 1.1.2003)

Abschnitt II

Bundesbehindertenbeirat (§§ 8 bis 12)
§ 8. (1) Beim Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz ist ein Bundesbehinderten​beirat zu errichten.

(2) Dem Bundesbehindertenbeirat obliegen


1.
die Beratung des Bundesministers für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz in allen grundsätz​li​chen Fragen der Be​hinder​tenpolitik;


2.
die Abgabe von Gutachten und Stellungnahmen so​wie die Erstattung von Empfehlungen in allen wichtigen, die Interes​sen behinderter Menschen berührenden Angelegenheiten;


3.
die Unterstützung des Bundesministers für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz bei der Koordi​nierung der ge​setz​lichen und sonstigen Maßnah​men auf dem Ge​biete der Be​hinder​ten​hilfe;


4.
die Überwachung der Einhaltung der UN-Konvention „Über​einkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderun​gen“ vom 13. Dezember 2006 in Angelegenheiten, die in Gesetzgebung und Vollziehung Bundessache sind, durch einen unabhängigen und weisungsfreien Monito​ringausschuss (§ 13). (BGBl. I Nr. 109/2008, Z 1, ab 26.10.2008)

(3) Der Bundesbehindertenbeirat ist in allen wich​tigen Fragen der Behindertenhilfe vom Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz zu hören. Er kann zur Vorbe​reitung und Be​handlung bestimmter Auf​gaben Ausschüsse einsetzen.

(4) entfallen. (BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 1 Z 2, ab 1.7.2001)
§ 9. (1) Dem Beirat gehören als stimmberechtigte Mitglieder an:


1.
der Vorsitzende,


2.
je ein Vertreter der im Nationalrat vertretenen Parteien,


3.
je ein Vertreter des Bundesministeriums für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz, des Bundesmi​nisteri​ums für Finan​zen, des Bundesministeriums für Gesundheit, des Bundesmi​nisteriums für Wirtschaft, Familie und Jugend sowie das Bundeskanzleramt, (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 3 Z 1, ab 1.1.2006; BGBl. I Nr. 109/2008, Z 2, ab 1.1.2009)


4.
zwei Vertreter der Bundesländer,


5.
ein Vertreter des Hauptverbandes der österrei​chischen So​zialversicherungsträger,


6.
je drei Vertreter der Dienstgeber- und Dienst​nehmerorgani​sa​ti​onen,


7.
sieben Vertreter der organisierten Behinderten und der organi​sierten Kriegsopfer,


8.
der Behindertenanwalt (§ 13b), (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 3 Z 1a, ab 1.1.2006)


9.
ein Vertreter des Österreichischen Seniorenrates. (BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 104 Z 1, ab 1.1.2011)

(2) Den Vorsitz führt der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz oder ein von ihm aus dem Stande der Be​diensteten des Bundesministeriums für Arbeit, Soziales und Konsu​mentenschutz be​stellter Vertre​ter. (BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 8 Z 3, ab 1.1.2003)

(3) Der Vorsitzende ist berechtigt, Fachleute mit beratender Stimme beizuziehen. Sind Fragen zu behan​deln, durch welche die Zuständigkeit eines Bundesmini​steriums berührt wird, das nicht im Abs. 1 Z 3 ange​führt ist, so hat der Vorsitzende auch einen Vertreter dieses Bundesministeriums als stimmberechtigtes Mit​glied beizuzie​hen.

(4) Die Funktionsperiode des Beirates beträgt vier Jahre. Nach Ablauf der Funktionsperiode hat der alte Beirat die Geschäfte so lange weiterzuführen, bis der neue Beirat zusammentritt. Die Zeit der Wei​terführung der Geschäfte durch den alten Beirat zählt auf die vier​jäh​rige Funktionsperiode des neuen Beirates.

(5) Die Bürogeschäfte des Beirates sind vom Bun​desministe​rium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz zu führen.
§ 10. (1) Die im § 9 Abs. 1 Z 2 bis 7 und Z 9 genannten Mitglieder wer​den vom Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumenten​schutz in den Beirat berufen. Das Vor​schlagsrecht steht zu: (BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 104 Z 3, ab 1.1.2011)


1.
Für die im § 9 Abs. 1 Z 2 genannten Mitglieder den Klubs der im Nationalrat vertretenen Par​teien, und wenn kein Klub vor​handen ist, den Abgeordneten der Partei gemeinsam;


2.
für die im § 9 Abs. 1 Z 3 und Abs. 3 genannten Mitglieder den zuständigen Bundesministern;


3.
für die im § 9 Abs. 1 Z 4 genannten Mitglieder den Bundes​ländern gemeinsam;


4.
für das im § 9 Abs. 1 Z 5 genannte Mitglied dem Hauptver​band der österreichischen Sozial​ver​sicherungsträger;


5.
für die im § 9 Abs. 1 Z 6 genannten Mitglieder hinsichtlich je eines Vertreters der Wirt​schaftskammer Österreich, der Prä​sidentenkon​ferenz der Landwirtschaftskammern Öster​reichs, der Vereinigung der Österreichischen Industrie, der Bundes​arbeitskammer, dem Österreichischen Landarbeiter​kammertag und dem Österreichischen Gewerkschaftsbund; (BGBl. I Nr. 177/1999, Z 2, ab 1.9.1999)


6.
für die im § 9 Abs. 1 Z 7 genannten Mitglieder der Vereini​gung, die für das gesamte Bundesge​biet als Dachorganisa​tion konstituiert ist und in der die Mehrzahl jener Vereini​gungen vertre​ten ist, die gemäß deren Satzungen für das ganze Bun​desgebiet gebildet sind, Zweigorgani​sationen be​sitzen und die Förderung der wirt​schaftlichen, sozialen und kulturellen Interes​sen von behinderten Menschen zum Ziele haben.

(2) Bestehen nebeneinander mehrere Vereinigungen, auf die die Voraussetzungen des Abs. 1 Z 6 zutreffen, so ist für die Auftei​lung des Vorschlagsrechtes das zwischen ihnen erzielte Überein​kommen maß​gebend. Kommt eine Vereinbarung über das Vor​schlagsrecht nicht zu​stande, so entscheidet hierüber der Bundes​minister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz unter Bedacht​nahme auf die Mit​gliederstärke der in Betracht kommenden Ver​einigungen.

(3) Wird der Vorschlag nicht innerhalb von zwei Monaten nach Einladung durch den Bundesminister für Arbeit, Soziales und Kon​sumentenschutz erstattet, so ver​rin​gert sich für die Dauer der Nicht​aus​übung des Vor​schlagsrechtes die Mitgliederzahl des Beirates um die Anzahl der nicht zur Besetzung vorgeschlagenen Mit​glieder.

(4) Für jedes Beiratsmitglied sind Ersatzmitglie​der in der erfor​derlichen Anzahl zu bestellen.
§ 11. (1) Beiratsmitglied kann nur sein, wer in den Nationalrat wählbar ist. Bei Staatsangehörigen von Vertragsparteien des Ab​kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum sowie der Schwei​zerischen Eidgenossenschaft ist vom Erfordernis der Staatsbürger​schaft abzusehen. (BGBl. I Nr. 109/2008, Z 3, ab 1.1.2009)

(2) Die Mitgliedschaft im Beirat ist ein unbesol​detes Ehrenamt. Den Mitgliedern (Ersatzmitgliedern) und den gemäß § 9 Abs. 3 beige​zogenen Fachleuten ge​bührt für die Teilnahme an den Sitzun​gen des Beirates und seiner Ausschüsse der Ersatz der Reise- und Aufenthalts​kosten unter Anwendung der für Schöffen und Ge​schworne geltenden Bestimmungen des Ge​bührenanspruchsgesetzes 1975, BGBl. Nr. 136. (BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 1 Z 4, ab 1.7.2001)
§ 12. (1) Die Sitzungen des Beirates werden vom Vorsitzenden nach Bedarf einberufen, mindestens aber einmal im Jahr. Der Beirat ist auch dann einzuberufen, wenn mindestens ein Drittel seiner Mit​glieder dies unter schriftlicher Bekanntgabe des Verhandlungsgegen​standes beantragt. (BGBl. Nr. 26/1994, Z 3, ab 1.1.1994)

(2) Die Einladungen an die Mitglieder sollen mit der Tagesord​nung nach Möglichkeit 14 Tage vor der Sit​zung zugestellt werden.

(3) Wenn alle Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind, ist der Beirat bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte seiner Mitglieder beschlussfähig. Wurden die Mitglieder ordnungsgemäß geladen, ist der Beirat auch dann beschlussfähig, wenn nach Ablauf von 30 Mi​nuten ab dem anberaumten Sitzungsbeginn weniger als die Hälfte der geladenen Mitglieder anwesend ist. Er fasst seine Beschlüsse mit ein​facher Mehr​heit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.   (BGBl. I Nr. 177/1999, Z 3, ab 1.9.1999)

(4) Der Beirat hat aus seiner Mitte einen Schrift​führer zu wäh​len. Über jede Sitzung ist durch Bedien​stete des Bundesministeriums für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz ein Protokoll zu führen, das vom Schrift​führer und vom Vorsitzenden zu unterfertigen ist. Den Mitgliedern und Ersatzmitgliedern ist eine Protokoll​ausfertigung zu übermitteln. (BGBl. Nr. 26/1994, Z 4, ab 1.1.1994)

(5) Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumenten​schutz hat ein Mitglied (Ersatzmitglied) von seiner Funktion jeden​falls zu entheben,


1.
wenn es dies beantragt;


2.
wenn jene Stelle, auf deren Vorschlag das Mit​glied (Ersatz​mit​glied) bestellt wurde, die Ent​hebung beantragt;


3.
wenn das Mitglied (Ersatzmitglied) sich der Vernachlässi​gung seiner Pflichten schuldig ge​macht hat.

(BGBl. Nr. 26/1994, Z 5, ab 1.1.1994; BGBl. I Nr. 109/2008, Z 4, ab 26.10.2008)

Monitoringausschuss (§ 13)
§ 13. (1) Zur Wahrnehmung der Aufgaben gemäß § 8 Abs. 2 Z 4 ist ein Ausschuss zur Überwachung der UN-Konvention „Über​einkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen“ (Monitoringausschuss) zu bilden. Seine Mitglieder und Ersatzmit​glieder werden vom Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsu​mentenschutz bestellt, die in den Z 1 bis 4 genannten Mitglieder (Er​satzmitglieder) unter Bedachtnahme auf die Vorschläge der in § 10 Abs. 1 Z 6 genannten Dachorganisation. Dem Ausschuss gehören an:


1.
vier Vertreter der organisierten Menschen mit Behinde​rung,


2.
ein Vertreter einer anerkannten im Bereich der Menschenrechte tätigen gemeinnützigen Nicht​regierungsorganisation,


3.
ein Vertreter einer anerkannten im Bereich der Entwicklungszu​sammenarbeit tätigen gemein​nützigen Nicht​regierungsorganisation,


4.
ein Experte aus dem Bereich der wissenschaftlichen Lehre 

als stimmberechtigte Mitglieder sowie je ein Vertreter des Bundes​ministeriums für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz sowie des jeweils betroffenen Ressorts oder obersten Organs der Vollziehung mit beratender Stimme.

(2) Dem Ausschuss obliegt es,


1.
dem Bundesbehindertenbeirat regelmäßig über seine Beratun​gen zu berichten,


2.
im Einzelfall Stellungnahmen von Organen der Verwaltung einzuholen,


3.
Empfehlungen und Stellungnahmen betreffend die Rechte von Menschen mit Behinderungen im Zusammenhang mit Angele​genheiten im Sinne des § 8 Abs. 2 Z 4 gegenüber dem Bundes​behindertenbeirat abzugeben.

(3) Die Mitglieder des Ausschusses sind in ihrer Tätigkeit unab​hängig und an keine Weisungen gebunden.

(4) Auf die Berufung der Mitglieder und Ersatzmitglieder ist § 11 sinngemäß anzuwenden. Für jedes Ausschussmitglied sind Er​satzmitglieder in der erforderlichen Anzahl zu bestellen. Der Bun​desminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz hat einzelne Mitglieder auf deren Antrag hin zu entheben.

(5) Die Mitglieder wählen für die Dauer der Funktionsperiode mit einfacher Mehrheit aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und des​sen Stellvertreter. Der Vorsitzende und dessen Stellvertreter können mit Zweidrittelmehrheit abgewählt werden.

(5a) Dem Vorsitzenden gebührt neben dem Ersatz der Reise- und Aufenthaltskosten unter sinngemäßer Anwendung der für Schöffen und Geschworene geltenden Bestimmungen des Gebührenanspruchsgesetzes 1975 eine Vergütung für seine Tätigkeit. Als Vergütung gebührt für jede, wenn auch nur begonnene Stunde ein Zehntel der Entschädigung eines Ersatzmitgliedes des Verfassungsgerichtshofes für einen Sitzungstag (§ 4 Abs. 3 des Verfassungsgerichtshofgesetzes, BGBl. Nr. 85/1953). (BGBl. I Nr. 81/2010, Art. 2 Z 1a, ab 1.9.2010)

(6) Für die Dauer der Funktionsperiode, die Weiterführung der Geschäfte nach deren Ablauf, die Beiziehung von Fachleuten sowie die Führung der Bürogeschäfte des Ausschusses ist § 9 Abs. 3 bis 5 sinngemäß anzuwenden. Für die Einberufung der Sitzungen, die Ladung der Mitglieder, die Beschlussfähigkeit und die Protokollfüh​rung ist § 12 Abs. 1 bis 4 sinngemäß anzuwenden.

(7) Das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen hat den Monitoringausschuss bei der Erfüllung seiner Aufgaben nach Bedarf zu unterstützen. Die Landesstellen des Bundesamts für Soziales und Behindertenwesen dienen insbesondere auch als regionale Anlauf​stellen für betroffene Personen in allen Angelegenheiten im Sinne des § 8 Abs. 2 Z 4.

(8) (Grundsatzbestimmung) In Angelegenheiten, die in die Grundsatzgesetzgebungskompetenz des Bundes fallen, sind die Auf​gaben gemäß Abs. 2 von zu schaffenden oder zu benennenden Ein​richtungen der Länder wahrzunehmen, die den Anforderungen an einen unabhängigen Mechanismus gemäß Art. 33 der UN-Konven​tion entsprechen.

(9) In Angelegenheiten, die in Gesetzgebung Bundessache und in Vollziehung Landessache sind, sind die Aufgaben gemäß Abs. 2 von den in Ausführung des Abs. 8 geschaffenen oder benannten Stellen wahrzunehmen.




(BGBl. I Nr. 109/2008, Z 5, ab 26.10.2008)

Abschnitt IIa

Bericht über die Lage der Behinderten Menschen (§ 13a)
§ 13a. (1) Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsu​mentenschutz hat im Zusammenwirken mit den anderen Mitgliedern der Bundesregierung in regelmäßigen Abständen einen Bericht über die Lage der behinderten Menschen in Österreich zu erstellen. (BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 1 Z 5, ab 1.7.2001)

(2) Im Sinne des § 1 ist insbesondere zu berichten über


1.
die Maßnahmen zur Sicherung der bestmöglichen Teilnahme von Menschen mit Behinde​rung an allen Bereichen des ge​sellschaftlichen Lebens und deren Aus​wirkungen,


2.
die Auswirkungen des Bundes-Behindertengleichstellungs​gesetzes (BGBl. I Nr. 82/2005),

3.
die Tätigkeit des Behindertenanwalts (Abschnitt IIb).

(BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 3 Z 2, ab 1.1.2006)

(3) Die Bundesregierung hat den Bericht dem Nationalrat vor​zulegen. (BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 1 Z 5, ab 1.7.2001)

Abschnitt IIb

Behindertenanwalt (§ 13b)
§ 13b. Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumen​tenschutz hat einen Anwalt für Gleichbehandlungsfra​gen für Menschen mit Behinderungen (Behindertenanwalt) zu bestellen.

(BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 3 Z 3, ab 1.1.2006)

Aufgaben des Behindertenanwalts (§ 13c)
§ 13c. (1) Der Behindertenanwalt ist zuständig für die Beratung und Unterstützung von Personen, die sich im Sinne des Bundes-Be​hindertengleichstellungsgesetzes (BGStG), BGBl. I Nr. 82/2005, oder der §§ 7a bis 7q des Behinderteneinstellungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1970, in der jeweils geltenden Fassung diskriminiert fühlen. Er kann zu diesem Zweck Sprechstunden und Sprechtage im gesam​ten Bundesgebiet abhalten. Der Behindertenanwalt ist in Ausübung seiner Tätigkeit selbständig, unabhängig und an keine Weisungen gebunden. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 3 Z 3, ab 1.1.2006)

(2) Der Behindertenanwalt kann, unbeschadet des § 19 Abs. 2 bis 10 BGStG, Untersuchungen zum Thema der Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen durchführen sowie Berichte veröffent​lichen und Empfehlungen zu allen die Diskriminierung von Men​schen mit Behinderungen berührenden Fragen abgeben. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 3 Z 3, ab 1.1.2006; BGBl. I Nr. 109/2008, Z 6, ab 1.1.2009)

(3) Der Behindertenanwalt hat jährlich einen Tätigkeitsbericht an den Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz zu legen sowie dem Bundesbehindertenbeirat (§ 8) mündlich zu berich​ten. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 3 Z 3, ab 1.1.2006)

Bestellung des Behindertenanwalts (§ 13d)
§ 13d. (1) Der Behindertenanwalt ist auf die Dauer von vier Jah​ren zu bestellen. Eine Wiederbestellung ist zulässig. Nach Ablauf der vierjährigen Funktionsperiode hat der amtierende Behindertenanwalt die Geschäfte so lange weiterzuführen, bis ein neuer Behindertenan​walt bestellt ist. Die Zeit der Weiterführung der Geschäfte durch den amtierenden Behindertenanwalt zählt auf die Funktionsperiode des neu bestellten Behindertenanwalts.

(2) Zum Behindertenanwalt kann nur bestellt werden, wer eigen​berechtigt ist und auf den Gebieten der Belange von Menschen mit Behinderungen und der Gleichbehandlung über besondere Erfahrun​gen und Kenntnisse verfügt. Bei gleicher sonstiger Eignung ist einem Menschen mit Behinderung bei der Bestellung der Vorzug zu geben.

(3) Der Behindertenanwalt ist zur gewissenhaften Ausübung seiner Funktion und – sofern er nicht der Amtsverschwiegenheit ge​mäß Art. 20 B‑VG unterliegt – zur Verschwiegenheit über alle ihm in Ausübung seiner Tätigkeit bekannt gewordenen Geschäfts- und Be​triebsgeheimnisse sowie privaten Daten und Familienverhältnisse verpflichtet.

(4) Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumenten​schutz hat den Behindertenanwalt von seiner Funktion zu entheben, wenn dieser die Enthebung beantragt oder die Pflichten seiner Funk​tion vernachlässigt.

(BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 3 Z 3, ab 1.1.2006)

Geschäftsführung und Kosten (§ 13e)
§ 13e. (1) Zur Führung der laufenden Geschäfte ist beim Bun​desministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz ein Büro einzurichten. Für die sachlichen und personellen Erfordernisse hat das Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumenten​schutz aufzukommen. Die Landesstel​len des Bundesamtes für Sozia​les und Behindertenwesen haben den Behindertenanwalt bei der Er​füllung seiner Aufgaben, insbesondere bei der Abhaltung von Sprechtagen, nach Bedarf zu unterstützen.

(2) Steht der Behindertenanwalt im aktiven Bundesdienst, steht ihm unter Fortzahlung seiner Dienstbezüge die zur Erfüllung seiner Aufgaben notwendige freie Zeit zu; die Inanspruchnahme ist dem Dienstvorgesetzten mitzuteilen. Er hat Anspruch auf den Ersatz der Reisegebühren nach den für ihn geltenden Vorschriften.

(3) In allen anderen Fällen gebührt ihm eine Vergütung für seine Tätigkeit sowie der Ersatz der Reise- und Aufenthaltskosten unter sinngemäßer Anwendung der für Schöffen und Geschworene gelten​den Bestimmungen des Gebührenanspruchsgesetzes 1975, BGBl. Nr. 136. Die Höhe der Vergütung hat der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz im Einvernehmen mit dem Bun​desminister für Finanzen festzusetzen.

(BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 3 Z 3, ab 1.1.2006)

Abschnitt III

Auskunft, Beratung und Betreuung

Sozial-Service (§ 14)
§ 14. (1) Behinderten und von konkreter Behinde​rung bedroh​ten Menschen ist zur Bewältigung ihrer Le​bensumstände Hilfe zu ge​währen, wenn sie aus eigener Kraft nicht fähig sind, ihre Schwierig​keiten zu besei​tigen, zu mildern oder deren Verschlimmerung zu ver​hü​ten.

(1a) Über den im Abs. 1 angeführten Personenkreis hinaus kön​nen auch an andere Personen Auskünfte er​teilt und andere Personen beraten werden, wenn dies der Erreichung des im § 1 umschriebenen Zieles dient. (BGBl. I Nr. 177/1999, Z 4, ab 1.9.1999)

(2) Die Hilfe ist vom Bundesamt für Sozia​les und Behin​derten​wesen als Sozial-Service anzubieten und hat alle Sach- und Rechts​fragen zu umfassen, die für den Hilfesuchenden vor allem im Zu​sammenhang mit der Behin​derung von Bedeutung sind. (BGBl. I Nr. 177/1999, Z 4, ab 1.9.1999; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 8 Z 1, ab 1.1.2003)

(3) Zur Durchführung der Hilfsmaßnahmen ist das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen zuständig. (BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 8 Z 4, ab 1.1.2003)

(4) Die Hilfe ist auch außerhalb des Sitzes des Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen in Form von mobilen Beratungsdien​sten anzubieten. Ständige Be​ratungsstellen außerhalb des Sitzes des Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen sind einzurichten, wenn dies im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis gelegen ist. (BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 8 Z 1, ab 1.1.2003)

Maßnahmen der Hilfe (§ 15)
§ 15. (1) Als Maßnahmen der Hilfe kommen vor allem in Be​tracht:


1.
die Aufklärung über die nach den einschlägigen Gesetzen be​stehenden Rechte und Pflichten,


2.
die Vermittlung an die zuständigen Stellen,


3.
die Unterstützung bei der Erlangung von Hilfen,


4.
die Beratung über Hilfsmittel (§ 18), (BGBl. I Nr. 177/1999, Z 5, ab 1.9.1999)


5.
die Vermittlung der Inanspruchnahme aller Arten der Hilfe aus der freien Wohlfahrt.

(2) Das Bundesamt für Soziales und Behinderten​wesen ist verpflichtet, Anträge und Eingaben unver​züglich an die zuständigen Stellen weiterzuleiten. (BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 8 Z 1, ab 1.1.2003)

(3) Das Bundesamt für Soziales und Behinderten​wesen hat mit den Gebietskörperschaften, mit Ein​richtungen des öffentlichen und privaten Rechts und mit sonstigen Institutionen zusammenzuar​beiten, wenn dies der Erreichung des im § 1 umschriebenen Zieles dient. Wenn und soweit es erforderlich ist, haben sie zu diesem Zweck Ver​einbarungen zu schließen. (BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 8 Z 1, ab 1.1.2003)

Mitwirkung der Hilfesuchenden (§ 16)
§ 16. Hilfesuchende haben alle Tatsachen anzugeben und Be​weismittel beizubringen, die für die Maßnahmen nach § 15 erheblich sind, soweit der maßgebende Sach​verhalt nicht durch das Bundesamt für Soziales und Be​hindertenwesen festgestellt werden kann.

Beratungsdienst für entwicklungsgestörte Kinder und Ju​gendliche (§ 17)
§ 17. (1) Das Bundesamt für Soziales und Behinder​tenwesen kann Beratungsdienste für entwicklungsge​störte und von Entwick​lungsstörungen bedrohte Kinder und Jugendliche bis zum vollende​ten 19. Lebensjahr einrichten, wenn die Notwendigkeit eines solchen Dien​stes vom Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumen​tenschutz im Einvernehmen mit dem betreffenden Land festgestellt wird. 

(2) Diese Dienste haben die Untersuchung, Beratung und Be​treuung durch Ärzte, Psychologen, diplomierte Sozialarbeiter und an​deres Fachpersonal zu umfassen. (BGBl. I Nr. 177/1999, Z 6, ab 1.9.1999)

Hilfsmittelberatung (§ 18)
(BGBl. I Nr. 177/1999, Z 7, ab 1.9.1999)

§ 18. (1) Das Bundesamt für Soziales und Behin​dertenwesen hat über die am österreichischen Markt angebote​nen Hilfsmittel für behinderte Menschen zu beraten. (BGBl. I Nr. 177/1999, Z 7, ab 1.9.1999; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 8 Z 1, ab 1.1.2003)

(2) Bei der Auskunftserteilung und Beratung sind erforderli​chenfalls Ärzte, Ergotherapeuten, Psychologen, sonstige Sachver​ständige und das Forschungsinsti​tut für Orthopädietechnik beizu​ziehen. (BGBl. I Nr. 177/1999, Z 7, ab 1.9.1999)

Organisation des Sozial-Service (§ 19)
§ 19. Das Bundesamt für Soziales und Behinder​tenwesen hat die zur Durchführung der Hilfe erfor​derlichen Maßnahmen zu tref​fen. Insbesondere obliegt ihm

(BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 8 Z 1, ab 1.1.2003)


1.
der Aufbau und die Führung einer Dokumentation über alle für die Auskunft, Beratung und Be​treuung erforderlichen Unterlagen und Informa​tionen; (BGBl. Nr. 26/1994, Z 6, ab 1.1.1994)


2.
die Beobachtung der Probleme von behinderten und hilfesu​chenden Menschen;


3.
die Herausgabe von Informationsmaterial für die Auskunft, Beratung und Betreuung.
§ 20. entfallen.     (BGBl. I Nr. 177/1999, Z 8, ab 1.9.1999)

Zuweisung weiterer Aufgaben (§ 21)
§ 21. Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumenten​schutz kann dem Bundesamt für Soziales und Behin​derten​wesen zur Erreichung des im § 1 um​schrie​benen Zieles weitere Aufgaben aus den Sachge​bieten übertragen, die dem Bundesministe​rium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz in der Anlage zu § 2 des Bundes​ministe​riengesetzes 1986, BGBl. Nr. 76, in der jeweils geltenden Fassung zu​ge​wiesen sind. (BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 8 Z 1, ab 1.1.2003)

Abschnitt IV

Unterstützungsfonds für Menschen mit Behinderung

(BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 1 Z 6, ab 1.7.2001)

Fonds, Begünstigte (§ 22)
§ 22. (1) Zur besonderen Hilfe für Menschen mit Behinderung wird ein Fonds errichtet. Dieser Fonds trägt die Bezeichnung "Unter​stützungsfonds für Menschen mit Behinderung". Zuwendungen aus dem Fonds können Menschen mit Behinderung gewährt werden, die durch ein insbesondere mit ihrer Behinderung im Zusammenhang ste​hendes Ereignis in eine soziale Notlage geraten sind, sofern rasche Hilfestellung die Notlage zu mildern oder zu beseitigen vermag. Vor Gewährung einer Zuwendung von mehr als 1 817 € ist die Vereini​gung, auf die die Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 Z 6 zutreffen, an​zuhören. (BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 1 Z 7, ab 1.7.2001)

(2) Empfänger von Zuwendungen aus dem Fonds können nur sein:  (BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 1 Z 8, ab 1.7.2001)


1.
behinderte Menschen, die österreichische Staatsbürger sind oder ihren ständigen Aufent​halt im Bundesgebiet haben;


2.
Personen, die nach dem Ableben eines behinder​ten Men​schen Kosten zu tragen haben, für die eine Zuwendung ge​mäß Z 1 beantragt war und auch in Betracht gekommen wäre, so​fern dadurch eine soziale Härte beseitigt werden kann; (BGBl. Nr. 26/1994, Z 8, ab 1.1.1994; BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 1 Z 8, ab 1.7.2001)


3.
entfallen. (BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 1 Z 8, ab 1.7.2001)

(3) Der Fonds dient ausschließlich gemeinnützigen Zwecken und besitzt eigene Rechtspersönlichkeit. Er hat seinen Sitz und Ge​richts​stand in Wien.
§ 23. entfallen. (BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 1 Z 9, ab 1.7.2001)

Zuwendungen (§§ 24 bis 26)
§ 24. (1) Die Zuwendungen erfolgen nach Maßgabe der Fonds​mittel in Form von Geldleistungen entsprechend den vom Bun​des​minister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz nach Anhörung des Bundesbehindertenbeirates erlassenen Richt​linien. Diese Richtli​nien haben sowohl im Bundesmini​sterium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz als auch im Bundesamt für Soziales und Behin​derten​wesen zur Einsichtnahme aufzuliegen. (BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 1 Z 10, ab 1.7.2001; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 8 Z 5, ab 1.1.2003)

(2) Diese Richtlinien haben insbesondere nähere Bestimmun​gen über die Voraussetzungen, unter denen Hilfen gewährt werden können, sowie über Art und Höhe der Zuwendungen zu enthalten. (BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 1 Z 10, ab 1.7.2001)
§ 25. (1) Auf die Gewährung von Zuwendungen be​steht kein Rechtsanspruch.

(2) Zuwendungen dürfen nur auf Grund eines Vertra​ges ge​währt werden und sind stets an den Nachweis der widmungsgemäßen Verwendung zu binden. Die Verwendung ist vom Fonds zu überprü​fen. Hierbei hat sich der Fonds auszubedingen, dass die erforderlichen Auskünfte er​teilt und die notwendigen Unterlagen vorgelegt werden.
§ 26. (1) Der Fonds hat sich vor Gewährung von Zu​wendungen auszubedingen, dass die Leistung zurückzuzah​len ist oder deren Aus​zahlung zu unterbleiben hat, wenn


1.
er vom Empfänger der Zuwendung über wesentliche Um​stände unvollständig oder falsch unterrichtet wird;


2.
das geförderte Vorhaben nicht oder durch Ver​schulden des Empfängers nicht rechtzeitig durchgeführt wird;


3.
die Zuwendung widmungswidrig verwendet oder Be​dingun​gen aus Verschulden des Empfängers nicht eingehalten wer​den;


4.
vom Empfänger der Zuwendung die Überprüfung der wid​mungsgemäßen Verwendung vereitelt wird.

(2) Bei Vorliegen berücksichtigungswürdiger Um​stände, insbe​sondere im Bereich der Familien-, Ein​kommens- und Vermögensver​hältnisse des Empfängers, kann auf die Rückzahlung verzichtet, die Forderung ge​stundet oder die Abstattung in Raten bewilligt werden. Alle noch aushaftenden Teilbeträge werden aber sofort fällig, wenn der Ersatzpflichtige mit mindestens zwei Raten im Verzug ist.

Zuständigkeit (§ 27)
§ 27. Die Ansuchen um Gewährung von Zuwendungen sind unter Anschluss der Nachweise für das Vorliegen der Voraussetzun​gen beim Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumenten​schutz oder beim Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen ein​zubrin​gen. (BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 1 Z 11, ab 1.7.2001; BGBl. I Nr. 136/2004, Art. 21 Z 2, ab 1.1.2005)

Mittel (§§ 28 u. 29)
§ 28. Die Mittel des Fonds werden insbesondere aufgebracht durch:


1.
Zuwendungen, Schenkungen, Erbschaften und Ver​mächt​nisse;


2.
Zinsen und sonstige Erträgnisse des Fondsvermö​gens.
§ 29. Der Fonds gilt abgabenrechtlich als Kör​perschaft öffentli​chen Rechts. Unentgeltliche Zuwen​dungen an den Fonds un​terliegen nicht der Erbschafts- und Schenkungssteuer. (BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 8 Z 6, ab 1.1.2003)

(2) entfallen. (BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 8 Z 6, ab 1.1.2003)

Auskunftspflicht (§ 30)
§ 30. Alle Organe des Bundes und der durch die Bundesgesetz​gebung zu regelnden Selbstverwaltung haben dem Fonds diejenigen Auskünfte zu erteilen, deren die​ser zur Beurteilung der Frage bedarf, ob die Voraus​setzungen für eine Zuwendung gemäß §§ 22 und 24 gege​ben sind. Die Auskunftspflicht erstreckt sich jedoch nicht auf die Tatsachen, die aus finanzbehördlichen Bescheiden des Leistungswer​bers ersichtlich sind. Die Weitergabe solcher Daten ist nur in Durch​führung des § 5 Abs. 3 zulässig. (BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 1 Z 12, ab 1.7.2001)

Verwaltung des Fonds (§ 31)
(BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 1 Z 13, ab 1.7.2001)

§ 31. Die Verwaltung und Vertretung des Fonds obliegt dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz.

(BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 1 Z 13, ab 1.7.2001)

Kostentragung (§ 32)
(BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 1 Z 14, ab 1.7.2001)

§ 32. Der aus der Vollziehung der Bestimmungen über den Un​terstützungsfonds für Menschen mit Behinderung erwachsende Ver​waltungsaufwand ist vom Bund zu tragen.

(BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 1 Z 14, ab 1.7.2001)

Abschnitt IVa

Zuwendungen zur Unterstützung für Bezieher von Renten aus der Unfallversicherung (§§ 33 bis 35)
§ 33. (1) Zuwendungen aus dem Unterstützungsfonds für Men​schen mit Behinderung können nach Maßgabe der für diesen Zweck verfügbaren Mittel außerdem jenen Personen gewährt werden, denen auf Grund der seit 1. Jänner 2001 geltenden Besteuerung ihrer Be​züge aus der gesetzlichen Unfallversicherung oder aus einer gesetzli​chen Unfallversorgung Mehrbelastungen entstehen.

(2) Die Mehrbelastung wird bis zu dem sich aus Abs. 3 ergeben​den Betrag abgegolten, wenn das zu versteuernde Einkom​men (§ 33 des Einkommensteuergesetzes 1988, BGBl. Nr. 400) eines Beziehers einer Dauerleistung aus der gesetzlichen Unfallversiche​rung oder aus einer gesetzlichen Unfallversorgung den Betrag von 230 000 S (16 714,75 €) jährlich nicht übersteigt.

(3) Die Mehrbelastung ist der Unterschiedsbetrag zwischen je​ner Einkommensteuer, die bei Einbeziehung der Dauerleistung in das steuerpflichtige Einkommen anfällt, und jener Einkommensteuer, die sich ergibt, wenn die Dauerleistung nicht in das steuerpflichtige Ein​kommen einbezogen wird.

(4) Übersteigt das zu versteuernde Einkommen den Betrag von 230 000 S (16 714,75 €) jährlich, wird die Mehrbelastung teil​weise abgegolten, sofern der übersteigende Betrag nicht höher ist als der Unterschiedsbetrag im Sinne des Abs. 3. Bei einer teil​weisen Abgel​tung ist der Unterschiedsbetrag im Sinne des Abs. 3 um den überstei​genden Betrag zu kürzen.

(5) Über die Abgeltung nach Abs. 4 hinaus kann die Mehr​belas​tung nach Maßgabe der Richtlinien gemäß § 34 Abs. 2 teil​weise abgegolten werden.
§ 34. (1) Ansuchen auf Gewährung einer Zuwendung können innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Jahres, für das die Abgel​tung der Mehrbelastung begehrt wird, beim Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen eingebracht werden. (BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 8 Z 7, ab 1.1.2003)

(2) Die Entscheidung über die Gewährung von Zuwendungen nach diesem Abschnitt hat nach den vom Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz als Verwalter des Fonds erlassenen Richtlinien zu erfolgen. Die Richtlinien haben für Fälle einer teilwei​sen Abgeltung nach § 33 Abs. 5 vorzusehen, dass eine solche inso​weit erfolgt, als durch die Mehrbelastung eine unvermeidliche be​sondere Härte durch Entfall eines den Umständen nach erheblichen Einkom​mensteils oder eine Gefährdung des angemessenen Unterhalts bewirkt wird. Dabei ist auf 


a)
die seit dem Eintritt des Versicherungsfalles und dem In​kraft​treten der Steuerpflicht vergangene Zeit,


b)
das Gesamteinkommen,


c)
die Familienverhältnisse und Unterhaltspflichten,


d)
den Anteil der Unfallrente am Gesamteinkommen und den durch die Steuerpflicht eingetretenen Einkom​men​sentfall im Verhältnis zu dem zur Verfügung ste​henden Gesamtein​kommen,


e)
sonstige im Vertrauen auf die bisherige Rechtslage ein​ge​gan​gene Zahlungsverpflichtungen im Zusammenhang mit Wohnraumbeschaffung oder Wohnraumadaptierung im notwendigen Ausmaß sowie mit der Aufrechterhal​tung der eigenen Mobilität und


f)
eine allfällige Erhöhung der Zusatzrente gemäß § 205a Abs. 1 Z 2 ASVG in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 142/2000 bzw. gleichartiger Bestimmungen

Bedacht zu nehmen. Die Höhe von teilweisen Abgeltungen nach § 33 Abs. 5 kann auch in entsprechenden Pauschalbeträgen festgesetzt wer​den. Die Richtlinien haben weiters Bestimmungen über das Ver​fahren und die Vorschüsse zu enthalten.

(3) § 24 ist auf Zuwendungen nach diesem Abschnitt nicht an​zuwenden; §§ 25 und 26 sind sinngemäß anzuwenden. Die Auszah​lung der Zuwendung erfolgt einmal pro Kalenderjahr; Vorschüsse können gewährt werden.

(4) Die Abgabenbehörden haben dem Fonds jene Daten, die eine wesentliche Voraussetzung zur Wahrnehmung der ihnen durch dieses Bundesgesetz übertragenen Aufgaben darstellen, elektronisch zu übermitteln. Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz den Inhalt und das Verfahren der elektronischen Über​mitt​lung durch Verordnung festzulegen. In dieser Verordnung kann auch ein Verfahren festgelegt werden, das die Gewährung einer Zu​wendung nach § 33 Abs. 1 bis 4 und die auf Grund einer Veranla​gung zur Ein​kommensteuer anfallende Abgabenschuld zeitlich ab​stimmt.
§ 35. (1) Der Aufwand, der dem Fonds für die Abgeltung der Mehr​belastungen nach diesem Abschnitt erwächst, ist vom Bund insoweit zu ersetzen, als er den von der Allgemeinen Unfallversi​che​rungsanstalt für Zwecke der Abgeltung von Aufwendungen nach die​sem Abschnitt bis zum 31. Dezember 2003 geleisteten Beitrag über​steigt, wobei bedarfsge​rechte Vorschüsse zu leisten sind.

(2) Der Fonds ist verpflichtet, die Mittel für die Abgeltung der Mehr​belastungen nach diesem Abschnitt von den übrigen Fondsmit​tel zu trennen und in einem gesonderten Verrech​nungskreis darzu​stellen. Die Abrechnung hat mit dem Rechnungsab​schluss zu erfol​gen.

(BGBl. I Nr. 136/2004, Art. 21 Z 3, ab 1.1.2004)

Abschnitt V - Abgeltung der Normverbrauchsabgabe (§ 36) - entfallen (BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 104 Z 1, mit Ablauf des 31.12.2010)

Aufwandersatz durch den Bund (§ 37)
§ 37. Der Aufwand, der dem Fonds für die Abgeltung der Be​lastung nach § 36 erwächst, ist vom Bund zu ersetzen, wobei be​darfsgerechte Vorschüsse zu leisten sind. 

(BGBl. I Nr. 136/2004, Art. 21 Z 4, ab 1.1.2005)

Anträge, Verfahren (§ 38)
§ 38. (1) Anträge auf Abgeltung der sich aus dem Norm​verbrauchsabgabegesetz 1991 ergebenden Belastung sind unter An​schluss der erforderlichen Nachweise beim Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen einzubrin​gen. 

(2) Auf das Verfahren zur Abgeltung der sich aus dem Norm​verbrauchsabgabegesetz 1991 ergebenden Belastung finden die Vor​schriften des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991, BGBl. Nr. 51, mit der Maßgabe Anwendung, dass die Berufungsfrist sechs Wochen beträgt.

(3) Über Berufungen gegen Bescheide des Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen gemäß § 36 entscheidet die Bundes​berufungskommission nach dem Bundesberufungskommis​sionsge​setz, BGBl. I Nr. 150/2002.

(BGBl. I Nr. 136/2004, Art. 21 Z 4, ab 1.1.2005)

Anwendung anderer Bestimmungen (§ 39)
§ 39. § 22 Abs. 2 Z 1 und § 30 sind bei Entschei​dungen gemäß § 36 anzuwenden. § 41 Abs. 3 und § 45 Abs. 4 gelten sinngemäß. 

(BGBl. I Nr. 136/2004, Art. 21 Z 4, ab 1.1.2005)

Abschnitt Va

Blindenführhunde (§ 39a)
§ 39a. (1) Ein Blindenführhund ist ein Hund, der sich bei Nach​weis der erforderlichen Gesundheit und seiner wesensmäßigen Eig​nung sowie nach Absolvierung einer speziellen Ausbildung - vor al​lem im Hinblick auf Gehorsam und Führfähigkeit - besonders zur Unter​stützung eines blinden oder hochgradig sehbehinderten Men​schen eig​net.

(2) Der Blindenführhund soll den behinderten Men​schen im Bereich der Mobilität weitgehend unterstüt​zen, die Wahrnehmungs​probleme blinder oder hochgradig sehbehinderter Menschen ausglei​chen und ihnen eine ge​fahrlose Bewegung sowohl in vertrauter als auch in fremder Umgebung ermöglichen.

(3) Voraussetzung für die Bezeichnung als „Blindenführhund” und für die Gewährung einer finan​ziellen Unterstützung aus öffentli​chen Mitteln zur An​schaffung eines Blindenführhundes ist die posi​tive Be​urteilung durch ein gemeinsames Gutachten von Sachver​ständigen, zu denen jedenfalls ein blinder oder hoch​gradig sehbehin​derter Mensch gehören muss. Bei dieser Beurteilung ist vor allem auf Gehor​sam, Verhalten und Führfähigkeit des Hundes sowie auf das funktio​nierende Zusammenspiel des blinden oder hochgradig sehbe​hinder​ten Menschen mit dem Hund Bedacht zu nehmen.

(4) Nähere Bestimmungen über die Kriterien zur Be​urteilung von Blindenführhunden sind vom Bundesmini​ster für Arbeit, Sozia​les und Konsumentenschutz in Form von Richtlinien festzulegen. Diese Richtlinien haben im Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz sowie bei allen Rehabilitationsträgern (§ 3) zur Ein​sichtnahme aufzuliegen.

(BGBl. I Nr. 177/1999, Z 13, ab 1.9.1999)

Abschnitt VI

Behindertenpass (§§ 40 bis 47)
§ 40. (1) Behinderten Menschen mit Wohnsitz oder gewöhnli​chem Aufenthalt im Inland und einem Grad der Behinderung oder einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 50 % ist auf Antrag vom Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen (§ 45) ein Behindertenpass auszustellen, wenn (BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 8 Z 2, ab 1.1.2003)


1.
ihr Grad der Behinderung (ihre Minderung der Erwerbs​fähig​keit) nach bundesgesetzlichen Vorschriften durch Be​scheid oder Urteil festge​stellt ist oder


2.
sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften wegen Invalidität, Berufsunfähigkeit, Dienstunfähig​keit oder dauernder Er​werbsunfähigkeit Geldlei​stungen beziehen oder


3.
sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften ein Pflegegeld, eine Pflegezulage, eine Blindenzu​lage oder eine gleichartige Lei​stung erhalten oder


4.
für sie erhöhte Familienbeihilfe bezogen wird oder sie selbst erhöhte Familienbeihilfe bezie​hen oder


5.
sie dem Personenkreis der begünstigten Behin​derten im Sinne des Behinderteneinstellungs​ge​setzes, BGBl. Nr. 22/1970, angehören.

(BGBl. Nr. 26/1994, Z 13, ab 1.1.1994)

(2) Behinderten Menschen, die nicht dem im Abs. 1 angeführ​ten Personenkreis angehören, ist ein Behinder​tenpass auszustellen, wenn und insoweit das Bundesamt für Soziales und Behindertenwe​sen auf Grund von Ver​einbarungen des Bundes mit dem jeweiligen Land oder auf Grund anderer Rechtsvorschriften hierzu ermächtigt ist.
§ 41. (1) Als Nachweis für das Vorliegen der im § 40 genannten Voraussetzungen gilt der letzte rechtskräftige Bescheid eines Rehabilitationsträgers (§ 3) oder ein rechtskräftiges Urteil eines Gerichtes nach dem Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz, BGBl. Nr. 104/1985. Das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen hat den Grad der Behinderung nach der Einschätzungsverordnung (BGBl. II Nr. 261/2010) unter Mitwirkung von ärztlichen Sachverständigen einzuschätzen, wenn

1.
nach bundesgesetzlichen Vorschriften Leistungen wegen einer Behinderung erbracht werden und die hierfür maßgebenden Vorschriften keine Einschätzung vorsehen oder

2.
zwei oder mehr Einschätzungen nach bundesgesetzlichen Vorschriften vorliegen und keine Gesamteinschätzung vorgenommen wurde oder

3.
ein Fall des § 40 Abs. 2 vorliegt.

(BGBl. I Nr. 81/2010, Art. 2 Z 2, ab 1.9.2010)

(2) Anträge auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von Zusatzeintragungen oder auf Einschätzung des Grades der Behinderung sind ohne Durchführung eines Ermittlungsverfahrens zurückzuweisen, wenn seit der letzten rechtskräftigen Entscheidung noch kein Jahr vergangen ist. Dies gilt nicht, wenn eine offenkundige Änderung einer Funktionsbeeinträchtigung glaubhaft geltend gemacht wird. (BGBl. I Nr. 81/2010, Art. 2 Z 2, ab 1.9.2010)

(3) Entspricht ein Behindertenpasswerber oder der Inhaber eines Behindertenpasses ohne triftigen Grund einer schriftlichen Auf​forderung zum Erscheinen zu einer zumutbaren ärztlichen Untersu​chung nicht, verweigert er eine für die Entscheidungsfindung uner​lässliche ärztliche Untersuchung oder weigert er sich, die zur Durch​führung des Verfahrens unerlässlichen Angaben zu machen, ist das Verfahren einzustellen. Er ist nachweislich auf die Folgen seines Verhaltens hinzuweisen. (BGBl. I Nr. 136/2004, Art. 21 Z 6, ab 1.1.2005)
§ 42. (1) Der Behindertenpass hat den Vor- und Fa​milienna​men, das Geburtsdatum, eine allfällige Ver​si​cherungsnummer, den Wohn​ort und einen festgestellten Grad der Behinderung oder der Minderung der Erwerbsfä​higkeit zu enthalten und ist mit einem Licht​bild aus​zustatten. Zusätzliche Eintragungen, die dem Nachweis von Rechten und Vergünstigungen dienen, sind auf An​trag des be​hinder​ten Men​schen zulässig. Die Eintragung ist vom Bundes​amt für So​ziales und Behin​dertenwesen vorzunehmen. (BGBl. Nr. 26/1994, Z 16, ab 1.1.1994; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 8 Z 2, ab 1.1.2003)

(2) Der Behindertenpass ist unbefristet auszustel​len, wenn keine Änderung in den Voraussetzungen zu er​warten ist.
§ 43. (1) Treten Änderungen ein, durch die behörd​liche Eintra​gungen im Behindertenpass berührt werden, hat das Bundesamt für So​ziales und Behindertenwesen diese zu berichtigen oder erforderli​chenfalls einen neuen Behindertenpass auszustellen. Bei Wegfall der Voraussetzungen ist der Behindertenpass einzuziehen.

(2) Der Besitzer des Behindertenpasses ist ver​pflichtet, dem Bundesamt für Soziales und Behinderten​wesen binnen vier Wochen jede Änderung anzuzeigen, durch die behördliche Eintragungen im Be​hindertenpass berührt werden, und über Aufforderung dem Bun​desamt für Soziales und Behindertenwesen den Behindertenpass vor​zulegen.
§ 44. (1) Ein Behindertenpass ist ungültig, wenn die behördli​chen Eintragungen, Unterschriften oder Stempel unkenntlich gewor​den sind, das Lichtbild fehlt oder den Besitzer nicht mehr einwand​frei er​kennen lässt oder Beschädigungen oder Merkmale seine Voll​ständig​keit, Ein​heit oder Echtheit in Frage stellen.

(2) Wenn der Behindertenpass gemäß Abs. 1 ungültig ist oder der Verlust des Behindertenpasses glaubhaft gemacht wurde, ist ein neuer Be​hindertenpass auszu​stellen.
§ 45. (1) Anträge auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung oder auf Einschätzung des Grades der Behinderung sind unter Anschluss der erforderlichen Nachweise bei dem Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen einzu​brin​gen. (BGBl. Nr. 26/1994, Z 17, ab 1.1.1994; BGBl. I Nr. 177/1999, Z 14, ab 1.9.1999; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 8 Z 31, ab 1.1.2003)

(2) Ein Bescheid ist nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemäß Abs. 1 nicht stattgegeben oder der Pass eingezogen wird. (BGBl. Nr. 26/1994, Z 17, ab 1.1.1994)

(3) (Verfassungsbestimmung) Über Berufungen gegen Bescheide des Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen gemäß Abs. 2 entscheidet die Bun​desberufungskommission nach dem Bundesberufungskommissions​gesetz, BGBl. I Nr. 150/2002. (BGBl. I Nr. 2/2008, Art. 2 1. Ab​schnitt § 2 Abs. 2 Z 31, ab 1.1.2008)

(4) Gegen die Entscheidung der Bundesberufungskommission ist eine weitere Berufung unzulässig. Reisekosten, die einem behin​derten Menschen dadurch erwachsen, dass er im Zusammenhang mit einem Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses einer La​dung des Bundessozialamtes oder der Bundesberufungskommission Folge leistet, sind in dem im § 49 des Kriegsopferversorgungsgeset​zes 1957 angeführten Umfang zu ersetzen. Der Ersatz der Reisekosten entfällt, wenn die Fahrtstrecke (Straßenkilometer) zwischen Wohnort und dem Ort der Untersuchung 50 km (einfache Strecke) nicht übersteigt. (BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 8 Z 11, ab 1.1.2003; BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 104 Z 4, ab 1.1.2011)
§ 46. Auf das Verfahren zur Ausstellung und Ein​ziehung eines Behindertenpasses finden, soweit dieses Bundesgesetz nichts anderes bestimmt, die Vorschrif​ten des Allgemeinen Verwaltungsverfahrens​gesetzes 1991, BGBl. Nr. 51, und des Verwaltungsvollstreckungs​gesetzes 1991, BGBl. Nr. 53, mit der Maßgabe Anwendung, dass die Berufungsfrist sechs Wochen beträgt.

(BGBl. I Nr. 136/2004, Art. 21 Z 7, ab 1.1.2005)
§ 47. Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumenten​schutz ist ermächtigt, mit Verordnung die nähe​ren Bestimmun​gen über den nach § 40 auszustel​len​den Behindertenpass und damit verbun​dene Berechti​gungen festzusetzen.

Abschnitt VII

Fahrpreisermäßigungen (§ 48)
§ 48. Für folgende Gruppen behinderter Menschen kann im Rah​men der jeweils im Bundesfinanzgesetz für diesen Zweck verfüg​baren Mittel mit Verkehrsunternehmen des öffentlichen Verkehrs eine Fahrpreisermäßigung vereinbart werden:


1.
Personen, für die erhöhte Familienbeihilfe be​zogen wird oder die selbst erhöhte Familienbei​hilfe beziehen, sofern bei ihnen ein Grad der Behinderung von mindestens 70 % oder die vor​aussichtlich dauernde Selbsterhaltungsunfähig​keit festgestellt wurde;


2.
Bezieher von Pflegegeld sowie von anderen ver​gleichbaren Leistungen auf Grund bundes- oder landesgesetzlicher Vor​schriften;


3.
Bezieher von Versehrtenrenten nach einer Minde​rung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 70 %;


4.
Bezieher wiederkehrender Geldleistungen nach dem Kriegs​opferversorgungsgesetz, BGBl. Nr. 152/1957, dem Opferfür​sorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947, dem Heeresversorgungs​gesetz, BGBl. Nr. 27/1964, dem Impfschadengesetz, BGBl. Nr. 371/1973, und dem Verbrechens​opfergesetz, BGBl. Nr. 288/1972, sowie Personen, denen solche Geldleistungen um​gewandelt wurden, jeweils ab einer Minderung der Erwerbs​fähigkeit von 70 %;


5.
begünstigte Behinderte im Sinne des Behinder​teneinstel​lungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1970, ab einem Grad der Behin​derung von 70 %.

(BGBl. Nr. 26/1994, Z 18, ab 1.1.1994)
§ 49.  entfallen. (BGBl. I Nr. 136/2004, Art. 21 Z 8, ab 1.1.2005)

Abschnitt VIII

Kostenersatz für Behindertenorganisationen (§ 50)
§ 50. (1) Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsu​mentenschutz hat der Vereinigung, auf die die Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 Z 6 zutreffen, den ihr durch die Be​sorgung der ihr vom Ge​setzgeber zugewie​senen Aufgaben, durch ihre koordinierende Tätig​keit auf dem Gebiet der Behindertenhilfe und ihre sonstige im öf​fentli​chen In​teresse gelegene Mitwirkung auf diesem Gebiet entste​henden Aufwand im Rahmen der je​weils im Bundesfinanz​gesetz für diese Zwecke verfüg​baren Mittel durch Ge​währung von Förderungen zu er​setzen. Förderungen kön​nen auch vorschussweise gewährt werden. Bestehen neben​einander mehrere Vereinigungen, auf die die Voraus​set​zungen des § 10 Abs. 1 Z 6 zu​treffen, so entscheidet der Bundes​minister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz über die Aufteilung der Mittel unter Bedachtnahme auf ihre im öffentlichen Interesse er​brachten Leistungen. (BGBl. Nr. 26/1994, Z 19, ab 1.1.1994)

(2) Vor Gewährung von Förderungen gemäß Abs. 1 hat sich der Förderungswerber dem Bund gegenüber zu ver​pflichten, über die widmungsgemäße Verwendung der För​derungen alljährlich Bericht zu erstatten, Rechnung zu legen und zum Zweck der Überwachung der widmungs​ge​mäßen Verwendung der Zuschüsse Organen des Bundes die Überprüfung der Durchführung durch Einsicht in die Bü​cher und Belege sowie durch Besichtigung an Ort und Stelle zu ge​statten und ihnen die erforderlichen Aus​künfte zu erteilen. Der För​derungswerber hat sich wei​ters zu verpflichten, bei nicht widmungs​gemäßer Ver​wendung der Förderung oder Nichteinhaltung der ange​führten Ver​pflichtungen die Förderungen dem Bund zu​rückzuzahlen, wobei der zurückzuzahlende Betrag für die Zeit von der Auszahlung bis zur Rückzahlung mit 3 vH über dem jeweils geltenden Basiszins​satz ge​mäß § 1 1. Euro-Justiz-Begleitgesetz, BGBl. I Nr. 125/1998 pro Jahr zu verzinsen ist. (BGBl. Nr. 26/1994, Z 19, ab 1.1.1994; BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 1 Z 21, ab 1.7.2001)

Abschnitt IX

(BGBl. Nr. 26/1994, Z 19, ab 1.1.1994)

Organisatorische und ergänzende Bestimmungen

Gebührenfreiheit (§ 51)
§ 51. Alle zur Durchführung dieses Bundesgesetzes erforderli​chen Amtshandlungen, Eingaben, Vollmachten, Zeugnisse, Urkunden über Rechtsgeschäfte sowie Vermö​gensübertragungen sind von bun​desgesetzlich geregelten Gebühren, Verkehrssteuern und Verwal​tungsab​gaben befreit. 

(BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 8 Z 12, ab 1.1.2003)

Mitwirkung (§ 52)
§ 52. (1) Die Bundesrechenzentrum GmbH hat bei der Durch​führung dieses Bundesgesetzes, soweit diese dem Bun​desminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz und dem Bundesamt für So​ziales und Behinder​tenwe​sen obliegt, mitzu​wirken, wenn eine sol​che Mit​wirkung im Interesse der Einfachheit, Zweckmäßigkeit und Kosten​ersparnis gele​gen ist. (BGBl. Nr. 757/1996, Art. III § 31, ab 1.1.1997; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 8 Z 1, ab 1.1.2003)

(2) Die Träger der Sozialversicherung haben auf Ersuchen des Bundesamtes für Soziales und Behinderten​wesen im Ermittlungsver​fahren zur Durchführung dieses Bundesgesetzes mitzuwirken. Im Rahmen dieser Mitwir​kungspflicht haben sie auch automationsunter​stützt verarbeitete Daten über sozialversicherte Personen be​treffend Name, Adresse, Versicherungsnummer, Minderung der Erwerbs​fä​higkeit, Gesundheitsschädigungen sowie Art und Höhe von Geld​leistun​gen an das Bundesamt für Soziales und Behindertenwe​sen zum Zweck der Gewährung von Zuwendungen aus dem Unter​stüt​zungs​fonds für Menschen mit Behinderung, der Ausstellung eines Behin​dertenpasses oder der Einräumung einer Fahrpreisermäßigung zu übermitteln. (BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 1 Z 22, ab 1.7.2001; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 8 Z 1, ab 1.1.2003)

Ermittlung und Verarbeitung von Daten (§ 53)
(BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 1 Z 22a, ab 1.7.2001)

§ 53. (1) Die zur Durchführung des Behinderteneinstel​lungsge​setzes automationsunterstützt verarbeiteten Da​ten über begünstigte Personen und Förderungswerber be​treffend Name, Adresse, Versiche​rungsnummer, Grad der Behinderung, Gesundheitsschädi​gungen und Einkommen dürfen vom Bundesamt für Soziales und Behinder​tenwesen zu den im § 52 Abs. 2 angeführten Zwecken ver​wendet wer​den. (BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 1 Z 22a, ab 1.7.2001; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 8 Z 1, ab 1.1.2003)

(2) Das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen ist er​mächtigt, zur Feststellung von Grund und Höhe der Zuwendungen im Sinne des Abschnitts IVa dieses Bundesgesetzes die in § 52 Abs. 2 angeführten Daten von Beziehern einer Dauerleistung aus der ge​setzli​chen Unfallversicherung oder aus einer gesetzlichen Unfallver​sorgung zu ermitteln und zu verarbeiten. Diejenigen Daten, die zur Feststellung von Grund und Höhe einer Zuwendung nicht benötigt werden, sind nach Durchführung des Datenabgleichs zu löschen. (BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 1 Z 22a, ab 1.7.2001; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 8 Z 1, ab 1.1.2003)

Inkrafttreten (§§ 54 bis 55)
§ 54. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1990 in Kraft. (BGBl. Nr. 26/1994, Z 20)

(2) § 36 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 695/1991 tritt mit 1. Jänner 1992 in Kraft. (BGBl. Nr. 26/1994, Z 20)

(3) §§ 3 Abs. 1, 9 Abs. 1, 12 Abs. 1 und 4, 13, 19, 20, 22 Abs. 2, 31 Abs. 1, 36 Abs. 2 und 3, 37, 38 Abs. 2, 39, 40 Abs. 1, 41, 42 Abs. 1, 45 Abs. 1 und 2, 48, 50, 55 und 56 in der Fassung des Bun​desgesetzes BGBl. Nr. 26/1994 treten mit 1. Jänner 1994 in Kraft. (BGBl. Nr. 26/1994, Z 20)

(4) § 7 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/1994 tritt mit 1. Juli 1994 in Kraft. (BGBl. Nr. 314/1994, Art. 15 Z 2)

(5) § 9 Abs. 1 Z 3, § 10 Abs. 1 Z 5, § 12 Abs. 3, § 14 Abs. 1a und 2, § 15 Abs. 1 Z 4, § 17 Abs. 2, § 18 samt Überschrift, § 24, § 31 Abs. 2, § 32 Abs. 1, § 36 Abs. 2 Z 3, Ab​schnitt Va, § 45 Abs. 1 und § 46 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 177/1999 sowie die Aufhebung des § 20 und des § 55 samt Überschrift treten mit 1. September 1999 in Kraft. (BGBl. I Nr. 177/1999, Z 16)

(6) § 3 Abs. 1 Z 10, § 9 Abs. 1 Z 3, § 11 Abs. 2, Abschnitt IIa, die Bezeichnung des Abschnittes IV, § 22 Abs. 1 und 2, § 24, § 27, § 30, § 31 samt Überschrift, § 32 samt Überschrift, Abschnitt IVa, § 36 samt Überschrift, § 50 Abs. 2, § 52 Abs. 2, § 53, § 55 und § 56 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 60/2001 sowie die Auf​hebung des § 8 Abs. 4 und des § 23 treten mit 1. Juli 2001 in Kraft. (BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 1 Z 23)

(7)


1.
(durch Art. 2 1. Abschnitt § 2 Abs. 2 Z 31, BGBl. I Nr. 
2/2008, ab 1.1.2008 als nicht mehr geltend festgestellt)


2.
Artikel 8 Z 1, § 9 Abs. 2, § 14 Abs. 3, § 24 Abs. 1, § 34 Abs. 1, § 36 Abs. 2 Z 3, § 38, § 40 Abs. 1, § 41 Abs. 1, § 42 Abs. 1, § 45 Abs. 1, 3 und 4, § 49, § 51, § 55 Abs. 3, § 56 Z 6 und 7 sowie die Aufhebung des § 29 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 150/2002 treten mit 1. Jänner 2003 in Kraft.

(BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 8 Z 13)

(8) 


1.
§ 55 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 136/2004 tritt mit dem auf die Kundmachung folgen​den Tag in Kraft. 


2.
§ 35 tritt mit 1. Jänner 2004 in Kraft.


3.
§ 1a, § 27, Abschnitt V samt Überschrift, § 41 Abs. 1 Z 2 und Z 3, § 41 Abs. 3, § 46, § 56 Z 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 136/2004 sowie die Aufhe​bung des § 49 treten mit 1. Jänner 2005 in Kraft.

(BGBl. I Nr. 136/2004, Art. 21 Z 9)

(9) § 9 Abs. 1 Z 3, § 13a Abs. 2, Abschnitt IIb samt Überschrift sowie § 56 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 82/2005 treten mit 1. Jänner 2006 in Kraft. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 3 Z 4)

(10) § 9, § 11, § 13c und § 56 in der Fassung des BGBl. I Nr. 109/2008 treten mit 1. Jänner 2009 in Kraft, § 8, § 12 und § 13 samt Überschrift in der Fassung des BGBl. I Nr. 109/2008 treten am Tage des Inkrafttretens des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen vom 13. Dezember 2006 in Kraft. (BGBl. I Nr. 109/2008, Z 7; § 8, § 12 und § 13 samt Überschrift: BGBl. III Nr. 155/2008, ab 26.10.2008)

(11) Die Mitglieder (Ersatzmitglieder) des Monitoringausschus​ses (§ 13) können von dem der Kundmachung dieses Bundesgesetzes folgenden Tag an bestellt werden. (BGBl. I Nr. 109/2008, Z 7, ab 9.8.2008)

(12)) § 1, § 13 Abs. 5a, § 41 Abs. 1 und 2, § 55 Abs. 4 und 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 81/2010 treten mit 1. September 2010 in Kraft. (BGBl. I Nr. 81/2010, Art. 2 Z 4)

(13) § 9 Abs. 1, § 10 Abs. 1, § 45 Abs. 4 und § 55 Abs. 6 in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2011, BGBl. I Nr. 111/2010, treten mit 1. Jänner 2011 in Kraft. Der Abschnitt V samt Überschriften tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2010 außer Kraft. (BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 104 Z 5)
§ 55. (1) Abschnitt IVa dieses Bundesgesetzes gilt für Perso​nen, die einen Rentenanspruch aus der gesetzlichen Unfallversiche​rung oder einer gesetzlichen Unfallversorgung aus einem spätestens am 31. Dezember 2003 eingetretenen Versicherungsfall haben. (BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 1 Z 24, ab 1.7.2001; BGBl. I Nr. 136/2004, Art. 21 Z 10, ab 11.12.2004)

(2) Ansuchen an den Nationalfonds, die vor dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 60/2001 beim Bundesamt für Sozia​les und Behindertenwesen eingelangt sind, gelten nach Inkraft​treten dieses Bundesgesetzes als Ansuchen an den Unterstützungs​fonds für Menschen mit Behinderung. (BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 1 Z 24, ab 1.7.2001; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 8 Z 1, ab 1.1.2003)

(3) Die Bestimmung des § 45 Abs. 3 in der Fassung des Bundes​gesetzes BGBl. I Nr. 150/2002 ist auf zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes anhängige Berufungsverfahren nicht anzuwenden. Diese Verfahren sind vom zuständigen Landes​hauptmann unter Zugrundelegung der bis zum 31. Dezember 2002 geltenden Vorschriften zu Ende zu führen. (BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 8 Z 14, ab 1.1.2003)

(4) Die Bestimmung des § 41 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 81/2010 ist auf zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes anhängige Verfahren nicht anzuwenden. Diese Verfahren sind unter Zugrundelegung der bis zum 31. August 2010 geltenden Vorschriften zu Ende zu führen. Dies gilt bis 31. August 2013 auch für Verfahren nach §§ 40ff, sofern zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes ein rechtskräftiger Bescheid nach §§ 40ff oder auf Grund der Bestimmungen des § 14 des Behinderteneinstellungsgesetzes vorliegt. (BGBl. I Nr. 81/2010, Art. 2 Z 5, ab 1.9.2010)

(5) Im Falle eines Antrages auf Neufestsetzung des Grades der Behinderung nach Ablauf des 31. August 2013 hat die Einschätzung unter Zugrundelegung der Bestimmungen der Einschätzungsverordnung (BGBl. II Nr. 261/2010) zu erfolgen. Im Falle einer von Amts wegen durchgeführten Nachuntersuchung bleibt – bei objektiv unverändertem Gesundheitszustand – der festgestellte Grad der Behinderung unberührt. (BGBl. I Nr. 81/2010, Art. 2 Z 5, ab 1.9.2010)

(6) Verfahren gemäß § 36, die am 31. Dezember 2010 beim Bundessozialamt oder der Bundesberufungskommission anhängig sind, sind nach den bis zum 31. Dezember 2010 geltenden Vorschriften zu Ende zu führen. (BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 104 Z 6, ab 1.1.2011)

Vollziehung (§ 56)
§ 56. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut:


1.
hinsichtlich der §§ 2 bis 7 der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz im Einvernehmen mit dem Bun​deskanzler; (BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 1 Z 25, ab 1.7.2001)


2.
hinsichtlich des § 10 Abs. 1 Z 2 die Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz, für Finanzen, für Gesundheit, für Wirtschaft, Familie und Jugend sowie das Bundeskanzleramt; (BGBl. I Nr. 109/2008, Z 8, ab 1.1.2006)


3.
hinsichtlich des § 13a Abs. 3 und des § 13d Abs. 2 die Bundes​regierung; (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 3 Z 5, ab 1.1.2006)


4.
hinsichtlich der §§ 29 und 51 die Bundesmini​ster für Finan​zen und für Justiz; (BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 1 Z 25, ab 1.7.2001)

5.
hinsichtlich des § 13e Abs. 3, des § 32, des Abschnittes IVa und der §§ 36 Abs. 1, 37 und 52 Abs. 1 der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz im Einverneh​men mit dem Bundesminister für Finanzen; (BGBl. I Nr. 109/2008, Z 9, ab 1.1.2006)


6.
hinsichtlich § 48 der Bundesmini​ster für Ver​kehr, Innovation und Technologie im Einverneh​men mit dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz; (BGBl. I Nr. 136/2004, Art. 21 Z 11, ab 1.1.2005)


7.
Aufgehoben: § 45 Abs. 3 (Verfassungsbestimmung) (BGBl. I Nr. 2/2008, Art. 2 1. Abschnitt § 2 Abs. 2 Z 31, ab 1.1.2008);


8.
hinsichtlich aller übrigen Bestimmungen der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz. (BGBl. I Nr. 109/2008, Z 9, ab 1.1.2006)

ANHANG – BBG: Änderung des Bundes-Verfassungsgesetzes, BGBl. I Nr. 87/1997, Z 1 (auszugsweise)

Art. 7 Abs. 1 wird wie folgt ergänzt:
„Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. Die Republik (Bund, Länder und Gemeinden) be​kennt sich dazu, die Gleichbehandlung von behinderten und nichtbehinderten Menschen in allen Bereichen des täglichen Lebens zu gewährleisten.“

ANHANG - BBG: Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Soziales über die Ausstellung von BEHINDERTENPÄSSE (für BBG)

(BGBl. Nr. 86/1991)

Auf Grund der §§ 42 und 47 des Bundesbehinderten​gesetzes, BGBl. Nr. 283/1990, wird verordnet:
§ 1. (1) Der Behindertenpass ist mit einem Licht​bild auszustat​ten und hat zu enthalten:


1.
Familien- und Vorname, Geburtsdatum und Wohnort des be​hinderten Menschen;


2.
die Versicherungsnummer;


3.
den Grad der Behinderung oder die Minderung der Erwerbs​fähigkeit;


4.
eine allfällige Befristung.

(2) Auf Antrag des behinderten Menschen ist jeden​falls einzu​tra​gen:


1.
die Art der Behinderung, etwa dass der Inha​ber/die Inhaberin des Passes


a)
gehbehindert oder überwiegend auf den Ge​brauch eines Roll​stuhles angewiesen ist;


b)
blind oder stark sehbehindert ist;


c)
gehörlos oder schwer hörbehindert ist;


d)
ein Anfallsleiden hat;


e)
Diabetiker/Diabetikerin ist;


2.
die Feststellung, dass der Inhaber/die Inhaberin des Passes


a)
einer Begleitperson bedarf;


b)
dem Personenkreis der begünstigten Behinder​ten im Sinne des Behinderteneinstellungs​gesetzes angehört;


c)
die Fahrpreisermäßigung nach dem Bundesbe​hin​dertenge​setz in Anspruch nehmen kann;


d)
einen Ausweis nach § 29b der Straßenver​kehrs​ordnung besitzt.

(3) Die im Abs. 2 angeführten Eintragungen sind mittels Stem​pelaufdruckes vorzunehmen.
§ 2. (1) Der Behindertenpass ist in deutscher Spra​che auszu​stellen. Dem vorgedruckten Text sind Überset​zungen in englischer und französischer Sprache beizu​fügen.

(2) Die Farbe des Behindertenpasses ist orange.

(3) Der Behindertenpass hat dem Muster in der An​lage zu ent​sprechen und umfasst zehn Seiten.  ./.
§ 3. Die Ausstellung des Behindertenpasses erfolgt gemäß § 51 des Bundesbehindertengesetzes gebührenfrei.
§ 4. Die Verordnung tritt mit 1. März 1991 in Kraft.
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VERWEISE auf andere Bundesgesetze im BBG
Verweise auf „Bundesberufungskommission“:
§§ 38 Abs. 3; 45 Abs. 3 u. 4
Behinderung – Pflege – Sozialentschädigung:

KOVG: 


§§ 41 Abs. 1; 45 Abs. 4; 48 Z 4 
HVG: 



§ 48 Z 4 
OFG:



§§ 3 Abs. 1 Z 8; 48 Z 4 
VOG:



§§ 3 Abs. 1 Z 7; 48 Z 4
Impfschadengesetz:

§ 48 Z 4
BEinstG:


§§ 3 Abs. 1 Z 9; 13c Abs. 1; 40 Abs. 1 Z 5; 





53 Abs.1; 55  Abs.4
BGStG:


§§ 13a Abs. 2 Z 2; 13c Abs. 1 u. 3

Allgemeines Sozialversicherungsgesetz – ASVG:


Fundstelle:

§ 205a Abs. 1 Z 2 ASVG i.d.F. des BG BGBl. I Nr. 142/2000: 
§ 34 Abs. 2 lit. f 

§ 301 Abs. 1 ASVG, BGBl. Nr. 189/1955:



§ 7 Abs. 2

Bundes-Verfassungsgesetz – B-VG:

Art. 15a B-VG:






§ 7 Abs. 3

Art. 20 B-VG:






§ 13d Abs. 3

Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz – AVG 1991, BGBl. Nr. 51:


AVG 1991:






§§ 38 Abs. 2 u. 46
  

Arbeits- u. Sozialgerichtsgesetz – ASGG:

ASGG, BGBl. Nr. 104/1985:




§ 41 Abs. 1
  

Bundesfinanzgesetz:











§§ 48 u. 50 Abs. 1

1. Euro-Justiz-Begleitgesetz:




Art. I § 1, BGBl. I Nr. 125/1998:




§ 50 Abs. 2
  

Einkommensteuergesetz:




§ 33 Einkommensteuergesetz 1988, BGBl.Nr.400:


§ 33 Abs. 2
  

Bundesministeriengesetz 1986-Anlage § 2, BGBl. Nr. 76:









§ 21

Normverbrauchsabgabegesetz 1991, BGBl. Nr. 695:










§§ 36 Abs. 1 u. 2, 








38 Abs. 1 u. 2

Gebührenanspruchsgesetz 1975, § 3, BGBl. Nr. 136:










§§ 11 Abs. 2, 









13e Abs. 3



Gebührenanspruchsgesetz 1957:




§ 13 Abs. 5a

Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991:



BGBl. Nr. 53:






§ 46
                

Verfassungsgerichtshofgesetz, § 4 Abs. 3, BGBl. Nr. 85/1953:











§ 13 Abs. 5a
                

Budgetbegleitgesetz 2011, BGBl. I Nr. 111/2010:











§ 54 Abs. 13
                


BEHINDERTENEINSTELLUNGSGESETZ – BEinstG
BEHINDERTENEINSTELLUNGSGESETZ (BEinstG)
Aushangpflichtiges Gesetz

Novellenverzeichnis - BEinstG

Bundesgesetz vom 11. Dezember 1969, BGBl. Nr. 22/1970, in der Fas​sung der Bundesgesetze:






BGBl. Nr. 329/1973,






BGBl. Nr. 399/1974,






BGBl. Nr.  96/1975,






BGBl. Nr. 111/1979,






BGBl. Nr. 360/1982,






BGBl. Nr. 567/1985,






BGBl. Nr. 614/1987,






BGBl. Nr. 721/1988,






BGBl. Nr. 285/1990,






BGBl. Nr. 313/1992,






BGBl. Nr. 111/1993,






BGBl. Nr.  27/1994,






BGBl. Nr. 314/1994, Art. 14,






BGBl. Nr. 201/1996,






BGBl. Nr. 757/1996,






BGBl. I Nr.  17/1999,






BGBl. I Nr. 106/1999,

(Hinweis: In BGBl. I Nr. 106/1999, Art. XXIII, wird der § 18 Abs. 3 aufgrund der Änderung des Gerichtsgebührengesetzes in BGBl. I Nr. 106/1999, Art. XVII ge​ändert.)






BGBl. I Nr.  60/2001,






BGBl. I Nr. 150/2002,

(Hinweis: Mit BGBl. I Nr. 150/2002, Art.1 und 2, wurden außerdem ein Bundes​sozialamtsgesetz und ein Bundesberufungskommissionsgesetz erlassen.)






BGBl. I Nr. 158/2002,






BGBl. I Nr.   71/2003,






BGBl. I Nr.   82/2005,






BGBl. I Nr.     2/2008,






BGBl. I Nr.   67/2008,







BGBl. I Nr.   3/2009 (Bundesministeriengesetz-Novelle 2009),






BGBl. I Nr.   58/2010,






BGBl. I Nr.   81/2010,






BGBl. I Nr.  111/2010,






BGBl. I Nr.      7/2011.

BEHINDERTENEINSTELLUNGSGESETZ (BEinstG)
Beschäftigungspflicht (§ 1)
§ 1. (1) Alle Dienstgeber, die im Bundesgebiet 25 oder mehr Dienstnehmer (§ 4 Abs. 1) beschäftigen, sind verpflichtet, auf je 25 Dienstnehmer mindestens einen begünstigten Behinderten (§ 2) einzu​stellen. Dieses Bundesgesetz ist nicht anzuwenden auf interna​tionale Organisationen im Sinne des § 1 Abs. 7 des Bundesge​setzes vom 14. Dezember 1977 über die Einräumung von Privilegien und Immunitäten an internationale Organi​sationen, BGBl. Nr. 677/1977. (BGBl. Nr. 111/1979, Art. I Z 1, ab 1.1.1979; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 2, ab 1.1.1989)

(2) Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumenten​schutz kann die Zahl der nach Abs. 1 zu beschäf​tigenden Behinderten (Pflichtzahl) für bestimmte Wirt​schafts​zweige durch Verordnung derart abändern, dass nur auf je höchstens 40 Dienstnehmer minde​stens ein begünstigter Behinderter einzustellen ist. Vorausset​zung hierfür ist, dass die Beschäftigung von Behinderten auf Grund der die​sen Wirtschaftszweigen eigentümlichen Strukturen in dem im Abs. 1 vorgesehenen Ausmaß auch unter Nutzung aller technischen Möglich​keiten und Unterstützungsstrukturen nicht mög​lich ist. Fer​ner kann der Bundes​minister für Arbeit, Soziales und Konsumenten​schutz durch Ver​ordnung bestimmen, dass Dienstgeber Arbeits​plätze, die sich für die Beschäfti​gung von Behin​der​ten be​sonders eignen, diesen Behin​derten oder be​stimmten Gruppen von Behinderten vorzu​behal​ten haben. Auf den Bund, die Länder und die Gemeinden findet der erste Satz keine Anwendung. (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 2, ab 1.1.2000)

(3) (entfallen) (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 3, ab 1.1.1999)

Begünstigte Behinderte (§ 2)
(BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 1, ab 1.1.2006)

§ 2. (1) Begünstigte Behinderte im Sinne dieses Bundesgesetzes sind österreichische Staatsbürger mit einem Grad der Behinderung von mindestens 50 vH. Österreichischen Staatsbürgern sind folgende Personen mit einem Grad der Behinderung von mindestens 50 vH gleichgestellt:


1.
Unionsbürger, Staatsbürger von Vertragsparteien des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, Schweizer Bürger und deren Familienangehörige,


2.
Flüchtlinge, denen Asyl gewährt worden ist, solange sie zum dauernden Aufenthalt im Bundesgebiet berechtigt sind,


3.
Personen, die über einen Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EG“ oder „Daueraufenthalt – Familienangehöriger“ gemäß § 45 oder § 48 des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes (NAG), BGBl. I Nr. 100/2005, verfügen,


4.
Personen mit einem Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EG“ eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union, denen eine Niederlassungsbewilligung nach § 49 Abs. 2, 3 und 4 NAG erteilt wurde.
(BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 103 Z 1, ab 1.1.2011)
(2) Nicht als begünstigte Behinderte im Sinne des Abs. 1 gelten behinderte Personen, die


a)
sich in Schul- oder Berufsausbildung befinden oder


b)
das 65. Lebensjahr überschritten haben und nicht in Beschäftigung stehen oder


c)
nach bundes- oder landesgesetzlichen Vorschriften Geldleistungen wegen dauernder Erwerbsunfähigkeit (dauernder Berufsunfähigkeit) bzw. Ruhegenüsse oder Pensionen aus dem Versicherungsfall des Alters beziehen und nicht in Beschäftigung stehen oder


d)
nicht in einem aufrechten sozialversicherungspflichtigen Dienstverhältnis stehen und infolge des Ausmaßes ihrer Funktionsbeeinträchtigungen zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit auch auf einem geschützten Arbeitsplatz oder in einem Integrativen Betrieb (§ 11) nicht in der Lage sind.

(BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 103 Z 1, ab 1.1.2011)

(3) Die Ausschlussbestimmungen des Abs. 2 lit. a gelten nicht für behinderte Personen, die als Lehrlinge in Beschäftigung stehen, eine Ausbildung zum gehobenen Dienst für Gesundheits- und Krankenpflege absolvieren, an einer Hebammenakademie oder einer entsprechenden Fachhochschule ausgebildet werden oder zum Zwecke der vorgeschriebenen Ausbildung für den künftigen, eine abgeschlossene Hochschulausbildung erfordernden Beruf nach Abschluss dieser Hochschulausbildung beschäftigt werden und die Voraussetzungen des Abs. 1 erfüllen.

(BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 103 Z 2, ab 1.1.2011)

(4) Auf Behinderte, auf die Abs. 1 nicht anzuwen​den ist, findet dieses Bundesgesetz mit Ausnahme des § 10a Abs. 3a und der §§ 7a bis 7r und 24a bis 24f nur nach Maß​gabe der mit ihren Heimat​staaten getroffenen Vereinbarungen An​wendung. (BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 4, ab 1.7.1992; BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 2, ab 1.1.2006)

Behinderung (§ 3)
§ 3. Behinderung im Sinne dieses Bundesgeset​zes ist die Aus​wir​kung einer nicht nur vorübergehenden körperlichen, geistigen oder psychischen Funktionsbeeinträchtigung oder Beeinträchtigung der Sinnesfunktionen, die geeignet ist, die Teilnahme am Arbeitsle​ben zu erschweren. Als nicht nur vorübergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich sechs Monaten. 

(BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 3, ab 1.1.2006)

Berechnung der Pflichtzahl (§ 4)
§ 4. (1) Dienstnehmer im Sinne der Berechnung der Pflichtzahl sind:


a)
Personen, die in einem Verhältnis persönlicher und wirt​schaft​licher Abhängigkeit gegen Ent​gelt beschäftigt werden (ausgenommen Lehr​lin​ge);


b)
Personen, die zum Zwecke der vorgeschriebenen Ausbil​dung für den künftigen, eine abgeschlos​sene Hochschulbil​dung erfordernden Beruf nach Abschluss dieser Hochschul​bildung beschäftigt sind;


c)
Heimarbeiter.

(BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 6, ab 1.1.1999; BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 4, ab 1.1.2006)

(2) Für die Feststellung der Gesamtzahl der Dienstnehmer (Abs. 1), von der die Pflichtzahl zu be​rechnen ist (§ 1), sind alle Dienst​nehmer, die ein Dienstgeber im Bundesgebiet beschäftigt, zusammen​zu​fassen. (BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 5, ab 1.7.1992)

(3) Für die Berechnung der Pflichtzahl sind von der gemäß Abs. 2 festgestellten Gesamtzahl der Dienst​nehmer die beschäftigten begünstigten Behinderten (§ 2) und Inhaber von Amtsbescheinigun​gen oder Opferaus​weisen (§ 5 Abs. 3) nicht einzurechnen. (BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 5, ab 1.7.1992)

(4)  (entfallen) (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 7, ab 1.1.1999)

(5)  (entfallen) (BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 6, ab 1.7.1992)

Erfüllung der Beschäftigungspflicht (§ 5)
§ 5. (1) Auf die Pflichtzahl sind die beschäftig​ten und nach § 7 entlohnten begünstigten Behinderten, begünstigte Personen nach § 2 Abs. 3 und Dienstgeber anzurechnen, bei denen die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 zutreffen. (BGBl. Nr. 111/1979, Art. I Z 6, ab 1.1.1979; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 2, ab 1.1.1989)

(2) Auf die Pflichtzahl werden mit dem Doppelten ihrer Zahl an​gerechnet:


a)
Blinde; (BGBl. Nr. 360/1982, Art. I Z 2, ab 1.8.1982)


b)
die im Abs. 1 angeführten Behinderten vor Voll​endung des 19. Lebensjahres; (BGBl. Nr. 360/1982, Art. I Z 2, ab 1.8.1982; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 2, ab 1.1.1989)


c)
die im Abs. 1 angeführten Behinderten über den in lit. b an​geführten Zeitpunkt hinaus für die Dauer des Ausbildungs​ver​hältnisses; (BGBl. Nr. 360/1982, Art. I Z 2, ab 1.8.1982; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 2, ab 1.1.1989)


d)
die im Abs. 1 angeführten Behinderten nach Vollendung des 50. Lebensjahres, wenn und in​so​lange der Grad ihrer Behin​derung mindestens 70 vH beträgt; (BGBl. Nr. 360/1982, Art. I Z 2, ab 1.8.1982; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 2 und 5, ab 1.1.1989)


e)
die im Abs. 1 angeführten Behinderten nach Vollen​dung des 55. Lebensjahres;    (BGBl. Nr. 360/1982, Art. I Z 2, ab 1.8.1982; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 2, ab 1.1.1989)


f)
die im Abs. 1 angeführten Behinderten, die überwiegend auf den Gebrauch eines Kranken​fahr​stuhles (Rollstuhles) ange​wiesen sind. (BGBl. Nr. 360/1982, Art. I Z 2, ab 1.8.1982; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 2, ab 1.1.1989)

(3) Inhaber einer Amtsbescheinigung oder eines Opferauswei​ses gemäß § 4 des Opferfürsorgegesetzes, BGBl. Nr. 183/1947, sind auf die Pflichtzahl anzurech​nen, vor Vollendung des 19. und nach Voll​endung des 55. Lebensjahres mit dem Doppelten ihrer Zahl.  (BGBl. Nr. 360/1982, Art. I Z 2, ab 1.8.1982)

(4) (entfallen) (BGBl. Nr. 567/1985, Art. I Z 1, ab 1.1.1986)

Angemessene Vorkehrungen und Förderungsmaß​nahmen (§ 6)
(BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 5, ab 1.1.2006)

§ 6. (1) Dienstgeber haben bei der Beschäftigung von be​günstig​ten Behinderten auf deren Gesundheitszu​stand jede nach Be​schaffenheit der Betriebsgattung und nach Art der Betriebsstätte und der Arbeitsbedingungen mögliche Rücksicht zu nehmen. Das Bun​desamt für So​ziales und Behindertenwesen hat einvernehmlich mit den Dienststellen des Arbeitsmarktservice und mit den übrigen Reha​bilitationsträgern dahingehend zu wirken und zu beraten, dass die Be​hinderten in ihrer sozialen Stellung nicht absinken, entsprechend ihren Fähigkei​ten und Kenntnissen eingesetzt und durch Leistungen der Rehabilitationsträger und Maßnahmen der Dienstge​ber soweit geför​dert werden, dass sie sich im Wettbe​werb mit Nichtbehinderten zu behaupten vermögen. (BGBl. Nr. 111/1979, Art. I Z 7, ab 1.1.1979; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 2, ab 1.1.1989; BGBl. Nr. 314/1994, Art. 14 Z 1, ab 1.7.1994; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 1, ab 1.1.2003)

(1a) Dienstgeber haben die geeigneten und im konkreten Fall erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um Menschen mit Behinde​rungen den Zugang zur Beschäftigung, die Ausübung eines Berufes, den beruflichen Aufstieg und die Teilnahme an Aus- und Weiterbil​dungsmaßnahmen zu ermöglichen, es sei denn, diese Maßnahmen würden den Dienstgeber unverhältnismäßig belasten. Diese Belas​tung ist nicht unverhältnismäßig, wenn sie durch Förderungsmaß​nahmen nach bundes- oder landesgesetzlichen Vorschriften ausrei​chend kompensiert werden kann. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 6, ab 1.1.2006)

(2) Nach Maßgabe der Richtlinien (Abs. 3) können aus den Mit​teln des Ausgleichstaxfonds (§ 10 Abs. 1) Zuschüsse oder Darle​hen gewährt werden, und zwar ins​besondere


a)
zu den Kosten der durch die Behinderung beding​ten techni​schen Arbeitshilfen; (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 8, ab 1.1.1999)


b)
zur Schaffung von Arbeits‑ und Ausbildungsplät​zen, die sich für begünstigte Behinderte be​son​ders eignen; (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 8, ab 1.1.1999)


c)
zu den Lohn‑ und Ausbildungskosten für begün​stigte Behin​derte (§ 2 Abs. 1 und 3), mit denen ein Dienstverhältnis neu begründet wird (Einstellungsbeihilfen), oder die infolge ihrer Behinderung entweder die volle Lei​stungsfähigkeit nicht zu errei​chen vermö​gen, oder deren Arbeits‑ oder Aus​bildungs​platz ohne die Gewährung von Leistun​gen aus dem Aus​gleichstaxfonds gefährdet wäre; (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 8, ab 1.1.1999)


d)
zu den Kosten begleitender Hilfen im Arbeitsleben, insbesondere Arbeitsassistenz, Berufsausbildungsassistenz (§ 8b des Berufsausbildungsgesetzes, BGBl. Nr. 142/1969), Job Coaching und Clearing sowie anderer Unterstützungsstrukturen, insbesondere Persönliche Assistenz am Arbeitsplatz und Beratungsleistungen für Unternehmen; (BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 103 Z 3, ab 1.1.2011)


e)
für
die Ein‑, Um‑ oder Nachschulung, zur beruf​lichen Wei​terbildung sowie zur Arbeitserpro​bung; (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 8, ab 1.1.1999)


f)
zu den sonstigen Kosten, die nachweislich mit dem Antritt oder der Ausübung einer Beschäfti​gung verbunden sind; (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 8, ab 1.1.1999)


g)
zur Gründung einer den Lebensunterhalt sichernden selbständigen Erwerbstätigkeit sowie zur pauschalen Abgeltung eines im laufenden Betrieb entstehenden behinderungsbedingten Mehraufwandes des behinderten Unternehmers. (BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 103 Z 4, ab 1.1.2011)

(3) Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumenten​schutz als Vertreter des Ausgleichstaxfonds hat als Grundlage für die Gewäh​rung von Zuschüssen oder Darle​hen (Abs. 2) Richtlinien, insbeson​dere über die Höhe und die Dauer der Zu​wendun​gen unter Bedacht​nahme auf die Leistungs‑ und Einglie​de​rungsfähigkeit des be​günstigten Behin​derten, die be​sondere Eignung eines Ar​beitsplat​zes für die Beschäf​tigung begünstigter Be​hinderter, auf den Nutzen, der sich für den Dienstge​ber aus der Durchführung der Maß​nahmen er​gibt, auf die finanziel​len Möglich​keiten des Unternehmens und auf gleich​ar​tige Leistungen nach an​deren Bundes‑ oder Landesge​setzen zu erlassen. Diese Richtlinien haben im Bun​desamt für Soziales und Behinder​tenwesen zur Ein​sichtnahme aufzu​liegen. (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 8, ab 1.1.1999; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 3, ab 1.1.2003)

(4) Die Gewährung von Zuschüssen oder Darlehen kann über die nach Abs. 3 zu erlassenden Richtlinien hinaus mit weiteren Aufla​gen verbunden werden, um den angestrebten Erfolg zu sichern. Die Höhe laufend ge​währter Zuschüsse ist bei Änderung der Voraus​set​zun​gen, ansonsten jährlich nach Überprüfung neu festzu​setzen. Für den gleichen Zweck gewährte Zuschüsse oder Darlehen nach an​deren Bundes‑ oder Landesgesetzen sind zu berücksichtigen. Offene Forde​rungen des Aus​gleichs​taxfonds sind bei Gewährung von Zuschüssen an Dienstgeber aufzurechnen. (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 8, ab 1.1.1999)

(5) Vor der Gewährung von Leistungen nach Abs. 2 ist nach Klärung des Sachverhalts ein Team zu befas​sen, dem je ein Vertreter des Bun​des​amtes für Soziales und Behinderten​wesen, der Lan​desge​schäftsstelle des Arbeitsmarktservice, des je​weiligen Bundeslandes (Behindertenhilfe), der Arbei​terkammer sowie der Wirtschaftskam​mer des jeweiligen Bundeslandes als ständige Mit​glieder angehören. Falls die Sachlage es erfordert, sind Vertreter der Sozialversiche​rungsträger und Sachverständige insbesondere aus dem Bereich des ärztlichen und psychologischen Dienstes des Bundesamtes für Sozi​ales und Behindertenwesen oder des Arbeitsmarktservice sowie aus dem Bereich der Arbeitsinspektion, der Landwirtschafts​kammer und der Landarbeiterkammer beizuziehen. (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 8, ab 1.1.1999; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 1, ab 1.1.2003; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 2, ab 1.1.2003)

(6) Anstelle von Zuschüssen oder Darlehen können auch Sach​leistungen gewährt werden. (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 8, ab 1.1.1999)

Entgelt (§ 7)
§ 7. Das Entgelt, das den im Sinne dieses Bundes​gesetzes be​schäftigten begünstigten Behinderten ge​bührt, darf aus dem Grunde der Behinderung nicht ge​mindert werden. (BGBl. Nr. 111/1979, Art. I Z 8, ab 1.1.1979; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 2 und 8, ab 1.1.1989)

Schutz vor Diskriminierung in der Arbeitswelt –Geltungsbereich (§ 7a)
§ 7a. (1) Die Bestimmungen der §§ 7b bis 7q gelten für den Be​reich der Arbeitswelt; dazu zählen


1.
Dienstverhältnisse aller Art, die auf privatrechtlichem Vertrag beruhen,


2.
der Zugang zu allen Formen und allen Ebenen der Berufsbera​tung, der Berufsausbildung, der beruflichen Weiterbildung und der Umschulung einschließlich der praktischen Berufserfah​rung,


3.
die Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer Arbeitnehmer- oder Arbeitgeberorganisation oder einer Organisation, deren Mit​glieder einer bestimmten Berufsgruppe angehören, einschließ​lich der Inanspruchnahme der Leistungen solcher Organisatio​nen, und


4.
Bedingungen für den Zugang zu selbständiger Erwerbstätig​keit, 

sofern dies in die Regelungskompetenz des Bundes fällt.

(2) Die Bestimmungen der §§ 7b bis 7q gelten weiters für


1.
öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse zum Bund,


2.
Ausbildungsverhältnisse aller Art zum Bund,


3.
Beschäftigungsverhältnisse, auf die das Heimarbeitsge​setz 1960, BGBl. Nr. 105/1961, anzuwenden ist, und


4.
Beschäftigungsverhältnisse von Personen, die, ohne in einem Dienstverhältnis zu stehen, im Auftrag und für Rechnung be​stimmter Personen Arbeit leisten und wegen wirtschaftlicher Unselbständigkeit als arbeitnehmerähnlich anzusehen sind.

Für den Anwendungsbereich der §§ 7b bis 7q gelten die Beschäfti​gungsverhältnisse nach Z 2 bis 4 als Dienstverhältnisse.

(3) Ausgenommen sind


1.
Dienstverhältnisse der land- und forstwirtschaftlichen Arbeiter im Sinne des Landarbeitsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 287, und


2.
Dienstverhältnisse einschließlich arbeitnehmerähnliche Beschäf​tigungsverhältnisse im Sinne des Abs. 2 Z 4 zu einem Land, einem Gemeindeverband oder einer Gemeinde.

(4) Die Bestimmungen der §§ 7b bis 7q gelten auch für die Be​schäftigung von Dienstnehmern, die von einem Dienstgeber ohne Sitz in Österreich


1.
im Rahmen einer Arbeitskräfteüberlassung oder


2.
zur fortgesetzten Arbeitsleistung

nach Österreich entsandt werden, für die Dauer der Entsendung.

(BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006)

Diskriminierungsverbot (§ 7b)
§ 7b. (1) Auf Grund einer Behinderung darf im Zusammenhang mit einem Dienstverhältnis gemäß § 7a Abs. 1 Z 1, Abs. 2 und 4 so​wie in der sonstigen Arbeitswelt im Sinne des § 7a Abs. 1 Z 2 bis 4 niemand unmittelbar oder mittelbar diskriminiert werden, insbeson​dere nicht


1.
bei der Begründung des Dienstverhältnisses,


2.
bei der Festsetzung des Entgelts,


3.
bei der Gewährung freiwilliger Sozialleistungen, die kein Ent​gelt darstellen,


4.
bei Maßnahmen der Aus- und Weiterbildung und Umschulung,


5.
beim beruflichen Aufstieg, insbesondere bei Beförderungen und der Zuweisung höher entlohnter Verwendungen (Funktio​nen),


6.
bei den sonstigen Arbeitsbedingungen,


7.
bei der Beendigung des Dienstverhältnisses,


8.
beim Zugang zur Berufsberatung, Berufsausbildung, berufli​chen Weiterbildung und Umschulung außerhalb eines Dienst​verhältnisses,


9.
bei der Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer Arbeitnehmer- oder Arbeitgeberorganisation oder einer Organisation, deren Mitglieder einer bestimmten Berufsgruppe angehören, ein​schließlich der Inanspruchnahme der Leistungen solcher Orga​nisationen,


10.
bei den Bedingungen für den Zugang zu selbständiger Erwerbs​tätigkeit.

(BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006)

(2) Betriebliche Einstufungsregelungen und Normen der kollek​ti​ven Rechtsgestaltung dürfen bei der Regelung der Entlohnungskri​terien keine Kriterien vorschreiben, die zu einer Diskriminierung auf Grund einer Behinderung führen. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006)

(3) Bei der Einreihung von Verwendungen und Arbeitsplätzen der öffentlichen Verwaltung in für den Monatsbezug oder das Monats​entgelt bedeutsame Kategorien, wie Besoldungs-, Verwendungs- und Funktionsgruppen oder Dienstklassen, sind keine Kriterien für die Beurteilung der Tätigkeit zu verwenden, die zu einer Diskriminie​rung auf Grund einer Behinderung führen. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006)

(4) Auf den Behinderungsbegriff der Abs. 1 bis 3 ist § 3 mit der Maßgabe anzuwenden, dass ein festgestellter Grad der Behinderung nicht erforderlich ist. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006)

(5) Eine Diskriminierung liegt auch vor, wenn eine Person auf Grund ihres Naheverhältnisses zu einer Person wegen deren Behinderung diskriminiert wird. (BGBl. I Nr. 7/2011, Art. 3 Z 1, ab 1.3.2011)

(6) Jede Verletzung des Diskriminierungsverbots des Abs. 1 durch einen Bediensteten des Bundes verletzt die Verpflichtungen, die sich aus dem Dienstverhältnis ergeben, und ist nach den dienst- und disziplinarrechtlichen Vorschriften zu verfolgen. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006)

Diskriminierung (§ 7c)
§ 7c. (1) Eine unmittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn eine Person auf Grund einer Behinderung in einer vergleichbaren Situa​tion eine weniger günstige Behandlung erfährt, als eine andere Per​son erfährt, erfahren hat oder erfahren würde.

(2) Eine mittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn dem An​schein nach neutrale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sowie Merkmale gestalteter Lebensbereiche Menschen mit Behinderungen gegenüber anderen Personen in besonderer Weise benachteiligen können, es sei denn, die betreffenden Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sowie Merkmale gestalteter Lebensbereiche sind durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt, und die Mittel sind zur Er​reichung dieses Zieles angemessen und erforderlich.

(3) Bei Ungleichbehandlung wegen eines Merkmals, das im Zu​sammenhang mit einer Behinderung steht, liegt dann keine Diskrimi​nierung vor, wenn das betreffende Merkmal auf Grund der Art einer bestimmten beruflichen Tätigkeit oder der Rahmenbedingungen ihrer Ausübung eine wesentliche und entscheidende berufliche Vorausset​zung darstellt, und sofern es sich um einen rechtmäßigen Zweck und eine angemessene Anforderung handelt.

(4) Eine mittelbare Diskriminierung im Sinne von Abs. 2 liegt nicht vor, wenn die Beseitigung von Bedingungen, die eine Benach​teiligung begründen, insbesondere von Barrieren, rechtswidrig oder wegen unverhältnismäßiger Belastungen unzumutbar wäre.

(5) Bei der Prüfung, ob Belastungen unverhältnismäßig sind, sind insbesondere zu berücksichtigen:


1.
der mit der Beseitigung der die Benachteiligung begründenden Bedingungen verbundene Aufwand,


2.
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Dienstgebers oder in Fällen des § 7b Abs. 1 Z 8 bis 10 des jeweiligen Rechtsträgers,


3.
Förderungen aus öffentlichen Mitteln für die entsprechenden Maßnahmen,


4.
die zwischen dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes und der behaupteten Diskriminierung vergangene Zeit.

(6) Erweist sich die Beseitigung von Bedingungen, die eine Be​nachteiligung begründen, als unverhältnismäßige Belastung im Sinne des Abs. 4, liegt dann eine Diskriminierung vor, wenn verabsäumt wurde, durch zumutbare Maßnahmen zumindest eine maßgebliche Verbesserung der Situation des Betroffenen im Sinne einer größt​möglichen Annäherung an eine Gleichbehandlung zu bewirken. Bei der Prüfung der Zumutbarkeit ist Abs. 5 heranzuziehen.

(7) Bei der Beurteilung des Vorliegens einer mittelbaren Diskri​minierung durch Barrieren ist auch zu prüfen, ob einschlägige auf den gegenständlichen Fall anwendbare Rechtsvorschriften zur Barrie​refreiheit vorliegen und ob und inwieweit diese eingehalten wurden. Barrierefrei sind bauliche und sonstige Anlagen, Verkehrsmittel, technische Gebrauchsgegenstände, Systeme der Informationsverar​beitung sowie andere gestaltete Lebensbereiche, wenn sie für Men​schen mit Behinderungen in der allgemein üblichen Weise, ohne be​sondere Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe zugänglich und nutzbar sind.

(8) Eine Diskriminierung liegt auch bei Anweisung einer Person zur Diskriminierung aus dem Grund einer Behinderung vor.

(9) Spezifische Maßnahmen zur Förderung der Gleichstellung im Berufsleben, mit denen Benachteiligungen wegen einer Behinderung verhindert oder ausgeglichen werden, gelten nicht als Diskriminie​rung im Sinne dieses Bundesgesetzes.

(BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006)

Belästigung (§ 7d)
§ 7d. (1) Eine Diskriminierung liegt auch bei Belästigung vor. Belästigung liegt vor, wenn im Zusammenhang mit einer Behinde​rung für die betroffene Person unerwünschte, unangebrachte oder anstößige Verhaltensweisen gesetzt werden, die bezwecken oder be​wirken, dass die Würde der betroffenen Person verletzt, und ein ein​schüchterndes, feindseliges, entwürdigendes, beleidigendes oder de​mütigendes Umfeld für die betroffene Person geschaffen wird. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006; BGBl. I Nr. 67/2008, Art. 1 Z 2, ab 1.5.2008)

(2) Eine Diskriminierung liegt auch dann vor, wenn ein Dienstge​ber es schuldhaft unterlässt, im Falle einer Belästigung durch Dritte eine auf Grund gesetzlicher Bestimmungen, Normen der kollektiven Rechtsgestaltung oder des Arbeitsvertrages angemessene Abhilfe zu schaffen. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006)

(3) Eine Diskriminierung liegt auch bei Anweisung einer Person zur Belästigung vor. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006)

Rechtsfolgen der Diskriminierung bei der Begrün​dung des Dienstverhältnisses und beim beruf​lichen Aufstieg (§ 7e)
§ 7e. (1) Ist ein Dienstverhältnis wegen Verletzung des Diskrimi​nierungsverbots des § 7b Abs. 1 Z 1 nicht begründet worden, so ist der Dienstgeber gegenüber dem Stellenwerber zum Ersatz des Ver​mögensschadens und zu einer Entschädigung für die erlittene per​sönliche Beeinträchtigung verpflichtet. Der Ersatzanspruch beträgt


1.
mindestens zwei Monatsentgelte, wenn der Stellenwerber bei dis​kriminierungsfreier Auswahl die Stelle erhalten hätte, oder (BGBl. I Nr. 67/2008, Art. 1 Z 3, ab 1.5.2008)


2.
bis 500 €, wenn der Dienstgeber nachweisen kann, dass der einem Stellenwerber durch die Diskriminierung entstandene Schaden allein darin besteht, dass die Berücksichtigung seiner Bewerbung verweigert wurde.

(BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006)

(2) Ist ein Dienstnehmer wegen Verletzung des Diskriminie​rungsverbots des § 7b Abs. 1 Z 5 nicht beruflich aufgestiegen, so ist der Dienstgeber gegenüber dem Dienstnehmer zum Ersatz des Ver​mögensschadens und zu einer Entschädigung für die erlittene per​sönliche Beeinträchtigung verpflichtet. Der Ersatzanspruch beträgt


1.
wenn der Dienstnehmer bei diskriminierungsfreier Auswahl beruflich aufgestiegen wäre, die Differenz für mindestens drei Monate zwischen dem Entgelt, das der Dienstnehmer bei er​folgreichem beruflichen Aufstieg erhalten hätte, und dem tat​sächlichen Entgelt, oder


2.
wenn der Dienstgeber nachweisen kann, dass der dem Dienst​nehmer durch die Diskriminierung entstandene Schaden allein darin besteht, dass die Berücksichtigung seiner Bewerbung verweigert wurde, bis 500 €.

(BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006)

(3) Ist ein Dienstverhältnis zum Bund wegen Verletzung des Dis​kriminierungsverbots des § 7b Abs. 1 Z 1 nicht begründet worden, so ist der Bund gegenüber dem Stellenwerber zum Ersatz des Vermö​gensschadens und zu einer Entschädigung für die erlittene persönli​che Beeinträchtigung verpflichtet. Der Ersatzanspruch beträgt


1.
mindestens drei Monatsbezüge des für die Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V der Beamten der allgemeinen Verwaltung ge​bührenden Betrages, wenn der Stellenwerber bei diskriminie​rungsfreier Auswahl die Stelle erhalten hätte, oder


2.
bis zu drei Monatsbezüge des für die Gehaltsstufe 2 der Dienst​klasse V der Beamten der allgemeinen Verwaltung gebühren​den Betrages, wenn der Dienstgeber nachweisen kann, dass der einem Stellenwerber durch die Diskriminierung entstandene Schaden allein darin besteht, dass die Berücksichtigung seiner Bewerbung verweigert wurde.

(BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006)

(4) Ist ein Bundesbediensteter wegen Verletzung des Diskriminie​rungsverbots des § 7b Abs. 1 Z 5 nicht beruflich aufgestiegen, so ist der Bund gegenüber dem Bediensteten zum Ersatz des Vermögens​schadens und zu einer Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung verpflichtet. Der Ersatzanspruch beträgt die Ent​geltdifferenz (bei Beamten Bezugsdifferenz) zwischen dem Entgelt (bei Beamten Monatsbezug), das der Bedienstete bei erfolgreichem beruflichen Aufstieg erhalten hätte, und dem tatsächlichen Entgelt (bei Beamten Monatsbezug)


1.
für mindestens drei Monate, wenn der Bedienstete bei diskrimi​nierungsfreier Auswahl beruflich aufgestiegen wäre, oder


2.
für bis zu drei Monate, wenn der Dienstgeber nachweisen kann, dass der dem Bediensteten durch die Diskriminierung entstandene Schaden allein darin besteht, dass die Berücksichtigung seiner Bewerbung verweigert wurde.

(BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006)

Rechtsfolgen der Diskriminierung im Zusammen​hang mit der Beendigung eines Dienst​verhältnisses (§ 7f)
§ 7f. (1) Ist das Dienstverhältnis vom Dienstgeber wegen einer Behinderung des Dienstnehmers oder wegen der offenbar nicht unbe​rechtigten Geltendmachung von Ansprüchen nach diesem Bundesge​setz gekündigt oder vorzeitig beendigt worden oder ist das Probe​dienstverhältnis wegen eines solchen Grundes aufgelöst worden (§ 7b Abs. 1 Z 7), so kann die Kündigung, Entlassung oder Auflö​sung des Probedienstverhältnisses unter der Voraussetzung des § 7k bei Gericht angefochten werden. Ist ein befristetes, auf die Um​wandlung in ein unbefristetes Dienstverhältnis angelegtes Dienstver​hältnis wegen einer Behinderung des Dienstnehmers oder wegen der nicht offenbar unberechtigten Geltendmachung von Ansprüchen nach diesem Bundesgesetz durch Zeitablauf beendet worden, so kann unter der Voraussetzung des § 7k auf Feststellung des unbefristeten Bestehens des Dienstverhältnisses geklagt werden. Lässt der Dienst​nehmer die Beendigung gegen sich gelten, so hat er Anspruch auf Ersatz des Vermögensschadens und auf eine Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006; BGBl. I Nr. 67/2008, Art. 1 Z 4, ab 1.5.2008))

(2) Ist das Dienstverhältnis eines Beamten wegen einer Behinde​rung oder wegen der offenbar nicht unberechtigten Geltendmachung von Ansprüchen nach diesem Bundesgesetz gekündigt oder vorzeitig beendigt worden, oder ist der Beamte wegen einer Behinderung amtswegig in den Ruhestand versetzt worden, so ist die Kündigung, Entlassung oder Ruhestandsversetzung auf Grund eines Antrages des betroffenen Dienstnehmers für rechtsunwirksam zu erklären. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006)

(3) Abs. 1 und 2 sind nicht anzuwenden auf Kündigungen, für die § 8 gilt. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006)

Sonstige Rechtsfolgen der Diskriminierung im Zu​sammenhang mit einem Dienstverhältnis (§ 7g)
§ 7g. (1) Erhält ein behinderter Dienstnehmer wegen Verletzung des Diskriminierungsverbots des § 7b Abs. 1 Z 2 durch den Dienst​geber für gleiche Arbeit oder für eine Arbeit, die als gleichwertig an​erkannt wird, ein geringeres Entgelt als ein anderer Dienstnehmer, so hat er gegenüber dem Dienstgeber Anspruch auf Bezahlung der Dif​ferenz und eine Entschädigung für die erlittene persönliche Beein​trächtigung.

(2) Bei Verletzung des Diskriminierungsverbots des § 7b Abs. 1 Z 3 hat der Dienstnehmer Anspruch auf Gewährung der betreffenden Sozialleistung oder auf Ersatz des Vermögensschadens sowie auf eine Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung.

(3) Bei Verletzung des Diskriminierungsverbots des § 7b Abs. 1 Z 4 hat der Dienstnehmer Anspruch auf Einbeziehung in die entspre​chenden betrieblichen Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen oder auf Ersatz des Vermögensschadens sowie auf eine Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung.

(4) Bei Verletzung des Diskriminierungsverbots des § 7b Abs. 1 Z 6 hat der behinderte Dienstnehmer Anspruch auf Gewährung der gleichen Arbeitsbedingungen wie ein anderer Dienstnehmer oder auf Ersatz des Vermögensschadens sowie auf eine Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung.

(BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006)

Rechtsfolgen der Diskriminierung in der sonstigen Arbeitswelt (§ 7h)
§ 7h. (1) Bei Verletzung des Diskriminierungsverbots des § 7b Abs. 1 Z 8 hat die betroffene Person Anspruch auf Einbeziehung in die entsprechenden Berufsberatungs-, Berufsausbildungs-, Weiterbil​dungs- und Umschu​lungsmaßnahmen oder auf Ersatz des Vermö​gensschadens sowie auf eine Entschädigung für die erlittene persön​liche Beeinträchtigung. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006; BGBl. I Nr. 67/2008, Art. 1 Z 5, ab 1. Mai 2008)

(2) Bei Verletzung des Diskriminierungsverbots des § 7b Abs. 1 Z 9 hat die betroffene Person Anspruch auf Mitgliedschaft und Mit​wirkung in der betreffenden Organisation sowie auf Inanspruch​nahme der Leistungen der betreffenden Organisation oder auf Ersatz des Vermögensschadens sowie auf eine Entschädigung für die erlit​tene persönliche Beeinträchtigung. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006)

(3) Bei Verletzung des Diskriminierungsverbots des § 7b Abs. 1 Z 10 hat die betroffene Person Anspruch auf Ersatz des Vermögens​schadens und auf eine Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006)

Rechtsfolgen einer Belästigung oder bei Benachtei​ligung infolge einer Beschwerde (§ 7i)
§ 7i. (1) Bei einer Belästigung (§ 7d) hat die betroffene Person gegenüber dem Belästiger, im Falle einer schuldhaften Unterlassung des Dienstgebers (§ 7d Abs. 2) auch gegenüber diesem, Anspruch auf Ersatz des erlittenen Schadens. Neben dem Ersatz eines allfälligen Vermögensschadens hat die betroffene Person zum Ausgleich der erlittenen persönlichen Beeinträchtigung Anspruch auf angemesse​nen, mindestens jedoch auf 1 000 € Schadenersatz. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006; BGBl. I Nr. 67/2008, Art. 1 Z 6, ab 1. Mai 2008; BGBl. I Nr. 7/2011, Art. 3 Z 2, ab 1.3.2011)

(2) Als Reaktion auf eine Beschwerde oder auf die Einleitung eines Verfahrens zur Durchsetzung des Diskriminierungsverbots des § 7b Abs. 1 darf der betroffene Dienstnehmer durch den Dienstgeber nicht entlassen, gekündigt oder anders benachteiligt werden. Auch ein anderer Dienstnehmer, der als Zeuge oder Auskunftsperson in einem Verfahren auftritt oder eine Beschwerde eines anderen Dienst​nehmers unterstützt, darf als Reaktion auf eine Beschwerde oder auf die Einleitung eines Verfahrens zur Durchsetzung des Diskriminie​rungsverbots nicht entlassen, gekündigt oder anders benachteiligt werden. §§ 7e bis 7g, 7i Abs. 1, 7j bis 7m, 7o und 7p gelten sinnge​mäß. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006; BGBl. I Nr. 67/2008, Art. 1 Z 7, ab 1. Mai 2008)

Höhe des Schadenersatzes (§ 7j)
§ 7j. Bei der Bemessung der Höhe des immateriellen Schadener​satzes (§§ 7e bis 7i) ist insbesondere auf die Dauer der Diskriminie​rung, die Schwere eines allfälligen Verschuldens, die Erheblichkeit der Beein​trächtigung und Mehrfachdiskriminierungen Bedacht zu nehmen. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006; BGBl. I Nr. 67/2008, Art. 1 Z 8, ab 1. Mai 2008)

Geltendmachung von Ansprüchen bei Gericht (§ 7k)
§ 7k. (1) Ansprüche gemäß §§ 7e bis 7i können bei den ordentli​chen Gerichten nur geltend gemacht werden, wenn in der Sache vor​her beim Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen (Bundesso​zialamt) ein Schlichtungsverfahren gemäß §§ 14 ff Bundes-Behin​dertengleichstellungsgesetz (BGStG), BGBl. I Nr. 82/2005, durch​geführt wurde. Die Klage ist nur zulässig, wenn nicht längstens in​nerhalb von drei Monaten, im Fall einer Kündigung oder Entlassung innerhalb von einem Monat ab Einleitung des Schlichtungsverfahrens eine gütliche Einigung erzielt worden ist. Der Kläger hat der Klage eine Bestätigung des Bundessozialamts darüber anzuschließen, dass keine gütliche Einigung erzielt werden konnte. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006)

(2) Für die gerichtliche Geltendmachung der Ansprüche gelten folgende Fristen:

1.
in Fällen nach § 7e sechs Monate ab Zugang der Ablehnung der Bewerbung oder Beförderung;


2.
in Fällen von Anfechtungen oder Feststellungsklagen gemäß § 7f Abs. 1 oder § 7i Abs. 2 14 Tage ab Zugang der Kündi​gung, Entlassung oder Auflösung des Probedienstverhältnisses bzw. ab Beendigung des befristeten Dienstverhältnisses durch Zeitablauf;


3.
im Falle der Geltendmachung von Ansprüchen gemäß § 7f Abs. 1 letzter Satz sechs Monate ab Zugang der Kündigung, Entlassung oder Auflösung des Probedienstverhältnisses bzw. ab Beendigung des befristeten Dienstverhältnisses durch Zeit​ablauf;


4.
im Falle einer Belästigung gemäß § 7i Abs. 1 ein Jahr;


5.
in Fällen nach § 7g gilt die dreijährige Verjährungsfrist gemäß § 1486 des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches (ABGB), in Fällen nach § 7h die dreijährige Verjährungsfrist gemäß § 1489 ABGB.

(BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006; BGBl. I Nr. 67/2008, Art. 1 Z 9, ab 1. Mai 2008)

(3) Klagen betreffend Ansprüche nach § 7h können jedenfalls auch bei dem Gericht eingebracht werden, in dessen Sprengel sich der Wohnsitz oder der gewöhnlichen Aufenthalt der betroffenen Per​son befindet. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006)

(4) Die Einleitung des Schlichtungsverfahrens (§ 14 Abs. 2 BGStG) bewirkt die Hemmung der Fristen zur gerichtlichen Gel​tendmachung. Die Zustellung der Bestätigung des Bundessozialamts an die eine Diskriminierung behauptende Person, dass keine gütliche Einigung erzielt werden konnte (§ 14 Abs. 3 BGStG), beendet die Hemmung. Die Bestätigung ist auf Antrag oder, wenn nach Ablauf der Frist gemäß Abs. 1 eine Einigung nicht mehr zu erwarten ist, amtswegig auszustellen. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006)

(5) Nach Zustellung der Bestätigung steht der betroffenen Person im Fall einer Kündigung oder Entlassung zur Erhebung der Klage jedenfalls noch eine Frist von 14 Tagen, in allen anderen Fällen zu​mindest noch eine Frist von drei Monaten offen. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006)

Geltendmachung von Ansprüchen von Beamten (§ 7l)
§ 7l. (1) Ansprüche von Beamten gemäß §§ 7e bis 7g und gemäß § 7i Abs. 2 können bei der Dienstbehörde nur geltend gemacht werden, wenn in der Sache vorher beim Bundessozialamt ein Schlichtungsverfahren gemäß §§ 14 ff BGStG durchgeführt wurde. Die Geltendmachung durch Beamte bei der Dienstbehörde ist nur zulässig, wenn nicht längstens innerhalb von drei Monaten, im Fall einer Kündigung oder Entlassung innerhalb von einem Monat ab Einleitung des Schlichtungsverfahrens eine gütliche Einigung erzielt worden ist. Liegt es im Ermessen der Behörde, über die Rechtsfrage mittels Bescheides zu entscheiden, ist ein Antrag auf Bescheiderlas​sung erst nach Beendigung des Schlichtungsverfahrens zulässig. Die Dienstbehörde ist verpflichtet, an einer Schlichtung mitzuwirken und dem Bundessozialamt die erforderlichen Auskünfte zu erteilen.

(2) Die Dienstbehörde hat im Verfahren Abs. 1 und 3 bis 6 sowie §§ 7b bis 7g, 7i, 7j, 7m und 7o dieses Bundesgesetzes unmittelbar anzuwenden.

(3) Werden nach Beendigung eines Schlichtungsverfahrens An​sprüche geltend gemacht, die eine diskriminierende Entscheidung mittels Bescheides betreffen, und steht ein ordentliches Rechtsmittel offen, hat die Geltendmachung von Ansprüchen im Zuge des Rechtsmittels zu erfolgen. Entscheidet die Dienstbehörde in erster und letzter Instanz, kann die Geltendmachung binnen 14 Tagen ab Bescheidzustellung mittels Antrages auf Erklärung der Rechtsun​wirksamkeit der diskriminierenden Entscheidung erfolgen. Die Dienstbehörde hat im Fall einer diskriminierenden Entscheidung den erlassenen Bescheid aufzuheben und die Rechtsfrage neu zu ent​scheiden.

(4) Außer den in Abs. 3 geregelten Fällen gelten für die Geltend​machung von Ansprüchen bei der Dienstbehörde folgende Fristen:

1.
in Fällen nach § 7e sechs Monate ab der Ablehnung der Bewer​bung oder Beförderung;


2.
im Fall einer Kündigung, Entlassung oder amtswegigen Ruhe​standsversetzung gemäß § 7f oder § 7i Abs. 2 14 Tage ab Zu​gang;


3.
in Fällen nach § 7g gilt die dreijährige Verjährungsfrist gemäß § 1486 ABGB.

(5) Die Einleitung des Schlichtungsverfahrens (§ 14 Abs. 2 BGStG) bewirkt die Hemmung der Fristen zur Geltendmachung bei der Dienstbehörde sowie ordentlicher oder außerordentlicher Rechtsmittelfristen. Die Zustellung der Bestätigung des Bundesso​zialamts an die eine Diskriminierung behauptende Person, dass keine gütliche Einigung erzielt werden konnte (§ 14 Abs. 3 BGStG), been​det die Hemmung der Fristen zur Geltendmachung. Die Bestätigung ist auf Antrag oder, wenn nach Ablauf der Frist gemäß Abs. 1 eine Einigung nicht mehr zu erwarten ist, amtswegig auszustellen.

(6) Nach Zustellung der Bestätigung steht der betroffenen Person im Fall einer Kündigung oder Entlassung zur Geltendmachung jeden​falls noch eine Frist von 14 Tagen offen. In Fällen, in denen eine ordentliche oder außerordentliche Rechtsmittelfrist gehemmt wurde, steht jedenfalls noch diese offen. In allen anderen Fällen steht zu​mindest noch eine Frist von drei Monaten offen.

(7) Kommt es im Schlichtungsverfahren zu keiner gütlichen Eini​gung, kann das Bundessozialamt nach Durchführung der entspre​chenden Ermittlungen auf Ersuchen der betroffenen Person eine Stellungnahme über das Vorliegen einer Diskriminierung abgeben.

(BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006)

Geltendmachung von Ansprüchen von Beamten bei Belästigung (§ 7m)
§ 7m. (1) Unter der Voraussetzung der Durchführung des Schlichtungsverfahrens gemäß §§ 14 ff BGStG können Ansprüche von Beamten aus einer Belästigung (§ 7i Abs. 1) gegen den Belästi​ger bei Gericht gemäß § 7k, gegen den Dienstgeber bei der Dienstbe​hörde gemäß § 7l geltend gemacht werden. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006)

(2) Ansprüche aus einer Belästigung gegen den Belästiger sind binnen eines Jahres gerichtlich geltend zu machen. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006; BGBl. I Nr. 67/2008, Art. 1 Z 10, ab 1.5.2008)

(3) Ansprüchen aus einer Belästigung gegen den Dienstgeber sind binnen eines Jahres bei der Dienstbehörde geltend zu machen. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006; BGBl. I Nr. 67/2008, Art. 1 Z 10, ab 1.5.2008)

Geltendmachung von nicht dienstrechtlichen An​sprüchen bei Diskriminierung in Vollziehung der Gesetze (§ 7n)
§ 7n. Ansprüche gemäß § 7h Abs. 3 (Bedingungen für den Zu​gang zu selbständiger Erwerbstätigkeit) können, wenn die Diskrimi​nierung in Vollziehung der Gesetze erfolgt ist, nach dem Amtshaf​tungsgesetz (AHG), BGBl. Nr. 20/1949, geltend gemacht werden. Das Schlichtungsverfahren gemäß §§ 14 ff BGStG ersetzt dabei das Aufforderungsverfahren gemäß § 8 AHG.

(BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006)

Zuständigkeit bei Mehrfachdiskriminierung (§ 7o)
§ 7o. Macht eine betroffene Person sowohl eine Verletzung des Diskriminierungsverbots des § 7b Abs. 1 nach diesem Bundesgesetz als auch eine Verletzung des Gleichbehandlungsgebots von Frauen und Männern in der Arbeitswelt bzw. des Gebots der Gleichbehand​lung ohne Unterschied der ethnischen Zugehörigkeit, der Religion oder Weltanschauung, des Alters oder der sexuellen Orientierung in der Arbeitswelt im Sinne des Gleichbehandlungsgesetzes, BGBl. I Nr. 66/2004, bzw. des Bundes-Gleich​behandlungsgesetzes, BGBl. Nr. 100/1993, geltend, so sind alle Diskriminierungstatbestände im Schlichtungsverfahren gemäß §§ 14 ff BGStG abzuhandeln und kön​nen bei den ordentlichen Gerichten nur gemäß § 7k oder bei Behör​den nur gemäß §§ 7l oder 7n geltend gemacht werden.

(BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006)

Beweislast (§ 7p)
§ 7p. Wenn sich eine betroffene Person vor Gericht auf einen Diskriminierungstatbestand im Sinne des § 7b Abs. 1 oder eine Be​lästigung (§ 7d) beruft, so hat sie diesen Umstand glaubhaft zu machen. Dem Beklagten obliegt es bei Berufung auf § 7b Abs. 1 zu beweisen, dass es bei Abwägung aller Umstände wahrscheinlicher ist, dass ein anderes vom Beklagten glaubhaft gemachtes Motiv für die unterschiedliche Behandlung ausschlaggebend war. Bei Berufung auf § 7d sowie bei Berufung auf eine Diskriminierung, die durch Bar​rieren verursacht wird, obliegt es dem Beklagten zu beweisen, dass es bei Abwägung aller Umstände wahrscheinlicher ist, dass die vom Beklagten glaubhaft gemachten Tatsachen der Wahrheit ent​sprechen.

(BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006)

Nebenintervention (§ 7q)
§ 7q. Die Österreichische Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation kann, wenn es eine betroffene Person verlangt, einem Rechtsstreit zur Durchsetzung von Ansprüchen aus einer Verletzung des Diskriminie​rungsverbots des § 7b als Nebenintervenient (§§ 17 bis 19 ZPO) bei​treten. 

(BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006)

Sonderbestimmungen für Landeslehrer, Anwen​dungsbereich (§ 7r)
§ 7r. Die §§ 7b bis 7q dieses Bundesgesetzes sind auf Lehrer an öffentlichen Pflichtschulen und an land- und forstwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen (§ 1 des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 302, § 1 des Land- und forstwirtschaftlichen Lan​deslehrer-Dienstrechtsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 296, § 1 des Landes​vertragslehrergesetzes 1966, BGBl. Nr. 172 und § 1 des Land- und forstwirtschaftlichen Landesvertragslehrergesetzes, BGBl. Nr. 244/1969) mit der Maßgabe anzuwenden, dass


1.
soweit darin den Dienstbehörden des Bundes Zuständigkeiten zukommen, an deren Stelle die landesgesetzlich berufenen Or​gane (Dienstbehörden) treten,


2.
soweit darin auf das Schlichtungsverfahren gemäß §§ 14 ff BGStG verwiesen wird, ein vergleichbares Verfahren durch landesgesetzliche Bestimmungen zu regeln ist, und


3.
soweit gemäß den §§ 7e bis 7h Ersatzansprüche an den Bund eingeräumt sind, diese vom Land zu tragen sind.

(BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2006)

Kündigung (§ 8)
§ 8. (1) Das Dienstverhältnis eines begünstigten Behinderten darf vom Dienstgeber, sofern keine längere Kündigungsfrist einzu​hal​ten ist, nur unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen gekün​digt werden. Ein auf Probe vereinbartes Dienstverhältnis kann wäh​rend des ersten Monates von beiden Teilen jederzeit gelöst wer​den. (BGBl. Nr. 111/1979, Art. I Z 9, ab 1.1.1979; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 2, ab 1.1.1989)

(2) Die Kündigung eines begünstigten Behinderten (§ 2) darf von einem Dienstgeber erst dann ausgesprochen werden, wenn der Behindertenausschuss (§ 12) nach Anhörung des Betriebsrates, der Behindertenvertrauensperson (Stellvertreter) oder der Personalvertretung im Sinne des Bundes-Personalvertretungsgesetzes bzw. der entsprechenden landesgesetzlichen Vorschriften zugestimmt hat; dem Dienstnehmer kommt in diesem Verfahren Parteistellung zu. Eine Kündigung ohne vorherige Zustimmung des Behindertenausschusses ist rechtsunwirksam, wenn nicht in Ausnahmefällen nachträglich die Zustimmung erteilt wird. Diese Zustimmung ist nicht zu erteilen, wenn die Zugehörigkeit zum Personenkreis der begünstigten Behinderten die Folge eines Arbeitsunfalles gemäß § 175f des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG), BGBl. Nr. 189/1955 ist. Ein Ausnahmefall, der die Zustimmung zu einer bereits ausgesprochenen Kündigung rechtfertigt, ist dann gegeben, wenn dem Dienstgeber zum Zeitpunkt des Ausspruches der Kündigung nicht bekannt war und auch nicht bekannt sein musste, dass der Dienstnehmer dem Personenkreis der begünstigten Behinderten im Sinne des § 2 angehört. Abs. 4 und 4a sind anzuwenden. (BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 103 Z 5, ab 1.1.2011)

(3) Der Behindertenausschuss hat bei seiner Entscheidung über die Zustimmung zur Kündigung eines begünstigten Behinderten die besondere Schutzbedürftigkeit des Dienstnehmers zu berücksichtigen und unter Beachtung des § 6 zu prüfen, ob dem Dienstnehmer der Verlust seines Arbeitsplatzes zugemutet werden kann. (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 9, ab 1.1.1999)

(4) Die Fortsetzung des Dienstverhältnisses wird dem Dienst​geber insbesondere dann nicht zugemutet werden können, wenn 


a)
der Tätigkeitsbereich des begünstigten Behin​derten entfällt und der Dienstgeber nachweist, dass der begünstigte Behin​derte trotz seiner Zustimmung an einem anderen geeigneten Ar​beitsplatz ohne erheblichen Schaden nicht wei​terbeschäf​tigt werden kann;


b)
der begünstigte Behinderte unfähig wird, die im Dienstver​trag vereinbarte Arbeit zu leisten, sofern in absehbarer Zeit eine Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit nicht zu erwar​ten ist und der Dienstgeber nachweist, dass der begünstigte Behin​derte trotz seiner Zustimmung an einem anderen ge​eigneten Arbeitsplatz ohne erheblichen Schaden nicht wei​terbeschäftigt werden kann;


c)
der begünstigte Behinderte die ihm auf Grund des Dienstver​hältnisses obliegenden Pflichten beharrlich verletzt und der Weiterbeschäfti​gung Gründe der Arbeitsdisziplin entgegen​ste​hen.

(BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 9, ab 1.1.1999)

(4a) Bei der Entscheidung über die Zustimmung zur Kündi​gung eines begünstigten Behinderten ist auch das Diskriminierungs​verbot des § 7b Abs. 1 zu berücksichtigen. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 8, ab 1.1.2006)

(5) Gesetzliche Bestimmungen, die die Beendigung des Dienst​verhältnisses an zusätzliche Voraussetzungen knüpfen, bleiben unbe​rührt. Finden auf die Kündigung eines begünstigten Behinderten die Abs. 2 bis 4 Anwen​dung, gelten die Bestimmungen des § 105 Abs. 2 bis 6 des Arbeitsverfassungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1974, bzw. die in Ausführung der Bestimmungen des § 210 Abs. 3 bis 6 des Landar​beitsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 287, erlassenen landesrechtlichen Vor​schriften nicht. (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 9, ab 1.1.1999)

(6) Abs. 2 bis 4 finden auf das Dienstverhältnis keine Anwen​dung,


a)
wenn dem Behinderten als Mitglied des Betriebs​rates (Ju​gendvertrauensrates) bzw. als Perso​nalvertreter der be​son​dere Kündigungsschutz auf Grund der §§ 120 und 121 des Arbeitsver​fassungsgesetzes bzw. der in Ausführung der §§ 223 und 224 des Landarbeitsgesetzes 1984 erlassenen lan​desrechtlichen Vorschriften oder des § 27 Abs. 2 des Bundes-Personalvertre​tungsgesetzes und ähnlicher landes​rechtlicher Vorschriften zusteht; (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 9, ab 1.1.1999; BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 2 Z 1, ab 1.7.2001)


b)
wenn das Dienstverhältnis zum Zeitpunkt des Ausspruches der Kündigung noch nicht länger als vier Jahre bestanden hat, es sei denn die Feststellung der Begünstigteneigenschaft erfolgt innerhalb dieses Zeitraumes, wobei während der ersten sechs Monate nur die Feststellung der Begünstigteneigenschaft infolge eines Arbeitsunfalles diese Rechtsfolge auslöst, oder es erfolgt ein Arbeitsplatzwechsel innerhalb eines Konzerns. (BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 103 Z 6, ab 1.1.2011)

Beendigung eines Dienstverhältnisses kraft Gesetzes (§ 8a)
§ 8a. Soweit in dienstrechtlichen Vorschriften für Bedienstete einer Gebietskörperschaft die Beendigung des Dienstverhältnisses wegen langer Dienstverhinde​rung infolge Krankheit kraft Gesetzes vorgesehen ist, ist im Falle eines begünstigten Behinderten (§ 2) der Behindertenausschuss spätestens drei Monate vor Ablauf dieser Frist von Amts wegen zu verständigen. Der Be​hindertenausschuss hat zur Zweckmäßigkeit einer Verein​barung über die Fortsetzung des Dienst​verhältnisses Stellung zu nehmen. Die Beendigung des Dienstverhält​nisses wird - ungeachtet der dienstrechtlichen Vor​schriften - frü​hestens drei Monate nach Einlagen der Verständigung beim Behin​der​tenausschuss wirksam.

(BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 10, ab 1.1.1999)

Ausgleichstaxe (§ 9)
§ 9. (1) Vom Bundesamt für Soziales und Behinder​tenwesen ist die Entrichtung einer Ausgleichstaxe all​jährlich für das jeweils abge​laufene Kalenderjahr mit​tels Bescheides vorzuschreiben, wenn die Beschäfti​gungspflicht nicht erfüllt ist. (BGBl. Nr. 567/1985, Art. I Z 4, ab 1.1.1986)

(2) Die Ausgleichstaxe beträgt für jede einzelne Person, die zu beschäftigen wäre, ab 1. Jänner 2011 monatlich 226 Euro. Abweichend davon beträgt die Ausgleichstaxe für Dienstgeber, die 100 oder mehr Dienstnehmer beschäftigen, für jede Person, die zu beschäftigen wäre, ab 1. Jänner 2011 monatlich 316 Euro und für Dienstgeber, die 400 oder mehr Dienstnehmer beschäftigen, für jede Person, die zu beschäftigen wäre, ab 1. Jänner 2011 monatlich 336 Euro. Diese Beträge sind ab 1. Jänner 2012 und in der Folge mit Wirkung vom 1. Jänner eines jeden Jahres mit dem für den Bereich des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes festgesetzten Anpassungsfaktor zu vervielfachen. Die vervielfachten Beträge sind auf den nächsten vollen Eurobetrag zu runden, dabei sind Beträge unter 50 Cent zu vernachlässigen und Beträge von 50 Cent an auf einen vollen Euro zu ergänzen. Die gerundeten Beträge sind der folgenden Anpassung zugrunde zu legen. Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz hat die jeweilige Höhe der Ausgleichstaxe mit Verordnung festzustellen. Diese Verordnung kann auch rückwirkend in Kraft gesetzt werden. (BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 103 Z 7, ab 1.1.2011)

(3) Die Entrichtung der Ausgleichstaxe kann nur binnen zwei Jahren, gerechnet vom Einlangen der Abschrift des Verzeichnisses (§ 16 Abs. 2) an, falls der Dienstgeber von der Vorlage des Verzeich​nisses gemäß § 16 Abs. 5 und 6 befreit war, binnen drei Jahren nach Ablauf des Jahres, für das die Ausgleichstaxe zu zahlen ist, vorge​schrieben werden. Hat der Dienstgeber der Auskunfts‑ und Melde​pflicht (§ 16) nicht entsprochen bzw. unwahre oder unvollständige Angaben gemacht, kann die Entrichtung der Ausgleichstaxe binnen sieben Jahren, gerechnet vom Ende des Kalenderjahres an, für das keine bzw. unvollständige oder unrichtige Meldungen erstattet wur​den, vorgeschrieben werden. Diese Frist beginnt durch jede Maß​nahme des Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen, die auf Einholung der Verzeichnisabschrift oder einer wahrheitsgetreuen Meldung gerichtet ist, neu zu laufen. (BGBl. Nr. 567/1985, Art. I Z 4, ab 1.1.1986)

(4) Die Ausgleichstaxe wird nach Ablauf von vier Wochen, ge​rechnet vom Eintritt der Rechtskraft des Be​scheides, mit dem die Ausgleichstaxe vorgeschrieben wurde, fällig. Sie ist spätestens bis zum Fälligkeits​tag unaufgefordert an das Bundesamt für Soziales und Be​hindertenwesen einzuzahlen. (BGBl. Nr. 567/1985, Art. I Z 4, ab 1.1.1986)

(5) Wird die Ausgleichstaxe nicht bis zum Fällig​keitstag (Abs. 4) eingezahlt, so sind ab dem darauf​folgenden Kalendertag Zinsen in der Höhe von 4 vH über dem jeweils geltenden Basiszins​satz gemäß § 1 1. Euro-Justiz-Begleitgesetz, BGBl. I Nr. 125/1998 pro Jahr an den Aus​gleichstaxfonds (§ 10) zu entrichten. Die Gel​tendmachung eines Zinsenanspruches hat zu unterbleiben, wenn der Zinsen​betrag 7,30 € nicht übersteigt.  (BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 9, ab 1.1.1989; BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 2 Z 3, ab 1.1.2002)

(6) (entfallen) (BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 10, ab 1.1.1989)

(7) (entfallen) (BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 10, ab 1.1.1989)

Prämien (§ 9a)
§ 9a. (1) Dienstgeber erhalten aus Mitteln des Ausgleichstaxfonds (§ 10) für jeden beschäftigten, in Ausbildung stehenden begünstigten Behinderten (§ 2 Abs. 3) eine Prämie in Höhe der nach § 9 Abs. 2 1. Satz festgesetzten Ausgleichstaxe. (BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 103 Z 8, ab 1.1.2011)

(2) Über die Zuerkennung einer Prämie hat das Bundesamt für Soziales und Behinderten​wesen in Fällen, in denen die Berechnung unter Be​dachtnahme auf § 16 Abs. 4 bis 7 erfolgt, von Amts we​gen, in den übrigen Fällen über Antrag des Dienstge​bers zu ent​scheiden. Der Antrag kann nur binnen drei Jahren vom Ende des Kalenderjah​res an, für das die Prämie begehrt wird, eingebracht werden. (BGBl. Nr. 567/1985, Art. I Z 5, ab 1.1.1986; BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 11 und 12, ab 1.1.1999; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 4, ab 1.1.2003)

(3) Die Prämie ist auf Forderungen des Aus​gleichstaxfonds gegen den zum Empfang der Prämie be​rechtigten Dienstgeber anzu​rechnen. (BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 5 ab 1.1.2003)

Ausgleichstaxfonds (§ 10)
§ 10. (1) Beim Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz wird der Ausgleichstaxfonds ge​bildet. Er hat Rechtsper​sönlichkeit und wird vom Bundesminister für Arbeit, Sozi​ales und Konsumentenschutz ver​treten und unter Anhörung eines Beirates gemäß Abs. 2 verwaltet. Das Vermögen des Fonds besteht aus den rechts​kräftig vorgeschrie​benen Aus​gleichstaxen, den Zinsen und sonstigen Zuwendungen. (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 14, ab 1.1.1999)

(2) Der Beirat besteht aus dem Vorsitzenden, zwei Vertretern der organisierten Kriegsopfer, vier Vertre​tern der organisierten Behin​derten und drei von den Ländern entsandten Vertretern sowie je drei Vertretern der Dienstnehmer und der Dienstgeber, einem Ver​treter der Integrativen Betriebe (§ 11) und einem Vertre​ter des Bun​desministeriums für Finan​zen. Den Vorsitz führt der Bundes​minister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz oder ein von ihm be​stimmter rechtskundiger Bediensteter aus dem Stande des Bundes​mini​steriums für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz. Die Funktionspe​riode des Beirates beträgt vier Jahre. Nach Ablauf der Funk​tionspe​riode hat der Beirat die Ge​schäfte so lange weiterzu​führen, bis der neue Beirat zusammentritt. Die Zeit der Weiterfüh​rung der Ge​schäfte zählt auf die Funktionsperiode des neuen Bei​rates. (BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 6, ab 1.1.2003)

(3) Die im Abs. 2 genannten Mitglieder des Bei​rates sowie die er​forderliche Anzahl von Ersatzmit​gliedern werden vom Bundesmi​ni​ster für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz be​rufen. Die Vor​schläge für die Be​stellung der Dienstge​bervertreter erstatten für je ein Mit​glied und die erforderliche Anzahl von Er​satzmitgliedern die Wirt​schaftskammer Österreich, die Präsidenten​konferenz der Land​wirt​schafts​kammern Österreichs und die Vereini​gung der Österreichi​schen Industrie. Die Vorschläge für die Bestel​lung der Dienstnehmer​vertreter erstatten für je ein Mit​glied und die erforderli​che Anzahl von Ersatzmitgliedern die Bun​desarbeitskam​mer, der Öster​reichische Landarbei​terkammertag und der Österreichi​sche Gewerkschafts​bund. Hinsichtlich der Erstattung der Vorschläge für die Bestellung der Vertreter der organisierten Kriegs​opfer und der organisierten Be​hin​derten sind die § 10 Abs. 1 Z 6 und § 10 Abs. 2 des Bundesbehinder​tengeset​zes (BBG), BGBl. Nr. 283/1990, anzu​wenden. Den Vor​schlag für die Bestellung des Vertre​ters der Inte​grativen Betriebe erstatten diese. Die Vorschläge für die Bestellung der Vertreter der Länder erstatten die Län​der gemeinsam. (BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 6, ab 1.1.2003)

(4) Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumenten​schutz hat die Mitglieder des Beirates von ihrer Funktion zu ent​he​ben, wenn sie darum ansuchen, wenn eine der für ihre Bestellung er​for​derlichen Vorausset​zungen nicht mehr gegeben ist oder wenn sie die Pflichten ihres Amtes gröblich vernachlässigen, im letzteren Falle nach An​hö​rung der Interessenvertre​tung, auf deren Vorschlag das Mitglied be​stellt worden ist. Die Mitgliedschaft im Beirat ist ein unbesoldetes Ehrenamt. Den Mitglie​dern gebührt der Ersatz der Reise‑ und Aufent​haltsko​sten sowie eine allfällige Ent​schädigung für Zeitver​säumnis unter sinngemäßer Anwendung der für Schöffen und Geschworene geltenden Bestimmungen des Gebüh​renan​spruchsge​setzes 1975, BGBl. Nr. 136, wenn auf Grund an​derer gesetzlicher Re​gelungen kein gleichartiger An​spruch besteht. (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 14, ab 1.1.1999)

(5) Der Beirat wird vom Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz zu den Sitzungen einberufen. Die Einla​dun​gen sol​len mit der Tagesordnung den Mit​gliedern des Beirates spä​testens acht Tage vor der Sitzung zuge​stellt werden. Der Beirat tagt in nicht​öffentlicher Sitzung; er ist beschlussfähig, wenn min​destens die Hälfte der eingeladenen Mitglieder anwe​send ist. Wurden die Mit​glieder ordnungsgemäß eingela​den, so ist der Beirat auch dann be​schlussfä​hig, wenn nach Ablauf von 30 Minuten weni​ger als die Hälfte der ein​geladenen Mitglieder anwesend ist. Die Be​schlüsse des Beirates werden mit Stimmen​mehrheit ge​fasst. Der Vorsitzende gibt seine Stimme zuletzt ab; bei Stimmen​gleichheit entscheidet seine Stimme. Über die Sitzung des Beirates ist eine Nie​der​schrift aufzu​nehmen, die alle Beschlüsse im Wortlaut, die Ergeb​nisse der Ab​stimmungen und den wesentlichen Verlauf der Verhand​lungen zu enthalten hat; eine Ab​schrift ist den Mit​gliedern des Bei​rates zu übersen​den. Der Vor​sitzende ist berechtigt, dem Beirat Experten mit beratender Stimme beizuziehen. (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 14, ab 1.1.1999)

(6) Der Beirat ist in allen wichtigen Angelegenheiten der Durch​führung dieses Bundesgesetzes, insbe​sondere 


a)
vor Erlassung, Änderung oder Aufhebung von Ver​ordnun​gen gemäß § 1 Abs. 2;


b)
vor Erlassung, Änderung oder Aufhebung von Richtlinien über die Gewährung von Zuschüssen oder Darlehen aus den Mitteln des Ausgleichs​taxfonds;


c)
vor Verzicht auf die Rückzahlung eines nach § 10a Abs. 5 gewährten und fälligen Betrages sowie auf die Eintreibung einer rechtskräftig vorgeschriebenen Ausgleichstaxe anzuhören. (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 14, ab 1.1.1999)

(7) Dem Beirat obliegt es,


a)
Empfehlungen zu grundsätzlichen Fragen der be​ruflichen Integration Behinderter abzugeben;


b)
Vorschläge betreffend die Gewährung einer För​derung an einen Integrativen Betrieb (§ 11), die im Einzelfall den Be​trag von 72 673 € übersteigt, zu erstatten. (BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 2 Z 5, ab 1.1.2002)

(8) Den Mitgliedern des Beirates sind die für die Wahrneh​mung ihrer Aufgaben erforderlichen Informatio​nen zur Verfügung zu stellen. (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 14, ab 1.1.1999)

(9) Für die dem Bund aus der Verwaltung des Aus​gleichstax​fonds entstehenden Kosten hat der Aus​gleichstaxfonds dem Bund jährlich einen Pauschalbetrag von 0,75 vH der jeweils im Vor​jahr eingegangenen Aus​gleichstaxen zu ersetzen. (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 14, ab 1.1.1999)

Verwendung der Mittel des Ausgleichstaxfonds (§ 10a)
§ 10a. (1) Die Mittel des Ausgleichstaxfonds sind insbesondere zu verwenden für 


a)
Zwecke der beruflichen Eingliederung für die im Sinne dieses Bundesgesetzes begünstigten Behinderten (§ 2 Abs. 1 und 3) und die in den Abs. 2, 3 und 3a angeführten Behinderten; für alle diese Personen jedoch nur dann, wenn sie ihren dauernden Aufenthalt im Bundesgebiet haben oder im Bundesgebiet dauerhaft einer Erwerbstätigkeit nachgehen; (BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 103 Z 9, ab 1.1.2011)


b)
Zwecke der Fürsorge für die nach dem Kriegs​opferversor​gungsgesetz 1957, BGBl. Nr. 152, und Heeresversorgungs​gesetz, BGBl. Nr. 27/1964, versorgungsberechtigten Perso​nen und deren nicht selbsterhaltungsfä​hige Kinder sowie für die nach dem Opferfürsorgegesetz Versorgungsberech​tigten (§ 6 Z 5 Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947); (BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 13, ab 1.1.1989)


c)
die Gewährung von Zuschüssen und Darlehen zur Errich​tung, zum Ausbau, zur Ausstattung und zum laufenden Be​trieb von Integrativen Betrieben (§ 11) sowie zur Sicherung der Arbeitsplätze in Integrativen Betrieben und zur Erhal​tung ihrer Wettbewerbsfähigkeit unter Berücksichtigung der vom jeweiligen Integrativen Betrieb erzielten Wertschöp​fung;  (BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 7, ab 1.1.2003)


d)
die Gewährung von Zuschüssen und Darlehen für Maßnah​men nach § 6 Abs. 2; (BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 15, ab 1.7.1992)


e)
Information und Forschung betreffend die beruf​lichen und sozialen Angelegenheiten von Behin​derten oder von Behin​derung bedrohten Personen; (BGBl. Nr. 360/1982, Art. I Z 10, ab 1.8.1982)


f)
Prämien für Dienstgeber (§ 9a); (BGBl. Nr. 567/1985, Art. I Z 7, ab 1.1.1986)


g)
den Ersatz von Reise‑ und Aufenthaltskosten so​wie die Ent​schädigung für Zeitversäumnis (§§ 10 Abs. 4, 12 Abs. 8, 13d, 14 Abs. 8) und die Entschädigung für die in der Beru​fungskommission tätigen Richter (§ 13d) sowie den Er​satz von Barauslagen der Behinder​tenvertrauenspersonen (§ 22a); (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 16, ab 1.1.1999; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 8, ab 1.1.2003)


h)
Sonderprogramme zur Verbesserung der berufli​chen Einglie​derung Behinderter; (BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 16, ab 1.1.1989)


i)
die Gewährung von Zuschüssen und Darlehen zur Errich​tung, zum Ausbau, zur Ausstattung und zum laufenden Be​trieb von sonstigen zur Vorberei​tung von Behinderten auf eine berufli​che Ein​gliederung in den offenen Arbeitsmarkt geeigne​ten Einrichtungen und von Ausbildungseinrichtun​gen (§ 11a) sowie die Gewährung von Zu​schüssen für in sol​chen Einrichtungen tätige Behinderte; (BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 9, ab 1.1.2003)


j)
nach Maßgabe von für solche Zwecke zur Verfügung stehenden Mitteln die Gewährung von Zuschüssen und Darlehen für von Betrieben durchgeführte investive Maßnahmen, die der Verbesserung der Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderungen dienen. (BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 103 Z 10, ab 1.1.2011)

(1a) Anstelle von Zuschüssen oder Darlehen können auch Sach​leistungen gewährt werden. (BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 17, ab 1.7.1992)

(2) Die im Abs. 1 lit. a, c, d, h und i aufgezähl​ten Hilfen kön​nen auch Behinderten, die österreichi​sche Staatsbürger, Staatsbürger von Vertragsparteien des Abkommens über den Europäischen Wirt​schafts​raum oder Flüchtlinge (§ 2 Abs. 1) sind, gewährt werden, deren Grad der Behinderung minde​stens 30 vH beträgt, wenn diese ohne solche Hilfsmaß​nahmen einen Arbeits​platz nicht erlangen oder beibe​halten können. (BGBl. Nr. 111/1993, Art. I Z 3, ab 1.1.1994 ‑ in Verbindung mit der Kundmachung BGBl. Nr. 917/1993, Z 33; BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 18, ab 1.1.1999)

(2a) Die im Abs. 1 lit. a, d, h und i aufgezählten Hilfen können österreichischen Staatsbürgern, Staats​bürgern von Vertragsparteien des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder Flücht​lingen (§ 2 Abs. 1) gewährt werden, wenn ihnen ohne diese Hilfs​maßnahmen auf Grund der bisher ausgeübten beruflichen Tätig​keit eine Behinderung im Sinne des § 3 unmittel​bar droht. (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 19, ab 1.1.1999)

(3) Behinderten, die österreichische Staatsbürger, Staatsbürger von Vertragsparteien des Abkommens über den Europäischen Wirt​schaftsraum oder Flüchtlinge (§ 2 Abs. 1) sind, die das 15. Lebens​jahr überschritten haben, deren Grad der Behinderung mindestens 50 vH be​trägt und die nicht dem im § 2 Abs. 3 angeführten Per​sonen​kreis angehören, können Hilfen nach Abs. 1 lit. a dann gewährt wer​den, wenn ohne diese Hilfsmaßnahmen die Aufnahme oder Fort​set​zung einer Schul- oder Be​rufsausbildung gefährdet wäre. (BGBl. Nr. 111/1993, Art. I Z 4, ab 1.1.1994 - in Verbindung mit der Kund​ma​chung BGBl. Nr. 917/1993, Z 33)

(3a) Behinderten, die nicht unter § 2 Abs. 1 fallen, können die im Abs. 1 lit. a, c, d, h und i aufgezählten Hilfen gewährt werden, wenn der Grad ihrer Behinderung mindestens 50 vH beträgt, sie ihren dauernden Aufenthalt im Bundesgebiet haben oder im Bundesgebiet dauerhaft einer Erwerbstätigkeit nachgehen und sie ohne diese Hilfsmaßnahmen einen Arbeitsplatz nicht erlangen oder beibehalten können. (BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 103 Z 11, ab 1.1.2011)

(4) Die Vergabe von Sach- oder Geldleistungen aus Mitteln des Ausgleichstaxfonds ist nur zulässig, wenn die Sparsamkeit, Wirt​schaftlichkeit und Zweckmäßigkeit des Einsatzes der Mittel gewähr​leistet sind. Die Aus​zahlung einer Förderung ist nur insoweit und nicht eher vorzunehmen, als sie zur Vornahme fälliger Zah​lungen benötigt wird. Die Auszahlung darf zu einem früheren Zeitpunkt vor​genommen werden, wenn dies aus Gründen, die sich aus der Eigenart der Leistung erge​ben, notwendig erscheint. Auf die Gewährung von Sach- oder Geldleistungen (ausgenommen Leistungen nach § 9a), Darlehen oder sonstigen Zuwendungen aus den Mit​teln des Aus​gleichstaxfonds be​steht kein Rechtsan​spruch. Bewilligte Geldleis​tungen sind auf offene For​derungen des Ausgleichstaxfonds gegen den Leistungs​empfänger anzurechnen. (BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 19, ab 1.1.1989)

(5) Vor Gewährung einer Zuwendung aus den Mitteln des Aus​gleichstaxfonds ist vorbehaltlich sonstiger bürgerlichrechtlicher An​sprüche des Bundes zu verein​baren, dass ein Zuschuss vom Empfän​ger rückzuerstatten ist oder ein noch nicht zurückgezahltes Darlehen nach Kündigung vorzeitig fällig wird und beide vom Tage der Aus​zahlung an mit 4 vH über dem jeweils geltenden Basiszinssatz gemäß § 1 1. Euro-Justiz-Begleitgesetz pro Jahr zu verzinsen sind, wenn


a)
der Empfänger wesentliche Umstände verschwiegen oder un​wahre Angaben gemacht hat;


b)
der Empfänger das geförderte Vorhaben nicht oder aus seinem Verschulden nicht zeitgerecht durchgeführt hat;


c)
der Empfänger den Zuschuss (das Darlehen, die Sachleis​tung) widmungswidrig verwendet hat oder Bedingungen aus seinem Verschulden nicht einge​halten wurden;


d)
der Empfänger die unverzügliche Meldung von Er​eignissen, welche die Ausführung der geförder​ten Leistung verzögern oder unmöglich machen oder deren Abänderung erfordern würden, unter​lassen hat oder


e)
der Empfänger die Überprüfung der widmungsge​mäßen Verwendung der Zuwendungen vereitelt hat.

Wenn bei der Durchführung des zu fördernden Vorhabens Einrichtun​gen oder Geräte, deren Wert (Preis) im Ein​zelfall 1 453 € übersteigt, ausschließlich aus nicht rückzahlbaren Zuwendungen aus den Mitteln des Aus​gleichstaxfonds angeschafft werden sollen, kann ver​einbart werden, dass der Empfänger bei Wegfall oder we​sentlicher Änderung des Zuwendungszweckes entweder eine angemessene Ab​geltung in Geld zu erstatten oder die Einrichtungen oder Geräte dem Aus​gleichstaxfonds zwecks weiterer Verwendung zu überlassen hat. In die Vereinbarung können abweichende oder zusätzliche Be​din​gungen, Auflagen und Eigentumsvorbehalte zugunsten des Aus​gleichstaxfonds aufgenommen werden, sofern dies die Eigenart der Förderung geboten erscheinen lässt. Die Verpflichtung zum Ersatz trifft den gesetzlichen Vertreter, wenn er an einer der in lit. a) bis e) um​schriebenen Hand​lungen mitgewirkt hat. (BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 19, ab 1.1.1989; BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 2 Z 6, ab 1.1.2002)

(6) Ist die sofortige Rückzahlung eines entspre​chend einer Ver​einbarung nach Abs. 5 fällig gewordenen Betrages auf Grund der wirtschaftlichen Verhältnisse des Zahlungspflichtigen unbillig, so kann die Forderung des Ausgleichstaxfonds auf Antrag des Zah​lungspflichtigen gestundet oder die Abstattung in Raten bewilligt werden. Hierbei sind Zinsen in der Höhe von 3 vH über dem jeweils geltenden Basis​zinssatz gemäß § 1 1. Euro-Justiz-Begleitgesetz pro Jahr auszubedin​gen. Die Vorschreibung von Zinsen hat zu unterblei​ben, wenn der ge​stundete Förderungsbetrag 1 453 € nicht übersteigt. Die Bewilligung zur Ab​stattung in Raten ist zu widerrufen und die sofortige Entrich​tung aller aushaftenden Teilbeträge samt Zinsen zu verlangen, wenn der Rückzahlungspflichtige mit min​destens zwei Teilbeträgen in Ver​zug ist. (BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 19, ab 1.1.1989; BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 2 Z 7, ab 1.1.2002)

(7) Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumenten​schutz als Verwalter des Ausgleichstaxfonds kann ganz oder teil​weise auf die Rückzahlung eines entspre​chend einer Vereinbarung nach Abs. 5 fäl​lig gewordenen Betrages verzichten, wenn (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 21, ab 1.1.1999)


1.
alle Möglichkeiten der Einziehung erfolglos versucht wor​den sind und auf Grund der Sachlage auch nicht ange​nom​men werden kann, dass Einzie​hungsmaßnahmen zu einem späte​ren Zeitpunkt zu einem Erfolg führen werden oder Ein​zie​hungsmaß​nahmen von vornherein offenkundig aus​sichtslos sind oder


2.
die Einziehung der Forderung nach der Lage des Falles, ins​besondere unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Ver​hältnisse des Zahlungs​pflichtigen und des Ausmaßes seines allfälligen Verschuldens an der Entstehung der Forderung un​billig wäre oder


3.
die Einziehung mit Kosten verbunden wäre, die in keinem Verhältnis zur Höhe der Forderung stehen.

Bei einem Verzicht auf eine Forderung ist jedenfalls auszubedingen, dass ein Widerruf zulässig ist, wenn der Verzicht durch Fälschung einer Urkunde, falsches Zeug​nis oder eine andere gerichtlich straf​bare Handlung oder sonst wie erschlichen worden ist. (BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 19, ab 1.1.1989)

Integrative Betriebe (§ 11)
(BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 22, ab 1.1.1999)

§ 11. (1) Integrative Betriebe im Sinne dieses Bundesgesetzes sind die von Gebietskörperschaften, Körperschaften des öffentlichen Rechtes, von Trägern der freien Wohlfahrtspflege oder sonstigen Rechtspersonen (Rechtsträgern) geführten Einrichtungen zur Be​schäftigung begünstigter Behinderter, die wegen Art und Schwere der Behinderung noch nicht oder nicht wieder auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt tätig sein können, bei denen aber eine wirtschaftlich verwertbare Mindestleistungsfähigkeit vorliegt. (BGBl. Nr. 111/1979, Art. I Z 15, ab 1.1.1979; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 2, ab 1.1.1989; BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 22, ab 1.1.1999)

(2) Der Integrative Betrieb muss es den begün​stig​ten Behin​derten ermöglichen, ihre Leistungsfähig​keit mit dem Ziel der Einglie​derung in den freien Ar​beits​markt zu entwickeln, zu erhöhen oder wiederzugewinnen. (BGBl. Nr. 111/1979, Art. I Z 15, ab 1.1.1979; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 2, ab 1.1.1989; BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 22, ab 1.1.1999)

(3) Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumenten​schutz als Vertreter des Ausgleichstaxfonds hat als Grundlage für die Förde​rung aus den Mitteln des Fonds im Rahmen eines für Arbeits​plätze in Integrativen Be​trieben im Einvernehmen mit den anderen Rehabilita​tionsträgern zu erstellenden Bedarfsplanes Richtlinien zu erlassen. (BGBl. Nr. 111/1979, Art. I Z 15, ab 1.1.1979; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 1 und 20, ab 1.1.1989; BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 22, ab 1.1.1999)

(4) Die Förderung eines im Abs. 1 genannten Inte​grativen Be​trie​bes aus Mitteln des Ausgleichstaxfonds kann insbesondere erfol​gen, wenn (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 22, ab 1.1.1999)


a)
die beschäftigten begünstigten Behinderten nach dem Kollek​tivvertrag der jeweiligen Sparte, in der sie beschäftigt sind, entlohnt werden und nach den Bestimmungen des All​gemei​nen Sozial​versicherungsgesetzes als Vollversicherte pflicht​versichert sind; (BGBl. Nr. 111/1979, Art. I Z 15, ab 1.1.1979; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 2, ab 1.1.1989)


b)
der Integrative Betrieb in baulicher und per​soneller Hinsicht die Voraussetzungen erfüllt, die eine wirtschaftliche Füh​rung zulassen; (BGBl. Nr. 111/1979, Art. I Z 15, ab 1.1.1979; BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 22, ab 1.1.1999)


c)
durch begleitende Dienste die medizinische, so​ziale, heilpä​da​gogische und psychologische Be​treuung der beschäftigten Behinderten sicherge​stellt ist;  (BGBl. Nr. 111/1979, Art. I Z 15, ab 1.1.1979)


d)
Möglichkeiten für Arbeitserprobung und Ar​beitstraining vor​gesehen sind; (BGBl. Nr. 111/1979, Art. I Z 15, ab 1.1.1979)


e)
sich der Rechtsträger des Integrativen Betrie​bes verpflichtet, diesen nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Spar​samkeit zu füh​ren; (BGBl. Nr. 111/1979, Art. I Z 15, ab 1.1.1979; BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 22, ab 1.1.1999)


f)
sich der Rechtsträger des Integrativen Betrie​bes ferner ver​pflichtet, im Falle einer För​de​rung durch den Aus​gleichstax​fonds die von diesem Fonds zur Verfügung gestell​ten ein​heit​lichen Grundlagen für Verrechnung und Buchfüh​rung anzuwenden, dem Fonds alljährlich die Bilanz sowie die Fi​nanzierungspläne für das Folgejahr vorzulegen und den vom Fonds namhaft gemachten Vertretern Einsicht in alle Bücher und Unterlagen zu gewähren; (BGBl. Nr. 360/1982, Art. I Z 11, ab 1.8.1982; BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 22, ab 1.1.1999)


g)
der Integrative Betrieb die in den Richtlinien (Abs. 3) festzu​legende Min​destwertschöpfung nicht unterschreitet. (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 23, ab 1.1.1999)

(5) Vor Aufnahme in einen Integrativen Betrieb, der Förde​rungsmittel aus dem Ausgleichstaxfonds erhält oder in Anspruch zu nehmen beabsichtigt, ist ein Team anzuhören, dem als Mitglieder je ein Vertreter des Ar​beitsmarktservice, des Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen, des Landes (Behindertenhilfe) und der Leiter jenes Integrativen Betriebes angehören, in dem der begünstigte Be​hinderte untergebracht werden soll. Es tagt am Sitz jenes Integrativen Betrie​bes, in dem der be​günstigte Behinderte untergebracht werden soll und ist je nach Bedarf von jenem Teammitglied einzuberufen, von dem der Vorschlag für die Unter​bringung des begün​stigten Behinderten in den Integra​tiven Betrieb aus​geht. Für die Beiziehung von weite​ren Sach​verständigen gilt § 6 Abs. 5 letzter Satz sinnge​mäß. Auf die Auf​nahme eines begünstigten Behin​derten in den Integrativen Betrieb besteht kein Rechtsanspruch. (BGBl. Nr. 111/1979, Art. I Z 15, ab 1.1.1979; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 2, ab 1.1.1989; BGBl. Nr. 314/1994, Art. 14 Z 3, ab 1.7.1994; BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 22, ab 1.1.1999)

(6) Beim Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsu​mentenschutz ist ein Verzeichnis über die im Sinne dieses Bundesge​setzes aus dem Ausgleichstaxfonds ge​förderten Integrativen Betriebe zu füh​ren. (BGBl. Nr. 111/1979, Art. I Z 15, ab 1.1.1979; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 1, ab 1.1.1989; BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 22, ab 1.1.1999)

(7) Bei Aufträgen im Bereich der Bundesverwaltung, die von Integrativen Betrieben im Sinne dieses Bun​desgesetzes ausgeführt werden können, sind diese Inte​grativen Betriebe in jedem Fall zur Anbotstellung ein​zuladen bzw. von ihnen Angebote einzuholen. (BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 10, ab 1.1.2003)

Ausbildungseinrichtungen (§ 11a)
§ 11a. (1) Ausbildungseinrichtungen im Sinne die​ses Bundesge​setzes sind Einrichtungen gemäß § 30 des Berufsausbil​dungsgesetzes, BGBl. Nr. 142/1969, die Be​hinderte (§ 10a Abs. 3) in einem Lehrbe​ruf ausbilden. (BGBl. Nr. 360/1982, Art. I Z 13 ab 1.8.1982)

(2) Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumenten​schutz ist ermächtigt, Richtlinien über Art und Höhe der Förde​rung aus den Mitteln des Ausgleichstaxfonds für die Ausbildungseinrich​tun​gen nach Abs. 1 zu erlas​sen. Die Richtlinien haben insbesondere Angaben über die beson​deren Anforderungen an das Ausbildungs​perso​nal, die be​sonderen Voraussetzungen hinsicht​lich des Baues und der Ausstattung der Ausbildungseinrichtung so​wie Auf​lagen hinsichtlich der medizini​schen, sozialen, heilpädagogischen und psychologischen Betreuung der in Ausbildung befindli​chen Behin​derten zu enthal​ten. (BGBl. Nr. 360/1982, Art. I Z 13 ab 1.8.1982; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 1, ab 1.1.1989)

Behindertenausschuss (§§ 12 u. 13)
§ 12. (1) Bei jeder Landesstelle des Bundesamtes für Soziales und Be​hinderten​wesen wird ein Behindertenausschuss errichtet, der in den von diesem Bundesge​setz be​stimmten Fällen zu entscheiden (§ 8) oder Stellung zu nehmen (§ 8a) hat. Der Dienstgeber ist verpflichtet, vor Einleitung eines Kündigungsverfahrens gemäß § 8 dieses Bundesgesetzes den Betriebsrat bzw. die Personalvertretung und die Behindertenvertrauensperson zu verständigen, der/die innerhalb einer Woche hierzu Stellung nehmen kann. Hat die Behindertenvertrauensperson dem Dienstgeber die Betrauung eines Stellvertreters mit der Wahrnehmung des Anhörungsrechts im Sinne dieser Bestimmung mitgeteilt, so hat der Dienstgeber diesen Stellvertreter zu verständigen. Das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen hat Vorsorge zu treffen, dass vor Durchführung eines Verfahrens gemäß § 8 BEinstG eine Krisenintervention angeboten wird. (BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 11, ab 1.1.2003; BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 103 Z 12, ab 1.1.2011)

(2) Der Behindertenausschuss besteht aus:

(BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 2, ab 1.1.1989)


a)
dem Landesstellenleiter oder einem von ihm bestimmten Be​diensteten des Bundesamtes für So​ziales und Behinderten​wesen; (BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 12, ab 1.1.2003)


b)
einem Vertreter der örtlich zuständigen Landes​geschäfts​stelle des Arbeitsmarktservice; (BGBl. Nr. 314/1994, Art. 14 Z 4, ab 1.7.1994)


c)
je einem Vertreter der Dienstnehmer und Dienst​geber;


d)
drei Vertretern der organisierten Behinderten. (BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 22, ab 1.7.1992)

(3) Der Vorsitzende hat zur Verhandlung des Behin​dertenaus​schusses jene Vertreter der Dienstnehmer und Dienstgeber beizuzie​hen, die von der für den Verhand​lungsfall in Betracht kommenden Interessenvertretung vorgeschlagen wurden. (BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 2, ab 1.1.1989; BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 103 Z 13, ab 1.1.2011)

(4) Die im Abs. 2 lit. c und d genannten Mitglie​der des Behin​dertenausschusses sowie die gleiche Zahl von Ersatzmitgliedern sind vom Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz auf Grund von Vor​schlägen der hierzu berufenen Interessenvertretun​gen auf die Dauer von vier Jahren zu bestellen. (BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 24, ab 1.7.1992)

(5) Je ein Vertreter der Dienstgeber ist von der Wirtschaftskam​mer und von der Land​wirtschaftskammer, je ein Vertreter der Dienst​nehmer von der Arbeiterkam​mer und von der Landarbeiterkammer vorzuschlagen. (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 24, ab 1.1.1999)

(6) Zur Erstattung von Vorschlägen bezüglich der Vertreter der Behinderten (Abs. 2 lit. d) sind dieje​nigen Vereinigungen berufen, die von diesen Personen nach den von der Vereinsbehörde geneh​migten Statuten zum Zwecke der Förderung ihrer wirtschaftlichen und sozia​len Interessen gebildet sind und die Tätigkeit im Bereich der jeweiligen Landesstelle des Bundesamtes für Soziales und Be​hindertenwesen ausüben. Beste​hen nebeneinander meh​rere Vereini​gungen, auf die diese Vorausset​zungen zu​treffen, so ist für die Auf​teilung des Vorschlags​rechtes das zwischen ihnen erzielte Überein​kommen maß​gebend. Kommt eine Vereinbarung über das Vorschlags​recht nicht zustande, so entscheidet hierüber der Bun​desminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz unter Be​dacht​nahme auf die Mitgliederstärke der in Betracht kommen​den Vereini​gungen. (BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 25, ab 1.7.1992; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 13, ab 1.1.2003)

(7) Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumenten​schutz hat die Mitglieder des Behindertenausschusses von ihrer Funk​tion zu entheben, wenn sie darum ansu​chen, wenn eine der für ihre Bestellung erforderlichen Vorausset​zungen nicht mehr gegeben ist oder wenn sie die Pflich​ten ihres Amtes gröblich vernach​lässigen, im letzteren Falle nach Anhörung der Interessenvertretung, auf deren Vorschlag das Mit​glied bestellt worden ist. (BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 1 und 2, ab 1.1.1989)

(8) Die Mitgliedschaft im Behindertenausschuss ist ein unbesol​detes Ehrenamt. Den Mitgliedern gebührt der Ersatz der Reise‑ und Aufenthaltskosten sowie die all​fällige Entschädigung für Zeitversäum​nis entsprechend der Bestimmung des § 10 Abs. 4. (BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 2 und 21, ab 1.1.1989)

(9) Mit beratender Stimme können dem Behinderten​ausschuss ein Arzt des öffentlichen Gesundheitsdienstes und ein Vertreter der Arbeitsinspektion beigezogen wer​den. (BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 2, ab 1.1.1989)
§ 13. (1) Der Behindertenausschuss wird vom Vorsit​zenden einberufen. Die Einladungen sollen den Mitglie​dern des Behinderten​ausschusses spätestens acht Tage vor der Sitzung unter Anschluss einer Tagesordnung nach​weislich zugestellt werden. (BGBl. Nr. 329/1973, Art. I Z 12, ab 1.1.1974; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 2, ab 1.1.1989)

(2) Der Behindertenausschuss tagt in nichtöffentli​cher Sitzung; er ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder an​wesend ist. Die Beschlüsse des Behindertenausschusses werden mit Stimmen​mehrheit ge​fasst. Der Vorsitzende gibt seine Stimme zuletzt ab; bei Stimmengleichheit entscheidet seine Stimme. Alle Mit​glieder haben ihr Stimmrecht persönlich auszuüben. (BGBl. Nr. 329/1973, Art. I Z 12, ab 1.1.1974; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 2, ab 1.1.1989)

(3) Über jede Sitzung des Behindertenausschusses ist ein Proto​koll zu führen, in dem die Namen aller an​wesenden Mitglieder und die allfälligen Entschuldi​gungsgründe abwesender Mitglieder zu verzeich​nen sind. Das Protokoll hat alle Beschlüsse im Wortlaut, die Er​geb​nisse der Abstimmungen und den wesentlichen Verlauf der Verhand​lungen zu enthalten; es ist vom Vorsitzenden und dem Schriftführer zu unterferti​gen. Eine Abschrift des Protokolls ist allen Mitgliedern des Behinder​ten​ausschusses zu übermitteln. (BGBl. Nr. 329/1973, Art. I Z 12, ab 1.1.1974; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 2, ab 1.1.1989)

(4) Die laufenden Geschäfte des Behindertenaus​schusses hat die Landesstelle des Bundesamtes für Soziales und Behinder​tenwesen zu führen. (BGBl. Nr. 27/1994, Art. I Z 3, ab 1.1.1994; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 14, ab 1.1.2003)

Berufungskommission (§ 13a)
§ 13a. (1) Beim Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsu​mentenschutz wird die Berufungskommission errich​tet, die in den von die​sem Bundesgesetz bestimmten Fäl​len (§ 19a Abs. 2a) zu entschei​den hat. Die Berufungs​kommission hat in Senaten zu entscheiden. Die Anzahl der Senate ist vom Bundesminis​ter für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz im Einvernehmen mit dem Bundesmini​ster für Justiz nach Maßgabe der zu erledigenden Ge​schäftsfälle durch Ver​ordnung zu bestimmen. 
(BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 26, ab 1.7.1992; BGBl. I Nr. 81/2010, Art. 1 Z 1, ab 1.9.2010)

(2) Die Mitglieder der Berufungskommission sind gemäß Art. 20 Abs. 2 B-VG bei der Ausübung ihres Amtes an keine Weisungen gebunden. (BGBl. I Nr. 81/2010, Art. 1 Z 1, ab 1.9.2010)

(3) Die Berufungskommission unterliegt der Aufsicht des Bundesministers für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz. Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz kann sich im Rahmen seines Aufsichtrechtes von der Berufungskommission über alle Gegenstände der Geschäftsführung unterrichten lassen. (BGBl. I Nr. 81/2010, Art. 1 Z 1, ab 1.9.2010)

Besetzung (§ 13b)
§ 13b. (1) Jeder Senat besteht aus einem Vorsitzen​den und vier Beisitzern. Der Vorsitzende muss ein in Ar​beits‑ und Sozialrechts​sachen tätiger oder tätig gewe​sener Richter des Dienststandes sein. Zwei Beisitzer werden von der Wirtschaftskammer Österreich, ein Bei​sitzer wird von der Bundesarbeitskammer und ein Beisit​zer von der im § 10 Abs. 1 Z 6 des Bundesbehinderten​gesetzes, BGBl. Nr. 283/1990, genannten Vereinigung entsendet. Hin​sicht​lich der Auftei​lung des Entsen​dungsrechtes auf gleich​artige Vereinigungen ist § 10 Abs. 2 des Bundes​behin​dertengesetzes anzuwenden. Ein Bediensteter des Bun​des​ministeriums für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz oder des Bundesamtes für So​ziales und Behin​dertenwe​sen hat als Schrift​führer mit​zuwirken.  (BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 26, ab 1.7.1992; BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 25, ab 1.1.1999; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 15, ab 1.1.2003)

(2) Für den Vorsitzenden und jeden Beisitzer ist die erforderliche Anzahl von Stellvertretern auf die gleiche Weise zu bestellen. (BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 103 Z 14, ab 1.1.2011)

(3) Die Mitglieder der Berufungskommission und ihre Stellver​tre​ter sind vom Bundesminister für Justiz für eine Amtsdauer von fünf Jahren zu berufen. Sie haben bei Ablauf dieser Amtsdauer ihr Amt bis zu dessen Wiederbesetzung auszuüben. Die neuerliche Berufung ist zulässig. (BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 26, ab 1.7.1992)

(4) Der Berufungskommission dürfen nur öster​reichi​sche Staatsbürger angehören, die eigenberechtigt und in den Nationalrat wählbar sind. Mitglieder der Behinder​tenausschüsse sind von der Funktion in der Berufungs​kommission ausgeschlossen. (BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 26, ab 1.7.1992)

Enthebung (§§ 13c bis 13e)
§ 13c. (1) Der Bundesminister für Justiz hat ein Mitglied der Be​ru​fungskommission seines Amtes zu enthe​ben, wenn 


1.
bei einem Mitglied die Voraussetzungen für seine Bestellung nicht gegeben waren oder nach​träglich wegfallen;


2.
sich das Mitglied einer groben Verletzung oder dauernden Vernachlässigung seiner Amtspflichten schuldig gemacht hat;


3.
das Mitglied selbst um seine Amtsenthebung er​sucht.

Wird ein Mitglied seines Amtes enthoben, so ist solange sein Stellver​treter heranzuziehen, als kein neues Mit​glied nach den Vorschriften des § 13b berufen wird.

(2) Wird ein Mitglied seines Amtes enthoben, so hat die Organi​sa​tion, die gegebenenfalls das seines Amtes enthobene Mitglied entsen​det hat, innerhalb von zwei Monaten ab der Amtsenthebung ein neues Mitglied zu ent​senden. Der Bundesminister für Justiz hat das neue Mit​glied innerhalb von drei Monaten ab der Amtsenthebung nach den Vor​schriften des § 13b zu berufen. Wurde ein Mitglied aus dem Richter​stand seines Amtes enthoben, so hat der Bundesminister für Justiz in​nerhalb von 3 Mona​ten ab der Amtsenthebung einen Richter (§ 13b Abs. 1) zum neuen Mitglied zu berufen. Die Amtsdauer der neuen Mit​glieder endet mit dem Ablauf der jeweils laufenden fünfjäh​rigen Amts​dauer. Für die weitere Ausübung des Amtes und die Wie​derberufung gilt § 13b Abs. 3.

(3) Übt die dazu berechtigte Organisation ihr Ent​sendungsrecht nicht innerhalb von zwei Monaten aus, so hat der Bundesminister für Justiz einen Richter (§ 13b Abs. 1) als Ersatz zu bestellen. Dessen Amtsdauer en​det, sobald die Organisation die Entsendung nachholt.

(4) Die Bestimmungen für die Amtsenthebung der Mit​glieder gelten in gleicher Weise für ihre Stellvertre​ter.

(BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 26, ab 1.7.1992)
§ 13d. (1) Die in der Berufungskommission tätigen Richter erhal​ten eine Entschädigung, deren Höhe vom Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz im Einver​nehmen mit dem Bun​desminister für Justiz und mit Zustimmung des Bundesministers für Finanzen festge​setzt wird. Die übrigen Mitglieder der Berufungs​kom​mission üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Ihnen gebührt der Ersatz der Reise‑ und Aufenthaltskosten sowie die all​fällige Entschä​digung für Zeitversäum​nis entsprechend der Be​stim​mung des § 10 Abs. 4. Diese Regelung gilt auch für die Stellvertreter der Mitglieder.

(2) Die Bemessung der nach Abs. 1 gebührenden Ent​schädigun​gen und Ersätze obliegt dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz. 

(BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 26, ab 1.7.1992)
§ 13e. (1) Die Einberufung der Senate zur Verhand​lung und Beratung erfolgt durch den Vorsitzenden unter Bedachtnahme auf eine möglichst umgehende Erledigung der Berufungen.

(2) Die Senate fassen ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Der Vorsitzende gibt seine Stimme zuletzt ab; Stimmenthaltungen sind nicht zulässig.

(3) Über die Beratung und Abstimmung ist ein Proto​koll zu führen. Es ist vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu unterferti​gen. Eine Abschrift des Pro​tokolls ist allen Mitgliedern des Senates zu übermit​teln.

(BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 26, ab 1.7.1992)

Geschäftsordnung, Geschäftsverteilung (§ 13f)
§ 13f. (1) Die Leitung der Berufungskommission ob​liegt, soweit nicht die Beschlussfassung Senaten vorbe​halten ist, dem an Dienstjah​ren als Richter ältesten Vorsitzenden. (BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 26, ab 1.7.1992)

(2) Zur Führung der laufenden Geschäfte, insbeson​dere zur Vor​be​reitung der Verhandlungen, Führung der Beratungs‑ und Abstim​mungsprotokolle, Durchführung der Beschlüsse und Besorgung der Kanzleigeschäfte ist bei der Berufungskommission ein Büro einzurich​ten, das von einem rechtskundigen Bediensteten des Bundesministe​riums für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz geleitet wird. Dem Leiter des Büros obliegt es auch, die einschlägigen Entscheidungen und das ein​schlägige Schrifttum in Evi​denz zu halten. (BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 26, ab 1.7.1992; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 16, ab 1.1.2003; BGBl. I Nr. 71/2003, Art. 71 Z 2, ab 21.8.2003)

(3) Bestehen mehrere Senate, so haben die Vorsit​zenden und ihre Stellvertreter die Geschäftsverteilung jeweils im Vorhinein für das nächste Kalenderjahr zu erlassen. Bei der Verteilung der Geschäfte ist auf eine möglichst gleichmäßige Auslastung aller Senate Bedacht zu nehmen. Jedes Mitglied der Berufungskommission kann mehreren Se​naten angehören. (BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 26, ab 1.7.1992)

(4) Die Namen der Senatsmitglieder und ihrer Stell​vertreter sowie die Geschäftsverteilung haben im Bundesministerium für Ar​beit, Soziales und Konsumentenschutz zur Ein​sicht​nahme aufzuliegen. (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 26, ab 1.1.1999)

Besondere Verfahrensbestimmungen (§ 13g)
§ 13g. (1) Wenn die Berufung nicht zurückzuweisen ist oder nicht bereits aus der Aktenlage ersichtlich ist, dass der angefochtene Bescheid aufzuheben ist, dann ist eine öffentliche mündliche Ver​handlung anzu​berau​men. Zur Verhandlung sind die Parteien und die anderen zu hörenden Personen, insbesondere Zeugen und Sachver​ständige, zu laden.

(2) Eine Verhandlung kann unterbleiben, wenn die Parteien aus​drücklich darauf verzichten. Ein solcher Verzicht kann bis zum Beginn der Verhandlung erfolgen. Trotz des Verzichtes der Parteien kann eine Verhandlung durchgeführt werden, wenn der Senat es für erforderlich erachtet.

(3) Die Anordnung einer Verhandlung obliegt dem Vorsitzen​den. Er eröffnet, leitet und schließt die Ver​handlung und handhabt die Sit​zungspolizei. Er verkündet die Beschlüsse des Senates und unter​fertigt deren schriftliche Ausfertigungen.

(4) Für den Ausschluss der Öffentlichkeit von der Verhandlung ist § 67e des Allgemeinen Verwaltungsver​fahrensgesetzes 1991 anzu​wen​den.

(5) Hat eine Verhandlung stattgefunden, so kann die Entschei​dung nur von jenen Mitgliedern des Senates ge​troffen werden, die an dieser Verhandlung teilgenommen haben. Wenn sich die Zusammen​setzung des Senates geän​dert hat, ist die Verhandlung zu wiederholen.

(6) Die Beratung und Abstimmung des Senates sind nicht öffent​lich. 

(7) Der Bescheid und seine wesentliche Begründung sind auf Grund der Verhandlung, tunlichst sogleich nach deren Ende, zu be​schließen und öffentlich zu verkünden. Überdies ist den Parteien eine schriftliche Ausferti​gung zuzustellen. Kann der Bescheid nicht öffent​lich verkündet werden, so ist er der schriftlichen Ausferti​gung vorzube​halten, die innerhalb von vier Wochen nach dem Ende der Verhandlung erfolgen soll. Der Bescheid hat diesfalls für die Dauer von drei Monaten ab der schriftlichen Ausfertigung für jedermann zur Einsicht​nahme aufzuliegen.

(8) Entscheidungen der Berufungskommission unter​liegen weder der Aufhebung noch der Abänderung im Ver​waltungswege. Die Be​schwerde an den Verwaltungsge​richtshof ist zulässig.

(BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 26, ab 1.7.1992)

Feststellung der Begünstigung (§ 14)
(BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 27, ab 1.1.1999)

§ 14. (1) Als Nachweis für die Zugehörigkeit zum Kreis der be​günstigten Behinderten gilt der letzte rechtskräftige Bescheid über die Einschätzung des Gra​des der Minderung der Erwerbsfähigkeit mit mindestens 50 vH


a)
eines Bundesamtes für Soziales und Behinderten​wesen (der Schiedskommission) bzw. des Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen oder der Bundesberufungskommission im Sinne des Bundesberufungskommissionsgesetzes, BGBl. I Nr. 150/2002; (BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 17, ab 1.1.2003)


b)
eines Trägers der gesetzlichen Unfallversiche​rung bzw. das Urteil eines nach dem Arbeits‑ und Sozialgerichtsgesetz, BGBl. Nr. 104/1985, zuständigen Gerichtes;


c)
eines Landeshauptmannes (des Bundesministers für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz) in Verbin​dung mit der Amtsbe​scheinigung gemäß § 4 des Op​ferfürsorge​gesetzes;


d)
in Vollziehung der landesgesetzlichen Unfall​fürsorge (§ 3 Z 2 Beamten-Kranken- und Un​fallversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 200/1967). (BGBl. I Nr. 67/2008, Art. 1 Z 11, ab 1.5.2008)

Die Feststellung des Grades der Minderung der Erwerbs​fähigkeit im Nachweis gilt zugleich als Feststellung des Grades der Behinde​rung. Die Zugehörigkeit zum Per​sonenkreis der begünstigten Behinderten (§ 2) auf Grund der in lit. a bis d genannten Nachweise erlischt mit Ab​lauf des dritten Monates, der dem Eintritt der Rechtskraft des jeweiligen Bescheides bzw. Urteiles folgt, sofern nicht der begünstigte Behinderte innerhalb dieser Frist gegenüber dem Bundesamt für Sozi​ales und Behindertenwesen erklärt, weiterhin dem Personenkreis der nach diesem Bundesge​setz begünstigten Behinderten angehören zu wollen. (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 28, ab 1.1.1999; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 2, ab 1.1.2003)

(2) Liegt ein Nachweis im Sinne des Abs. 1 nicht vor, hat auf Antrag des Menschen mit Behinderung das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen unter Mitwirkung von ärztlichen Sachverständigen den Grad der Behinderung nach den Bestimmungen der Einschätzungsverordnung (BGBl. II Nr. 261/2010) einzuschätzen und bei Zutreffen der im § 2 Abs. 1 angeführten sonstigen Voraussetzungen die Zugehörigkeit zum Kreis der nach diesem Bundesgesetz begünstigten Behinderten (§ 2) sowie den Grad der Behinderung festzustellen. Hinsichtlich der ärzt​lichen Sachverständigen ist § 90 des Kriegs​opferversorgungs​ge​setzes 1957, BGBl. Nr. 152, anzuwenden. Die Begünstigun​gen nach diesem Bundesgesetz werden mit dem Zutreffen der Voraussetzungen, frü​hestens mit dem Tag des Einlan​gens des An​trages beim Bundesamt für Soziales und Behin​dertenwesen wirksam. Sie werden jedoch mit dem Ersten des Monates wirksam, in dem der Antrag eingelangt ist, wenn dieser unverzüg​lich nach dem Eintritt der Behinderung (Abs. 3) ge​stellt wird. Die Begünsti​gungen erlöschen mit Ablauf des Monates, der auf die Zustellung des Bescheides folgt, mit dem der Wegfall der Vor​aussetzungen für die Zugehörigkeit zum Kreis der begünstigten Be​hinderten rechtskräftig ausge​sprochen wird. (BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 27, ab 1.7.1992; BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 29, ab 1.1.1999; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 2, ab 1.1.2003; BGBl. I Nr. 81/2010, Art. 1 Z 2, ab 1.9.2010)

(3) Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumenten​schutz ist ermächtigt, nach Anhörung des Bundesbehin​dertenbeirates gemäß § 8 BBG durch Verordnung nähere Bestimmun​gen über die Feststel​lung des Grades der Be​hinderung festzulegen. Diese Bestim​mungen haben die Auswirkungen der Funktionsbeein​trächtigungen auf das allgemeine Erwerbsleben zu berücksichtigen und auf den Stand der medizinischen Wissenschaft Bedacht zu neh​men. (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 30, ab 1.1.1999)

(4) Ein Antrag, der bei einer nicht zuständigen Behörde oder einem Sozialversicherungsträger einge​bracht wird, ist unverzüglich an das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen weiterzu​leiten. Der Antrag gilt als zu dem Zeitpunkt beim Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen eingebracht, an dem er bei der nicht zuständigen Be​hörde eingelangt ist. (BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 28, ab 1.7.1992; BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 31, ab 1.1.1999; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 2, ab 1.1.2003)

(5) Anträge von begünstigten Behinderten (§ 2) auf Neufestset​zung des Grades der Behinderung wegen Ände​rung des Leidenszustan​des sind ohne Durchführung eines Ermittlungsverfah​rens zurückzuwei​sen, wenn seit der letzten rechtskräftigen Feststellung noch kein Jahr verstrichen ist. Dies gilt nicht, wenn eine offenkun​dige Änderung des Leidenszustandes glaubhaft geltend gemacht wird. (BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 29, ab 1.7.1992; BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 31, ab 1.1.1999)

(6) Wenn ein begünstigter Behinderter oder ein An​tragswerber ohne triftigen Grund einer schriftlichen Aufforderung zum Erscheinen zu einer zumutbaren ärztli​chen Untersuchung nicht entspricht oder sich weigert, die zur Durchführung des Verfahrens unerlässlichen Anga​ben zu machen, ist das Verfahren einzustellen oder das Erlöschen der Zuge​hörigkeit zum Kreis der nach diesem Bundesgesetz begüns​tigten Behin​derten (§ 2 Abs. 1 und 3) auszusprechen. Er ist nachweis​lich auf die Folgen seines Verhaltens hinzuweisen. (BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 25, ab 1.1.1989; BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 31, ab 1.1.1999)

(7) Vor der Gewährung von Leistungen aus den Mit​teln des Ausgleichstaxfonds an die im § 10a Abs. 2, 2a, 3 und 3a genannten Behinderten hat sich das Bundesamt für Soziales und Behindertenwe​sen von Amts wegen über Art und Ausmaß der Behinderung Kenntnis zu verschaffen. Bescheide sind hierüber nicht zu erteilen. (BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 25, ab 1.1.1989; BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 30, ab 1.7.1992; BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 31a, ab 1.1.1999)

(8) Reisekosten, die einem begünstigten Behinderten (§ 2) oder Antragwerber auf Feststellung (Abs. 2) oder auf Gewährung von Leistungen aus dem Ausgleichstaxfonds (§ 10a Abs. 1 bis 3a) dadurch erwachsen, dass er einer Ladung des Bundesamtes für Soziales und Behindertenwe​sen oder im Berufungsverfahren einer Ladung der Bundesberufungskommission oder der Berufungskommission (§ 13a) in Durchfüh​rung dieses Bundesgesetzes Folge leistet, sind in dem im § 49 des Kriegs​opferversorgungsgesetzes 1957, BGBl. Nr. 152, ange​führten Umfang aus den Mitteln des Aus​gleichstaxfonds zu ersetzen. Die Reisekosten​vergütung gebührt in gleicher Höhe auch Zeugen im Verfahren gemäß § 8 Abs. 2 und § 8a, wenn kein gleichartiger An​spruch nach einem ande​ren Bundesgesetz besteht. Der Ersatz der Reisekosten entfällt, wenn die Fahrtstrecke (Straßenkilometer) zwischen Wohnort und dem Ort der Untersuchung 50 km (einfache Strecke) nicht übersteigt. (BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 32, ab 1.7.1992; BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 31, ab 1.1.1999; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 18, ab 1.1.2003; BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 103 Z 15, ab 1.1.2011)

Ausweise § 14a. entfallen
(BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 33,ab 1.7.1992)

Arbeitsvermittlung (§ 15)
§ 15. (1) Die Durchführung der Arbeitsvermittlung für die Behin​derten (§ 2) obliegt den regionalen Ge​schäftsstellen des Arbeits​marktservice. Diese haben im Einvernehmen mit dem Bundesamt für Soziales und Be​hindertenwesen dahin zu wirken, dass die Behinderten auf solchen Arbeitsplätzen eingestellt werden, auf denen sie trotz ihrer Behinderung vollwertige Arbeit zu lei​sten vermögen. Maßnahmen der Vermittlungsunterstützung (insbesondere Arbeitsassistenzprojekte), die im Rahmen dieses Bundesgesetzes aus öffentlichen Mitteln geför​dert werden, unterliegen nicht den Bestimmungen des § 17 des Arbeits​marktförderungsgesetzes (AMFG), BGBl. Nr. 31/1969. (BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 30, ab 1.1.1989; BGBl. Nr. 314/1994, Art. 14 Z 5, ab 1.7.1994; BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 32, ab 1.1.1999; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 1, ab 1.1.2003)

(2) Endet das Dienstverhältnis eines begünstigten Behinderten, für den Sach‑ oder Geldleistungen zur Gänze oder anteilig aus den Mitteln des Ausgleichstax​fonds an den Dienstgeber erbracht wurden, ist dieser verpflichtet, die Beendigung dieses Dienstverhältnisses ‑ ungeachtet der Vorschriften des § 8 ‑ binnen zwei Wo​chen dem Bun​desamt für Sozia​les und Behindertenwesen anzuzeigen, das unverzüg​lich mit der örtlich zuständi​gen regionalen Geschäftsstelle des Ar​beitsmarktservice wegen der Vermittlung eines Behinderten nach Abs. 1 das Einvernehmen her​zustellen hat. (BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 30, ab 1.1.1989; BGBl. Nr. 314/1994, Art. 14 Z 6, ab 1.7.1994)

Auskunfts‑ und Meldepflicht (§ 16)
§ 16. (1) Die Dienstgeber haben den zur Durchfüh​rung dieses Bundesgesetzes berufenen amtlichen Organen alle erforderlichen Aus​künfte zu erteilen und Einblick in ihre Betriebsstätten oder Dienststel​len zu gewähren, soweit dies im Interesse der begünstigten Behinder​ten (§ 2) erforderlich ist. (BGBl. Nr. 96/1975, Art. I Z 9, ab 1.1.1976; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 2, ab 1.1.1989)

(2) Über die Beschäftigung der begünstigten Behin​derten (§ 2) und Inhaber von Amtsbescheinigungen oder Opferausweisen (§ 5 Abs. 3) ist von jedem Dienstgeber ein Verzeichnis zu führen, in dem Name und Anschrift dieser Dienstnehmer, Beginn und Beendigung jedes sol​chen Dienstverhältnisses, die Versicherungsnummer die​ser Dienstneh​mer sowie die wesentlichen Daten des Nach​weises über die Zugehö​rigkeit zum Kreis der begünstig​ten Behinderten (§ 14) bzw. zum Kreis der politischen Opfer (§ 4 des Opferfürsorgegesetzes, BGBl. Nr. 183/1947) anzugeben sind. Dieses Verzeichnis ist über Verlangen den amtlichen Organen der regionalen Ge​schäftsstellen des Arbeits​markt​service und des Bun​des​amtes für Soziales und Behinder​tenwesen vorzuweisen. Einstellungspflichtige Dienstgeber (§ 1 Abs. 1) haben eine Abschrift dieses Verzeichnisses samt den für die Berech​nung der Pflichtzahl (§ 4) maßgeblichen Daten über die Zahl der in​nerhalb eines Kalenderjahres je​weils am Ersten eines jeden Monates beschäftigten Dienstnehmer bis zum 1. Februar des darauf folgenden Jah​res dem Bundesamt für Soziales und Behin​dertenwesen einzusen​den, das die Angaben zu prüfen und bei Nichter​füllung der Beschäfti​gungspflicht die Aus​gleichstaxe (§ 9) vorzuschrei​ben bzw. bei Zutref​fen der Voraussetzungen Prämien (§ 9a) zu gewäh​ren hat. (BGBl. Nr. 111/1979, Art. I Z 19, ab 1.1.1979;  BGBl. Nr. 567/1985, Art. I Z 8, ab 1.1.1986; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 2, ab 1.1.1989; BGBl. Nr. 314/1994, Art. 14 Z 7, ab 1.7.1994; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 1, 2 und 19, ab 1.1.2003)

(3) Die Auskunfts‑ und Meldepflicht für den Bereich des Bundes obliegt dem Bundeskanzleramt, für den Be​reich eines Landes dem Amt der Landesregierung und für den Bereich einer Gemeinde dem nach der Gemeindeordnung zuständigen Organ. (BGBl. Nr. 96/1975, Art. I Z 9, ab 1.1.1976)

(4) Die im Abs. 3 genannten Gebietskörperschaften können die Meldung gemäß Abs. 2 auf maschinell verwert​baren Datenträgern erstatten. (BGBl. Nr. 96/1975, Art. I Z 9, ab 1.1.1976)

(5) Wenn die für die Überprüfung der Erfüllung der Beschäfti​gungspflicht und für die Berechnung und Vor​schreibung der Aus​gleichstaxen bzw. für die Berechnung von Prämien erforderlichen Daten von den Trägern der Sozialversicherung auf maschinell ver​wertbaren Daten​trägern dem Bundesamt für Soziales und Behinderten​wesen zur Verfügung gestellt werden (§ 22 Abs. 2), ist der Dienstge​ber von der alljährlichen Vorlage der Ver​zeichnisse und vom Erfor​dernis der Antragstellung auf Gewährung von Prämien gemäß § 9a Abs. 1 zu be​freien. (BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 34, ab 1.7.1992; BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 33, ab 1.1.1999; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 1, ab 1.1.2003)

(6) Über die Befreiung gemäß Abs. 5 hat das Bun​desamt für Soziales und Behindertenwesen dem Dienst​geber nachweislich eine Benachrichtigung zuzustellen, in der die Art und der Umfang der von den Sozialversi​cherungsträgern übermittelten Daten und die Dauer, für die die Befreiung gilt, anzuführen sind. Die Befreiung von der Vorlage des Verzeichnisses bzw. vom Erfordernis der Antragstellung auf Prä​mien gemäß § 9a Abs. 1 er​lischt, wenn der Dienstgeber in drei auf​einanderfol​genden Jahren nicht der Beschäftigungspflicht unter​liegt. (BGBl. Nr. 567/1985, Art. I Z 9, ab 1.1.1986; BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 33, ab 1.1.1999; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 1, ab 1.1.2003)

(7) Wenn die für die Berechnung von Prämien gemäß § 9a Abs. 1 erforderlichen Daten für nicht der Einstel​lungspflicht unterlie​gende Dienstgeber von den Trägern der Sozialversicherung auf ma​schinell verwert​baren Datenträgern dem Bundesamt für Soziales und Behin​dertenwesen zur Verfügung gestellt werden (§ 22 Abs. 2), kann das Bundesamt für Soziales und Behinder​tenwe​sen den Dienstgeber vom Erfordernis der jährlichen An​tragstellung befreien. Diese Be​freiung erlischt, wenn in drei aufeinander folgenden Jahren die Vor​aussetzungen für die Gewährung einer Prämie gemäß § 9a Abs. 1 nicht mehr vorlie​gen. Für die Ausstellung der Benach​richti​gung über diese Befreiung gilt Abs. 6 erster Satz sinn​gemäß. (BGBl. Nr. 567/1985, Art. I Z 9, ab 1.1.1986; BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 33, ab 1.1.1999; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 1, ab 1.1.2003)

(8) Die Übermittlung von Daten aus dem Verzeichnis gemäß Abs. 2, die den Gesundheitszustand einer Person betreffen, an andere als die im Abs. 2 genannten Emp​fänger ist unzulässig. (BGBl. Nr. 567/1985, Art. I Z 10, ab 1.1.1986)

Überwachung der Beschäftigung (§ 17)
§ 17. Das Bundesamt für Soziales und Behindertenwe​sen hat die Einhaltung der Beschäftigungspflicht nach § 1 Abs. 1 zu überwachen. Soweit sich die Überwachung auf die Wahrung der Rücksicht auf Le​ben und Gesundheit (§ 6) der im Sinne dieses Bundesgesetzes be​schäftigten Personen erstreckt, hat das Bundesamt für Soziales und Behindertenwe​sen das Arbeitsinspektorat oder die nach Art des Be​triebes sonst zu​ständige Aufsichtsbehörde heranzuziehen. 

Stundung der Ausgleichstaxe (§ 17a)
§ 17a. (1) Die Befugnis zum Abschluss einer Verein​barung mit einem Schuldner über die Stundung einer rechtskräftig vorgeschriebe​nen und fälligen Aus​gleichs​taxe wird dem Bundesamt für Sozia​les und Behindertenwesen übertragen. Wenn der Schuldner zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Forderung nicht in der Lage war, diese zu erfüllen, kann auf seinen Antrag die Stundung der Ausgleichstaxe bis zur Höchst​dauer von zwei Jahren unter Berechnung von Zinsen in der Höhe von 3 vH über dem jeweils geltenden Basiszinssatz gemäß § 1 1. Euro-Justiz-Begleitgesetz pro Jahr ab dem Beginn des Mo​nates, in dem der Antrag eingebracht worden ist, vereinbart oder die Abstattung in Raten be​willigt werden. Im Falle der Nichtzahlung von minde​stens zwei Teilraten ist die bewilligte Abstattung in Raten zu widerrufen und die sofortige Entrichtung aller aushaftenden Teilbeträge samt Zinsen zu verlangen. (BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 35, ab 1.7.1992; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 20, ab 1.1.2003; BGBl. I Nr. 71/2003, Art. 71 Z 3, ab 21.8.2003)

(2) Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumenten​schutz kann ganz oder teilweise auf die Eintreibung einer rechts​kräftig vor​ge​schriebenen Ausgleichstaxe (zuzüglich Zinsen) ver​zichten, wenn 


1.
gegen den Schuldner ein Sanierungsverfahren eröffnet worden ist oder (BGBl. I Nr. 58/2010, Art. 5 Z 1, ab 1.8.2010)


2.
ein Sanierungsplan gemäß § 140 der Insolvenzord​nung, RGBl. Nr. 337/1914, abge​schlossen worden ist oder (BGBl. I Nr. 58/2010, Art. 5 Z 1, ab 1.8.2010)


3.
alle Möglichkeiten der Eintreibung erfolglos versucht wor​den sind und auf Grund der Sachlage auch nicht ange​nom​men werden kann, dass Eintrei​bungsmaßnahmen zu einem späte​ren Zeitpunkt zu einem Erfolg führen werden oder Ein​trei​bungs​maßnahmen von vornherein offenkundig aussichts​los sind oder


4.
die Eintreibung mit Kosten verbunden wäre, die in keinem Verhältnis zur Höhe der Forderung stehen.

Der Verzicht auf eine Forderung ist zu widerrufen, wenn er durch Fäl​schung einer Urkunde, falsches Zeugnis oder eine andere gerichtlich strafbare Handlung herbeige​führt oder sonst wie erschlichen worden ist. (BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 35, ab 1.7.1992; BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 34, ab 1.1.1999)

Eintreibung der Ausgleichstaxe (§ 18)
§ 18. (1) Das Bundesamt für Soziales und Behinder​tenwesen hat die rechtskräftig vorgeschriebene und fäl​lige Ausgleichstaxe einzutrei​ben. Auf die Eintreibung finden die Bestimmungen des Verwaltungs​vollstreckungs​gesetzes 1991 Anwendung. (BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 36, ab 1.7.1992)

(2) Eine mit Bescheid vorgeschriebene Aus​gleichs​taxe (zuzüg​lich der Zinsen gemäß § 9 Abs. 5) kann nur binnen zwei Jahren, ge​rech​net von dem Zeit​punkt an, in dem diese Vorschreibung keinem die Voll​streckbarkeit hemmenden Rechtszug mehr unterliegt, ein​getrieben werden. Diese Frist beginnt durch jede auf Eintreibung gerichtete Maß​nahme des Bundesamtes für So​ziales und Behindertenwesen und durch die Gewährung von Zahlungs​erleichterungen jeder Art neu zu laufen. (BGBl. Nr. 567/1985, Art. I Z 11, ab 1.1.1986; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 31, ab 1.1.1989)

(3) Die Eintreibung im Verwaltungsweg oder im ge​richtlichen Verfahren (§ 3 des Verwaltungsvoll​streckungsgesetzes 1991) darf erst nach nachweisbarer Mahnung des Schuldners erfolgen. Der Verpflich​tete hat die notwendigen, durch die jeweilige Mahnung und Exeku​tionsführung verursachten Barauslagen und Gerichtsge​bühren zu erset​zen. Diese Kosten sind zugleich mit der vorgeschriebenen Aus​gleichstaxe einzutreiben; die Bar​auslagen fließen dem Bund zu, die Gerichtsgebühren dem Ausgleichstaxfonds. (BGBl. Nr. 329/1973, Art. I Z 16, ab 1.1.1974; BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 37, ab 1.7.1992; BGBl. I Nr. 106/1999, Art. XXIII Z 1, ab 1.10.1999)

(4) In Insolvenzverfahren ist die Ausgleichstaxe den sonstigen öffentlichen Abgaben gleichzuhalten und nach den Vor​schriften der Insolvenzordnung zu behan​deln. (BGBl. I Nr. 58/2010, Art. 5 Z 2, ab 1.8.2010)

Verfahren (§ 19)
§ 19. (1) Auf das Verfahren finden, soweit dieses Bundesgesetz nicht Anderes bestimmt, die Vorschriften des Allgemeinen Verwal​tungs​verfahrensgesetzes 1991, BGBl. Nr. 51, und hinsichtlich des § 21 die Vor​schriften des Verwaltungsstrafgesetzes 1991, BGBl. Nr. 52, mit der Maßgabe Anwendung, dass die Berufungsfrist für Verfahren gemäß § 14 Abs. 2 6 Wochen beträgt. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 9, ab 1.1.2006)

(1a) Auf die Verfahren zur Geltendmachung von Ansprüchen durch Beamte bei den Dienstbehörden gemäß §§ 7l und 7m sind, so​weit dieses Bundesgesetz nicht Anderes bestimmt, das Dienstrechts​verfahrensgesetz 1984, BGBl. Nr. 29, und die dazu ergangenen Ver​ordnungen anzuwenden. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 10, ab 1.1.2006)

(2) Bescheidausfertigungen, die unter Verwendung elektroni​scher Datenverarbeitungsanlagen hergestellt werden, bedürfen weder einer Unterschrift noch einer Beglaubigung. (BGBl. Nr. 329/1973, Art. I Z 17, ab 1.1.1974) 

(3) Unrichtigkeiten in Bescheiden, welche ihre Ur​sache in der fehlerhaften Anwendung elektronischer Da​tenverarbeitungsanlagen haben, gelten als Schreib‑ und Rechenfehler im Sinne des § 62 Abs. 4 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991. (BGBl. Nr. 329/ 1973, Art. I Z 17, ab 1.1.1974; BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 39, ab 1.7.1992)

(4) entfallen (BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 21, ab 1.1.2003)

(5) entfallen (BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 21, ab 1.1.2003)

Rechtsmittel (§ 19a)
§ 19a. (1) (Verfassungsbestimmung) Über Berufungen gegen Bescheide des Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen in Durchführung dieses Bundesgesetzes entscheidet, soweit dieses Bun​desgesetz nichts anderes be​stimmt, die Bundesberufungskommis​sion. (BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 22, ab 1.1.2003; BGBl. I Nr. 2/2008 Art. 2 1. Abschnitt § 2 Abs. 2 Z 9, ab 1.1.2008)

(2) Gegen die Entscheidung der Bundesberufungskommission ist eine weitere Berufung unzulässig. Dem Ausgleichstaxfonds (§ 10 Abs. 1) kommt im Berufungsverfahren über Ausgleichstaxen oder Prämien Parteistellung zu. (BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 23, ab 1.1.2003)

(2a) Über Berufungen gegen Bescheide des Behinder​tenaus​schusses (§ 8) entscheidet die Berufungskommis​sion. Über Berufun​gen gegen Bescheide der Bezirksver​waltungsbehörde (§ 21) entschei​det der unabhängige Ver​waltungssenat. (BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 42, ab 1.7.1992)

(3) Gegen Bescheide, die nach der Vorschrift des § 19 Abs. 2 erlassen worden sind, kann bei der Behörde, die den Bescheid erlassen hat, innerhalb von zwei Wo​chen nach Zustellung des Bescheides schriftlich Vor​stellung erhoben werden. Die Behörde hat nach Prüfung der Sach‑ und Rechtslage die Angelegenheit neuerlich zu entscheiden. Der Vorstellung kommt aufschiebende Wir​kung zu. (BGBl. Nr. 329/1973, Art. I Z 18, ab 1.1.1974)

Verschwiegenheitspflicht (§ 20)
§ 20. Die zur Einholung von Auskünften (§ 16) be​fugten oder mit der Überwachung (§ 17) betrauten oder sonst an der Durchführung dieses Bundesgesetzes betei​ligten Organe sind zur Geheimhaltung der zu ihrer Kenntnis gelangenden Geschäfts‑ und Betriebsverhält​nisse verpflichtet. 

Strafbestimmungen (§ 21)
§ 21. Wer trotz nachweislicher Aufforderung durch das Bundes​amt für Soziales und Behindertenwesen die Ab​schrift des Verzeichnis​ses über die Beschäftigung von begünstigten Behinderten (§ 2) bzw. von Inhabern einer Amtsbescheinigung oder eines Opferausweises (§ 5 Abs. 3) gemäß § 16 Abs. 2 nicht vorlegt, wer in die Ver​zeichnisab​schrift vorsätzlich unwahre Angaben auf​nimmt oder wer die Anzeige​verpflichtung nach § 15 Abs. 2 ver​letzt, begeht, wenn die Tat nicht nach einer anderen Bestimmung mit strengerer Strafe bedroht ist, eine Ver​waltungsübertretung und ist von der Bezirks​verwaltungs​behörde mit einer Geldstrafe bis zu 727 € zu bestra​fen. Die Geldstra​fen fließen dem Ausgleichstaxfonds zu. (BGBl. Nr. 360/1982, Art. I Z 16, ab 1.8.1982; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 2, ab 1.1.1989; BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 2 Z 8, ab 1.1.2002)

Mitwirkung bei der Durchführung des Gesetzes (§ 22)
§ 22. (1) Alle Behörden, Ämter, Anstalten und Kör​perschaften des öffentlichen Rechtes sind verpflichtet, im Ermittlungsverfahren zur Durchführung dieses Bundes​gesetzes mitzuwirken. (BGBl. Nr. 96/1975, Art. I Z 10, ab 1.1.1976)

(2) Die Mitwirkung gemäß Abs. 1 erstreckt sich bei den Trägern der Sozialversicherung auch auf die Über​mittlung der gespeicherten Daten über Dienstgeber und Versicherte auf maschinell verwertbaren Datenträgern, soweit diese Daten für die Beurteilung der Einstel​lungs​pflicht und deren Erfüllung, die Berechnung und Vorschreibung der Ausgleichstaxen und Prämien sowie die Erfassung der begünstigten Personen (§§ 2 und 5 Abs. 3) und der Förderungswerber (§ 10a Abs. 2, 3 und 3a) eine wesentliche Voraussetzung bilden. (BGBl. Nr. 567/1985, Art. I Z 13, ab 1.1.1986; BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 43, ab 1.7.1992)

(3) Die Mitwirkung an der Berechnung und Vorschrei​bung der Ausgleichstaxen und Prämien (§§ 9 und 9a) so​wie am Verfahren nach diesem Bundesgesetz obliegt nach Maßgabe des § 2 Abs. 1 bis 4 des Bundesgesetzes über die Bundesrechenzentrum GmbH, BGBl. Nr. 757/1996, der Bundesrechenzentrum GmbH. (BGBl. Nr. 567/1985, Art. I Z 13, ab 1.1.1986; BGBl. Nr. 757/1996, Art. III § 27, ab 1.1.1997)

(4) Das Bundesamt für Soziales und Behindertenwe​sen ist insoweit zur Ermittlung, Verarbeitung und Übermittlung von personen​bezogenen Daten im Sinne des Datenschutzgesetzes 2000, BGBl. I Nr. 165/1999, betreffend Dienstgeber, begünstigte Personen (§§ 2 und 5 Abs. 3) und Förderungswerber (§ 10a) ermächtigt, als dies zur Er​füllung der ihm gesetzlich übertragenen Aufgaben eine wesent​liche Voraus​setzung ist. (BGBl. Nr. 567/1985, Art. I Z 13, ab 1.1.1986; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 1, ab 1.1.2003; BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 11, ab 1.1.2006)

(5) Die regionalen Geschäftsstellen des Arbeits​marktservice haben das Bundesamt für Soziales und Be​hindertenwesen zu benach​richtigen, wenn ein im § 5 Abs. 2 genannter Behinderter auf einen Ausbildungs‑ oder Ar​beitsplatz vermittelt wird. (BGBl. Nr. 360/1982, Art. I Z 17, ab 1.8.1982; BGBl. Nr. 567/1985, Art. I Z 14, ab 1.1.1986; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 2, ab 1.1.1989; BGBl. Nr. 314/1994, Art. 14 Z 8, ab 1.7.1994; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 1, ab 1.1.2003)

Behindertenvertrauenspersonen (§ 22a)
§ 22a. (1) Sind in einem Betrieb dauernd mindestens fünf begünstigte Behinderte (§ 2 Abs. 1 und 3) beschäftigt, so sind von diesen nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen Behindertenvertrauenspersonen (Stellvertreter) als Organ zu wählen. Sind in einem Betrieb dauernd mindestens 15 begünstigte Behinderte beschäftigt, so sind für die Behindertenvertrauensperson zwei Stellvertreter zu wählen. Sind in einem Betrieb dauernd mindestens 40 begünstigte Behinderte beschäftigt, so sind für die Behindertenvertrauensperson drei Stellvertreter zu wählen. Die Stellvertreter können im Auftrag der Behindertenvertrauensperson Aufgaben im Sinne der Abs. 7 und 8 auch im Falle der Anwesenheit der Behindertenvertrauensperson wahrnehmen. Erforderlichenfalls kann eine Geschäftsordnung erlassen werden. (BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 103 Z 16, ab 1.1.2011)

(2) Die Wahl der Behindertenvertrauensperson und der Stellver​treter ist tunlichst gemeinsam mit der Be​triebsratswahl durchzuführen. Gehören jeder Gruppe der Arbeitnehmer mehr als fünf begünstigte Be​hinderte an, so ist bei jeder Gruppe auch die Behindertenvertrauens​person (Stellvertreter) mitzuwählen. Sind mehr als fünf begünstigte Behinderte beschäftigt, die unterschiedli​chen Gruppen zuzurechnen sind, und nur eine Gruppe um​fasst mehr als fünf begünstigte Behin​derte, so ist bei dieser Gruppe mitzuwählen. Gehören keiner Gruppe mehr als fünf begünstigte Behinderte an, so ist die Wahl mit der Gruppe der Arbeitnehmer durchzuführen, der die größere Zahl der begünstigten Behinderten angehört, bei gleicher Zahl bei der Arbeit​nehmergruppe, die mehr Be​triebsratsmitglieder zu wählen hat.  Wird nur ein Be​triebs​rat gewählt, so ist die Behindertenvertrauensper​son (Stellvertreter) bei diesem mitzuwählen. (BGBl. Nr. 360/1982, Art. I Z 19, ab 1.8.1982; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 2, ab 1.1.1989; BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 45, ab 1.7.1992)

(3) Wahlberechtigt sind alle begünstigten Behinder​ten des Be​trie​bes, die am Tag der Wahlausschreibung und am Tag der Wahl im Betrieb beschäftigt sind. (BGBl. Nr. 360/1982, Art. I Z 19, ab 1.8.1982; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 2, ab 1.1.1989; BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 103 Z 17, ab 1.1.2011)

(4) Wählbar sind alle begünstigten Behinderten des Betriebes, die am Tag der Wahl seit mindestens sechs Monaten im Betrieb beschäftigt sind und das 18. Lebensjahr vollendet haben. (BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 103 Z 18, ab 1.1.2011)

(5) Auf die Durchführung und Anfechtung der Wahl der Behin​dertenvertrauenspersonen (Stellvertreter) sind die Bestimmungen der §§ 51 Abs. 1, 53 Abs. 3, 5 und 6 sowie 55 bis 60 des Arbeitsverfas​sungs​gesetzes, BGBl. Nr. 22/1974, sinngemäß anzuwenden. Zur An​fechtung der Wahl ist auch jeder im Betrieb bestehende Betriebsrat be​rechtigt. Das Ergebnis der Wahl der Behindertenver​trauenspersonen ist auch dem Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen be​kannt zu geben. (BGBl. Nr. 360/1982, Art. I Z 19, ab 1.8.1982; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 2, ab 1.1.1989; BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 46, ab 1.7.1992; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 2, ab 1.1.2003)

(6) Die Tätigkeitsdauer der Behindertenvertrauens​person (Stell​vertreter) beträgt vier Jahre. Sie beginnt mit dem in § 61 Abs. 1 des Arbeitsverfassungsgesetzes genannten Zeitpunkt und endet mit Ablauf der Funktions​periode. Im Übrigen sind für die vorzeitige Beendigung und das Erlöschen der Funktion §§ 62 und 64 Abs. 1 und 4 des Arbeits​verfassungsgesetzes sinngemäß anzuwenden. Die Tätigkeits​dauer endet ferner, wenn in einer Ver​sammlung aller begünstigten Behinderten des Betriebes die Mehrheit die Enthebung ihrer Behin​dertenvertrauens​personen (Stellvertreter) beschließt. Die Versamm​lung kann von dem an Lebensjahren ältesten begünstigten Be​hinderten einberufen werden. (BGBl. Nr. 360/1982, Art. I Z 19, ab 1.8.1982; BGBl. Nr. 614/1987, Art. V, ab 1.1.1987; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 2, ab 1.1.1989)

(7) Die Behindertenvertrauensperson (Stellvertreter) ist berufen, die wirtschaftlichen, sozialen, gesundheitlichen und kulturellen Interessen der begünstigten Behinderten im Einvernehmen mit dem Betriebsrat wahrzunehmen. Die Behindertenvertrauensperson ist befugt, einmal jährlich eine Versammlung aller begünstigten Behinderten des Betriebes einzuberufen. Hat die Behindertenvertrauensperson einen Stellvertreter mit dieser Aufgabe betraut, so hat dieser die Einberufung vorzunehmen. Der Betriebsrat ist verpflichtet, der Behindertenver​trauensperson bei der Wahrnehmung der besonderen Be​lange der begünstigten Behin​derten beizustehen und die erforderlichen Aus​künfte zu erteilen. (BGBl. Nr. 360/1982, Art. I Z 19, ab 1.8.1982; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 2, ab 1.1.1989; BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 103 Z 19, ab 1.1.2011)

(8) Die Behindertenvertrauensperson (Stellvertreter) ist insbesondere berufen,


a)
auf die Anwendung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes hinzuwirken und darüber zu wachen, dass die Vorschriften, die für das Arbeitsverhältnis begünstigter Behinderter gelten, eingehalten werden;


b)
über wahrgenommene Mängel dem Betriebsrat, dem Betriebsinhaber und erforderlichenfalls den zum Schutz der Arbeitnehmer geschaffenen Stellen Mitteilung zu machen und auf die Beseitigung dieser Mängel hinzuwirken;


c)
Vorschläge in Fragen der Beschäftigung, der Aus- und Weiterbildung, beruflicher und medizinischer Rehabilitationsmaßnahmen zu erstatten und auf die besonderen Bedürfnisse von behinderten Arbeitnehmern hinzuweisen;


d)
an allen Sitzungen des Betriebsrates und des Betriebsausschusses sowie von Ausschüssen des Betriebsrates nach § 69 Abs. 4 ArbVG mit beratender Stimme teilzunehmen, es sei denn ein Stellvertreter wurde mit der Wahrnehmung dieser Aufgabe betraut.

(BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 103 Z 20, ab 1.1.2011)

(9) Der Betriebsinhaber ist verpflichtet, mit der Behindertenvertrauensperson (Stellvertreter) zu beraten und die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Auskünfte zu erteilen, insbesondere hat er die Behindertenvertrauensperson über substanzielle, das Arbeitsverhältnis betreffende Angelegenheiten wie Beginn, Ende und Veränderung von Arbeitsverhältnissen behinderter Arbeitnehmer, über Arbeitsunfälle sowie über Krankmeldungen von mehr als sechs Wochen pro Kalenderjahr zu informieren. (BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 103 Z 20, ab 1.1.2011)

(10) Auf die persönlichen Rechte und Pflichten der Behinderten​vertrauensperson (Stellvertreter) sind die Bestimmungen des 4. Hauptstückes des II. Teiles des Arbeitsverfassungs​gesetzes bzw. die in Ausführung der §§ 218 bis 225 des Landarbeitsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 287, ergan​genen landesrechtlichen Vorschriften sinngemäß anzuwenden. (BGBl. Nr. 360/1982, Art. I Z 19, ab 1.8.1982; BGBl. Nr. 567/1985, Art. I Z 15, ab 1.1.1986; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 2, ab 1.1.1989; BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 103 Z 21, ab 1.1.2011)

(11) Besteht in einem Unternehmen ein Zentralbe​triebsrat nach § 80 des Arbeitsverfassungsgesetzes, so sind von den Behindertenver​trauenspersonen und den Stellvertretern aus ihrer Mitte mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen eine Zentralbehindertenver​trau​ensperson und ein Stellvertreter zu wählen. Die Wahl ist gültig, wenn zumindest die Hälfte der Wahlbe​rechtigten anwesend ist. Wurde im Unternehmen nur eine Behindertenvertrauensperson und ein Stellver​treter ge​wählt, so üben diese auch die Funktion der Zentralbe​hinder​tenvertrauensperson und des Stellvertreters aus. § 57 des Arbeitsver​fas​sungsgesetzes ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass das Ergebnis der Wahl der Zentralbehin​dertenvertrauensperson und des Stellver​treters auch dem Bundesamt für Soziales und Behindertenwe​sen bekannt zu geben ist. Die Zentralbehindertenvertrauens​person (Stellvertreter) ist be​ru​fen, im Zentralbetriebsrat unter Beachtung der Abs. 7 und 8 die Inte​ressen der begünstigten Behinderten wahrzunehmen. Der Zentral​betriebsrat ist verpflichtet, der Zentralbehindertenvertrauensperson (Stellvertreter) bei der Wahrnehmung der besonderen Belange der begün​stigten Behin​derten beizustehen und die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Die Zentralbehindertenver​trauensperson (Stellvertreter) ist befugt, höch​stens zweimal jährlich eine Versammlung aller Behinder​tenvertrauenspersonen des Unternehmens einzuberufen, um über ihre Tätigkeit zu berichten und Angelegenheiten, die für die begün​stigten Behinderten des Unterneh​mens von Bedeutung sind, zu erörtern. (BGBl. Nr. 27/1994, Art. I Z 4, ab 1.1.1994; BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 35, ab 1.1.1999; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 2, ab 1.1.2003; BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 103 Z 22, ab 1.1.2011)

(12) Die Tätigkeitsdauer der Zentralbehindertenver​trauensper​son (ihres Stellvertreters) beträgt vier Jahre; sie beginnt mit der An​nahme der Wahl und endet vor Ablauf dieser Zeit, wenn 


1.
im Unternehmen kein Zentralbetriebsrat mehr be​steht;


2.
die Funktion als Behindertenvertrauensperson endet (Abs. 6);


3.
die Zentralbehindertenvertrauensperson zurück​tritt.

(BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 47, ab 1.7.1992)

(13) Besteht in einem Konzern eine Konzernvertre​tung nach § 88a des Arbeitsverfassungsgesetzes, so sind von den Zentralbehin​der​tenvertrauenspersonen und deren Stellvertretern aus ihrer Mitte mit ein​facher Mehrheit der abgegebenen Stimmen eine Konzernbehinder​ten​ver​trauensperson und ein Stellvertreter zu wählen. Ist in einem Kon​zernunternehmen eine Zentralbehindertenver​trauensperson nicht zu wählen, so nehmen an der Wahl der Konzernbehindertenver​trau​ensper​son die Behinderten​vertrauenspersonen und deren Stellver​treter teil. Die Wahl ist gültig, wenn zumindest die Hälfte der Wahlbe​rech​tigten anwesend ist. Wurde im Konzern nur eine Zen​tralbehinder​tenvertrau​ensperson und ein Stellvertreter gewählt, so üben diese auch die Funk​tion der Konzernbe​hindertenvertrauensperson und des Stellvertreters aus. § 57 des Arbeitsverfassungsgesetzes ist mit der Maßgabe anzu​wenden, dass das Ergebnis der Wahl der Konzernbehin​dertenvertrau​ensperson und des Stellvertreters auch dem Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen bekannt zu geben ist. Die Kon​zernbe​hindertenvertrauens​person (Stellvertreter) ist berufen, in der Konzernvertretung unter Be​achtung der Abs. 7 und 8 die Interessen der begünstig​ten Behin​derten wahrzunehmen. Die Konzernvertretung ist verpflichtet, der Kon​zernbehindertenvertrauensperson (Stellvertreter) bei der Wahrnehmung der besonderen Belange der begün​stigten Behinderten beizustehen und die erforderli​chen Auskünfte zu erteilen. Die Konzernbehindertenver​trauensperson (Stellvertreter) ist befugt, höchstens zweimal jährlich eine Versamm​lung aller Zentral​behindertenvertrauensper​sonen des Konzerns einzuberufen, um über ihre Tätigkeit zu berichten und Angelegenhei​ten, die für die be​günstig​ten Behinderten des Konzerns von Bedeutung sind, zu erörtern. (BGBl. Nr. 27/1994, Art. I Z 5, ab 1.1.1994; BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 36, ab 1.1.1999; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 2, ab 1.1.2003; BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 103 Z 23, ab 1.1.2011)

(14) Die Tätigkeitsdauer der Konzernbehindertenver​trauensper​son (ihres Stellvertreters) beträgt vier Jahre; sie beginnt mit der An​nahme der Wahl und endet vor Ablauf dieser Zeit, wenn 


1.
im Konzern keine Konzernvertretung mehr be​steht;


2.
die Funktion als Zentralbehindertenvertrauens​person endet (Abs. 12);


3.
die Konzernbehindertenvertrauensperson zurück​tritt.

(BGBl. Nr. 27/1994, Art. I Z 5, ab 1.1.1994)

(15) Der Behindertenvertrauensperson (Stellvertreter) sind zur ordnungsgemäßen Erfüllung ihrer Aufgaben Räumlichkeiten, Kanzlei- und Geschäftserfordernisse sowie sonstige Sacherfordernisse in einem der Größe des Betriebes und den Bedürfnissen der Behindertenvertrauensperson (Stellvertreter) angemessenen Ausmaß vom Betriebsinhaber unentgeltlich zur Verfügung zu stellen. Desgleichen hat der Betriebsinhaber unentgeltlich für die Instandhaltung der bereitgestellten Räumlichkeiten und Gegenstände zu sorgen. Die den Behindertenvertrauenspersonen (Abs. 1, 11 und 13) in Ausübung ihrer Tätigkeit erwach​senen Barauslagen sind, sofern kein Ersatz auf Grund anderer Rechtsvorschriften geleistet werden kann, aus Mitteln des Ausgleichstaxfonds zu ersetzen. Das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen hat die Barauslagen nach Maßgabe der vom Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz zu erlassenden Richtlinien zu erstatten. (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 37, ab 1.1.1999; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 2, ab 1.1.2003; BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 103 Z 24, ab 1.1.2011)

Behindertenvertretung im öffentlichen Dienst (§ 22b)
(BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 32, ab 1.1.1989)

§ 22b. Für die Dienststellen des Bundes, der Länder und Gemeinden, die nicht unter die Bestimmungen des Arbeitsverfassungsgesetzes fallen, gelten unter Zugrundelegung der gesetzlichen Vorschriften über die Personalvertretung die Bestimmungen des § 22a mit der Maßgabe, dass die Tätigkeitsdauer fünf Jahre beträgt.

(BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 103 Z 25, ab 1.1.2011)

Gebührenfreiheit (§ 23)
§ 23. Alle zur Durchführung dieses Bundesgeset​zes erforder​lichen Amtshandlungen, Eingaben, Vollmach​ten, Zeugnisse, Urkun​den über Rechtsgeschäfte zum Zwecke der Fürsorge oder Förderung gemäß § 10a sowie Vermögensübertragungen sind von bundesgesetz​lich gere​gelten Gebühren, Verkehrsteuern und Verwaltungsabgaben befreit. (BGBl. Nr. 360/1982, Art. I Z 20, ab 1.8.1982; BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 24, ab 1.1.2003)

Auflegen des Gesetzes (§ 23a)
§ 23a. Jeder Dienstgeber hat einen Abdruck des Be​hindertenein​stellungsgesetzes ‑ BEinstG an geeigneter, für die Dienstnehmer leicht zugänglicher Stelle aufzu​legen. (BGBl. Nr. 360/1982, Art. I Z 21, ab 1.8.1982; BGBl. Nr. 721/1988, Art. II Z 33, ab 1.1.1989)

Sprachliche Gleichbehandlung und Verweis auf andere Bundesgesetze (§ 24)
(BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 12, ab 1.1.2006)

§ 24. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz personenbezogene Bezeichnungen nur in männlicher Form angeführt sind, beziehen sie sich auf Frauen und Männer in gleicher Weise. Bei der Anwendung auf bestimmte Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische Form zu verwenden. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 13, ab 1.1.2006)

(2) Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmun​gen anderer Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden. (BGBl. Nr. 313/1992, Art. II Z 48, ab 1.7.1992; BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 13, ab 1.1.2006)

Grundsatzbestimmungen für die Regelung der Gleichbehandlung im Arbeitsleben in der Land- und Forstwirtschaft – Geltungsbereich (§ 24a)
§ 24a. Für die Regelung der Gleichbehandlung im Arbeitsleben in der Land- und Forstwirtschaft werden gemäß Art. 12 Abs. 1 Z 6 B‑VG die in §§ 24b bis 24f folgenden Grundsätze aufgestellt. Die Bestimmungen der §§ 24b bis 24f gelten für Dienstverhältnisse der land- und forstwirtschaftlichen Arbeiter im Sinne des Landarbeitsge​setzes 1984, BGBl. Nr. 287.

(BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 14, ab 1.1.2006)

Diskriminierungsverbot (§ 24b)
§ 24b. Auf Grund einer Behinderung darf im Zusammenhang mit einem Dienstverhältnis niemand unmittelbar oder mittelbar diskrimi​niert werden, insbesondere nicht


1.
bei der Begründung des Dienstverhältnisses,


2.
bei der Festsetzung des Entgelts,


3.
bei der Gewährung freiwilliger Sozialleistungen, die kein Ent​gelt darstellen,


4.
bei Maßnahmen der Aus- und Weiterbildung und Umschulung,


5.
beim beruflichen Aufstieg, insbesondere bei Beförderungen,


6.
bei den sonstigen Arbeitsbedingungen,


7.
bei der Beendigung des Dienstverhältnisses.

(BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 14, ab 1.1.2006)

Begriffsbestimmungen (§ 24c)
§ 24c. Für die Beurteilung des Vorliegens einer Behinderung im Sinne des Diskriminierungsverbots und des Vorliegens einer Diskri​minierung sind die §§ 3, 7b Abs. 4 und 5, 7c und 7d heranzuziehen.

(BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 14, ab 1.1.2006)

Entlohnungskriterien (§ 24d)
§ 24d. Betriebliche Einstufungsregelungen und Normen der kol​lektiven Rechtsgestaltung dürfen bei der Regelung der Entlohnungs​kriterien keine Kriterien vorschreiben, die zu einer Diskriminierung wegen einer Behinderung führen.

(BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 14, ab 1.1.2006)

Rechtsfolgen der Diskriminierung (§ 24e)
§ 24e. (1) Wirksame, verhältnismäßige und abschreckende Rechtsfolgen für die Verletzung des Diskriminierungsverbots sind vorzusehen.

(2) Für Personen, die als Reaktion auf eine Beschwerde oder auf die Einleitung eines Verfahrens zur Durchsetzung des Diskriminie​rungsverbots benachteiligt werden, sind angemessene Schutzbestim​mungen vorzusehen.

(3) Im gerichtlichen Verfahren sind Regelungen über die Be​weislast zugunsten diskriminierter Personen vorzusehen.

(4) Bei Vorliegen mehrerer Diskriminierungsgründe in Bezug auf einen Sachverhalt (Mehrfachdiskriminierung) ist zu gewährleisten, dass über den Anspruch wegen Diskriminierung in einem einzigen Verfahren entschieden wird.

(BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 14, ab 1.1.2006)

Außergerichtliche Streitbeilegung (§ 24f)
§ 24f. Regelungen über außergerichtliche Streitbeilegung, insbe​sondere unter Einsatz von Mediation, sind vorzusehen.

(BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 14, ab 1.1.2006)

Inkrafttreten (§ 25)
§ 25. (1) Die §§ 6 Abs. 1 und 5, 11 Abs. 5, 12 Abs. 2 lit. b, 15 Abs. 1 und 2, 16 Abs. 2 und 22 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgeset​zes BGBl. Nr. 314/1994 treten mit 1. Juli 1994 in Kraft. (BGBl. Nr. 314/1994, Art. 14 Z 9; BGBl. Nr. 201/1996, Art. 22 Z 2)

(2) § 9 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 201/1996 tritt mit 1. Jänner 1997 in Kraft. (BGBl. Nr. 201/1996, Art. 22 Z 2)

(3) § 1 Abs. 3, § 2 Abs. 2 lit. d, § 3, § 4, § 6, § 8, § 8a, § 9a, § 10, § 10a Abs. 1 lit. c, g, h und i, § 10a Abs. 2, 2a, 3a und 7, § 11, § 12 Abs. 5, § 13b Abs. 1, § 13f Abs. 4, § 14, § 15 Abs. 1, § 16, § 17a Abs. 2, § 19 Abs. 4, § 22a Abs. 11, 13 und 15, § 27, § 28 und § 29 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 17/1999 treten mit 1. Jän​ner 1999 in Kraft. (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 38)

(4) § 1 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 17/1999 tritt mit 1. Jänner 2000 in Kraft. (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 38)

(5) § 18 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 106/1999 tritt mit 1. Oktober 1999 in Kraft. (BGBl. I Nr. 106/1999, Art. XXIII Z 2)

(6) § 8 Abs. 6 lit. b und § 9 Abs. 2 treten mit 1. Juli 2001 in Kraft; § 9 Abs. 5, § 9a Abs. 2, § 10 Abs. 7, § 10a Abs. 5 und 6 und § 21 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 60/2001 treten mit 1. Jänner 2002 in Kraft. (BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 2 Z 9)

(7) 


1.
(durch Art. 2 1. Abschnitt § 2 Abs. 2 Z 9, BGBl. I Nr. 2/2008, ab 1.1.2008 als nicht mehr geltend festgestellt)


2.
Artikel 7 Z 1, § 6 Abs. 3 und 5, § 9a, § 10 Abs. 2, § 10 Abs. 3, § 10a Abs. 1 lit. c, § 10a Abs. 1 lit. g, § 10a Abs. 1 lit. i, § 11 Abs. 7, § 12 Abs. 1, § 12 Abs. 2 lit. a, § 12 Abs. 6, § 13 Abs. 4, § 13b Abs. 1, § 13f Abs. 2, § 14 Abs. 1 lit. a, § 14 Abs. 8, § 16 Abs. 2, § 17a Abs. 1, § 19 Abs. 4 und 5, § 19a Abs. 2, § 22a, § 23, § 26 lit. a, § 27 Abs. 6 und 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 150/2002, sowie die Aufhebung des § 19 Abs. 4 und 5 treten mit 1. Jänner 2003 in Kraft. (BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 25)

(8) § 10a Abs. 1 lit. j in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 158/2002 tritt mit 1. Oktober 2002 in Kraft. (BGBl. I Nr. 158/2002, Art. 10 Z 2)

(9) § 10a Abs. 1 lit. j, § 13f Abs. 2 und § 17a Abs. 1 in der Fas​sung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 treten mit dem der Kundmachung des genannten Bundesgesetzes folgenden Tag in Kraft. (BGBl. I Nr. 71/2003, Art. 71 Z 4, ab 21.8.2003)

(10) § 2 samt Überschrift, § 3, § 4 Abs. 1, § 6 samt Überschrift, §§ 7a bis 7r, § 8 Abs. 4a, § 19, § 22 Abs. 4, §§ 24 bis 24f, § 25a und § 26 samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 82/2005 treten mit 1. Jänner 2006 in Kraft. Die Ausführungsge​setze der Bundesländer zu den in §§ 24a bis 24f geregelten Grundsät​zen sind binnen sechs Monaten ab dem der Kundmachung folgenden Tag zu erlassen. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 15)

(11) § 2 Abs. 2 lit. d, § 7d Abs. 1, § 7e Abs. 1 Z 1, § 7f Abs. 1, § 7h Abs. 1 § 7i, § 7j, § 7k Abs. 2 Z 2 bis 5, § 7m Abs. 2 und 3 sowie § 14 Abs. 1 lit. d in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 67/2008 treten mit 1. Mai 2008 in Kraft. (BGBl. I Nr. 67/2008, Art. 1 Z 12)

(12) § 13a, § 14 Abs. 2, § 26 und § 27 Abs. 1 und 1a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 81/2010 treten mit 1. September 2010 in Kraft. (BGBl. I Nr. 81/2010, Art. 1 Z 3)
(13) § 17a Abs. 2 Z 1 und 2 sowie § 18 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 58/2010 treten mit 1. August 2010 in Kraft. (BGBl. I Nr. 58/2010, Art. 5 Z 3)

(14) § 7b Abs. 5 und § 7i Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 7/2011 treten mit 1. März 2011 in Kraft. (BGBl. I Nr. 7/2011, Art. 3 Z 3)

(15) § 2 Abs. 1 bis 3, § 6 Abs. 2 lit. d und g, § 8 Abs. 2 und Abs. 6 lit. b, § 9 Abs. 2, § 9a Abs. 1, § 10a Abs. 1 lit. a und j, § 10a Abs. 3a, § 12 Abs. 1 und 3, § 13b Abs. 2, § 14 Abs. 8, § 22a Abs. 1, 3, 4, 7, 8, 9, 10, 11, 13 und 15, § 22b, § 25a sowie § 27 Abs. 8 in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2011, BGBl. I Nr. 111/2010, treten mit 1. Jänner 2011 in Kraft. (BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 103 Z 26)

Umsetzungshinweis (§ 25a)
§ 25a. (1) Durch die Bestimmungen der §§ 6 Abs. 1a, 7a bis 7r so​wie 24a bis 24f dieses Bundesgesetzes wird die Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäfti​gung und Beruf, ABl. Nr. L 303, für den Bereich der Menschen mit Behinderungen im Rahmen der Gesetzgebungskompetenz des Bundes umgesetzt. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 16, ab 1.1.2006; BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 103 Z 27, ab 1.1.2011)

(2) Durch die Bestimmungen des § 2 Abs. 1 Z 1, 3 und 4 wird die Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 25. November 2003 betreffend die Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten Drittstaatsangehörigen und die Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen umgesetzt. (BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 103 Z 27, ab 1.1.2011)

Vollziehung (§ 26)
(BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 2 Z 17, ab 1.1.2006)

§ 26. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut:


a)
hinsichtlich der Bestimmungen des Art. I des Bundesgeset​zes vom 27. September 1988, BGBl. Nr. 721 die Bundesregie​rung; (BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 26, ab 1.1.2003)


b)
hinsichtlich der Bestimmungen der §§ 7b bis 7k und 7o, so​weit es Angelegenheiten des Bundesdienstes betrifft, die Bundesregierung; (BGBl. I Nr. 81/2010, Art. 1 Z 4, ab 1.9.2010)


c)
hinsichtlich der Bestimmungen der §§ 7l bis 7n die Bundesre​gierung; (BGBl. I Nr. 81/2010, Art. 1 Z 4, ab 1.9.2010)


d)
hinsichtlich des § 7r die Länder; (BGBl. I Nr. 81/2010, Art. 1 Z 4, ab 1.9.2010)


e)
hinsichtlich der Bestimmungen des § 16 Abs. 3 und des § 23, soweit sie Verwaltungsabgaben betreffen, der Bundeskanzler; (BGBl. I Nr. 81/2010, Art. 1 Z 4, ab 1.9.2010)


f)
hinsichtlich der Bestimmungen des § 18 Abs. 2 bis 4 der Bun​desminister für Justiz; (BGBl. I Nr. 81/2010, Art. 1 Z 4, ab 1.9.2010)


g)
hinsichtlich der Bestimmungen des § 23, soweit sie bundesge​setzlich geregelte Gebühren und Verkehrsteuern betreffen, der Bundesminister für Finanzen und (BGBl. I Nr. 81/2010, Art. 1 Z 4, ab 1.9.2010)


h)
hinsichtlich aller übrigen Bestimmungen der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz. (BGBl. I Nr. 81/2010, Art. 1 Z 4, ab 1.9.2010)

Übergangsbestimmungen (§ 27 bis 29)
§ 27. (1) In am 1. September 2010 noch nicht rechtskräftig abgeschlossenen Verfahren sind für die Einschätzung des Grades der Behinderung die Vorschriften der §§ 7 und 9 Abs. 1 des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957, BGBl. Nr. 152, mit der Maßgabe anzuwenden, dass Gesundheitsschädigungen mit einem Ausmaß von weniger als 20 vH außer Betracht zu lassen sind, sofern eine solche Gesundheitsschädigung im Zusammenwirken mit einer anderen Gesundheitsschädigung keine wesentliche Funktionsbeeinträchtigung verursacht. Dies gilt bis 31. August 2013 auch für Verfahren nach § 14, sofern zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes ein rechtskräftiger Bescheid, mit dem über die Zugehörigkeit zum Personenkreis der begünstigten Behinderten abgesprochen wurde oder ein rechtskräftiger Bescheid nach den Bestimmungen der §§ 40ff des Bundesbehindertengesetzes vorliegt. (BGBl. I Nr. 81/2010, Art. 1 Z 5, ab 1.9.2010)

(1a) Im Falle eines Antrages auf Neufestsetzung des Grades der Behinderung nach Ablauf des 31. August 2013 hat die Einschätzung unter Zugrundelegung der Bestimmungen der Einschätzungsverordnung (BGBl. II Nr. 261/2010) zu erfolgen. Im Falle einer von Amts wegen durchgeführten Nachuntersuchung bleibt – bei objektiv unverändertem Gesundheitszustand – der festgestellte Grad der Behinderung unberührt. (BGBl. I Nr. 81/2010, Art. 1 Z 6, ab 1.9.2010)

(2) Nachweise der Begünstigung im Sinne des § 14 Abs. 1 in der bis zum Inkrafttreten dieses Bundesgeset​zes geltenden Fassung, die bis zum 31. Dezember 1998 in Rechtskraft erwachsen sind, werden durch das Inkraft​treten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 17/1999 nicht be​rührt.

(3) § 8 Abs. 4 ist auf Anträge auf Zustimmung zur Kündigung anzuwenden, die ab dem Inkrafttreten des Bun​desgesetzes BGBl. I Nr. 17/1999 eingebracht werden.

(4) Die Bestimmung des § 8 Abs. 6 lit. b findet auf jene Dienst​ver​hältnisse Anwendung, die nach dem Inkrafttreten des Bundesgeset​zes BGBl. I Nr. 17/1999 neu begründet werden. (BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 39, ab 1.1.1999)

(5) § 8 Abs. 6 lit. b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 60/2001 findet auf jene Dienstverhältnisse Anwendung, die nach dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes neu begründet werden. (BGBl. I Nr. 60/2001, Art. 2 Z 10, ab 1.7.2001)

(6) Die Bestimmung des § 19a Abs. 1 in der Fassung des Bundes​gesetzes BGBl. I Nr. 150/2002 ist auf zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes anhängige Berufungsverfahren nicht anzuwenden. Diese Verfahren sind vom zuständigen Landes​hauptmann unter Zugrundelegung der bis zum 31. Dezember 2002 geltenden Vorschriften zu Ende zu führen. (BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 27, ab 1.1.2003)

(7) Die Bestimmung des § 9a Abs. 2 in der bis zum Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 150/2002 geltenden Fassung findet auf jene Aufträge Anwendung, die bis zum 31. Dezember 2002 erteilt werden. (BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 7 Z 27, ab 1.1.2003)

(8) § 8 Abs. 6 lit. b in der Fassung dieses Bundesgesetzes findet auf jene Dienstverhältnisse Anwendung, die nach dem 31. Dezember 2010 neu begründet werden. (BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 103 Z 28, ab 1.1.2011)
§ 28. (1) Die in auf Grund des § 1 Abs. 2 in der bis zum Inkraft​treten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 17/1999 geltenden Fassung erlas​senen Verordnungen, mit denen die Pflichtzahl geändert wird (BGBl. Nr. 546/1976, 547/1976, 548/1976, 549/1976, 550/1976, 551/1976, 552/1976, 553/1976, 554/1976, 555/1976, 556/1976, 557/1976, 558/1976, 559/1976, 560/1976, 561/1976, 562/1976, 563/1976, 564/1976, 565/1976, 566/1976, 567/1976, 568/1976, 569/1976, 570/1976), abweichend von § 1 Abs. 1 festgesetzten Pflichtzahlen sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass


1.
für das Kalenderjahr 1999


a)
statt einer Pflichtzahl von 45 eine solche von 41,


b)
statt einer Pflichtzahl von 40 eine solche von 37,


c)
statt einer Pflichtzahl von 35 eine solche von 33 und


d)
statt einer Pflichtzahl von 30 eine solche von 29;


2.
für das Kalenderjahr 2000


a)
statt einer Pflichtzahl von 45 eine solche von 37,


b)
statt einer Pflichtzahl von 40 eine solche von 34,


c)
statt einer Pflichtzahl von 35 eine solche von 31 und


d)
statt einer Pflichtzahl von 30 eine solche von 28;


3.
für das Kalenderjahr 2001


a)
statt einer Pflichtzahl von 45 eine solche von 33,


b)
statt einer Pflichtzahl von 40 eine solche von 31,


c)
statt einer Pflichtzahl von 35 eine solche von 29 und


d)
statt einer Pflichtzahl von 30 eine solche von 27;


4.
für das Kalenderjahr 2002


a)
statt einer Pflichtzahl von 45 eine solche von 29,


b)
statt einer Pflichtzahl von 40 eine solche von 28,


c)
statt einer Pflichtzahl von 35 eine solche von 27 und


d)
statt einer Pflichtzahl von 30 eine solche von 26;


5.
für das Kalenderjahr 2003


a)
statt einer Pflichtzahl von 45 eine solche von 25,


b)
statt einer Pflichtzahl von 40 eine solche von 25,


c)
statt einer Pflichtzahl von 35 eine solche von 25 und


d)
statt einer Pflichtzahl von 30 eine solche von 25

gilt. Diese Verordnungen treten mit Ablauf des 31. Dezember 2003 außer Kraft. Sie sind in der bis zum In​krafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 17/1999 gel​tenden Fassung zuletzt für den Monat Dezem​ber 1998, in der im ersten Satz unter Z 1 angeführten Fassung zu​letzt für den Monat Dezember 1999, in der im ersten Satz unter Z 2 ange​führten Fassung zuletzt für den Monat Dezember 2000, in der im ers​ten Satz unter Z 3 angeführten Fassung zuletzt für den Monat Dezem​ber 2001, in der im ersten Satz unter Z 4 angeführten Fas​sung zuletzt für den Monat Dezember 2002 und in der im ersten Satz unter Z 5 ange​führten Fassung zuletzt für den Monat Dezember 2003 anzu​wenden.

(2) Die Vorschriften der §§ 1, 4 Abs. 4, 9a Abs. 1 in der bis zum Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 17/1999 geltenden Fas​sung sind zuletzt für den Monat Dezember 1998 anzuwenden.

(BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 40, ab 1.1.1999)
§ 29. Soweit in anderen Gesetzen auf geschützte Werkstätten verwiesen wird, gelten diese Verweisungen als Verweisungen auf Inte​grative Betriebe im Sinne des § 11.

(BGBl. I Nr. 17/1999, Art. I Z 40, ab 1.1.1999)

Verfassungsrechtliche Grundlage

Art. I Abs. 2 des Bundesgesetzes vom 27. September 1988, BGBl. Nr. 721:
(Verfassungsbestimmung) Die Erlassung, Änderung und Aufhebung von Vorschriften, wie sie im Art. II des Be​hinderteneinstellungsgeset​zes und im Art. II des vor​liegenden Bundesgesetzes enthalten sind, sowie deren Vollziehung sind auch in den Belangen Bundessache, hin​sichtlich derer das Bundes‑Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 etwas anderes vorsieht. Die in diesen Vorschriften geregelten Angele​genheiten des Kündigungs​schutzes begünstigter Behinderter können unmittelbar von Bundesbehörden versehen werden. (BGBl. Nr. 313/1992, Art. I, ab 1.7.1992)

Anmerkung: Der Hinweis auf Art. II des Behindertenein​stellungsgeset​zes bezieht sich auf die Stammfassung BGBl. Nr. 22/1970 und die nachfolgenden Novellen, der Hinweis auf Art. II des vorliegenden Bun​desgesetzes be​zieht sich auf die Änderungen durch das BGBl. Nr. 721/1988.

Art. IV Abs. 3 des Bundesgesetzes vom 27. September 1988, BGBl. Nr. 721:
(Verfassungsbestimmung) Der Art. I des Bundesgesetzes vom 11. De​zember 1969 über die Einstellung und Beschäf​tigung Invalider (Invali​deneinstellungsgesetz 1969), BGBl. Nr. 22/1970, tritt mit Ablauf des 31. Dezember 1988 außer Kraft.

Übergangs-, Schluss- und sonstige Bestimmungen - aus früheren Novellen - (Auszug)

Art. II des Bundesgesetzes vom 20. Juni 1973, BGBl. Nr. 329, ab 1.1.1974:
Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes verlieren die bisher ausge​stellten Einstellungsscheine ihre Gül​tigkeit. Die Inhaber von Gleich​stellungsbescheinigungen gelten als begünstigte Invalide im Sinne des § 2 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes, sofern kein Aus​schlie​ßungsgrund ge​mäß § 2 Abs. 2 vorliegt und das Ausmaß der Minde​rung der Erwerbsfä​higkeit mindestens 25 vH beträgt. Den In​ha​bern von Gleichstellungsbe​scheinigungen, deren Er​werbsfähigkeit um mindestens 50 vH gemin​dert ist, ist von Amts wegen ein Bescheid gemäß § 14 Abs. 2 auszu​stellen.
Art. III Abs. 1des Bundesgesetzes vom 27. September 1988, BGBl. Nr. 721, ab 1.1.1989:
(1) Rechtskräftige Bescheide gemäß § 14 Abs. 2, die vor In​krafttreten dieses Bundesgesetzes erlassen worden sind, werden, falls im Sachverhalt keine maßge​bende Änderung eintritt, von der ab 1. Jänner 1989 geltenden Vorschrift betreffend die Einschätzung des Grades der Behinderung (§ 3 Abs. 2) nicht berührt.
Art. III Abs. 7 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 313/1992, ab 1.7.1992:
(7) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut:


1.
hinsichtlich Art. I  die Bundesregierung;


2.
hinsichtlich der Bestimmungen der §§ 13b Abs. 3 und 13c der Bundesminister für Justiz;


3.
hinsichtlich der Bestimmungen des § 13a der Bundesminister für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem Bundes​mi​ni​ster für Justiz;


4.
hinsichtlich der Bestimmung des § 13d Abs. 1 der Bundes​mini​ster für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem Bun​desminister für Justiz und dem Bundesmini​ster für Finan​zen;


5.
hinsichtlich aller übrigen Bestimmungen der Bundesminister für Arbeit und Soziales.

ANHANG – BEinstG: Liste der Integrativen Betriebe gemäß § 11 BEinstG
Geschützte Werkstätte Integrative Betriebe – Tirol GmbH
Hauptwerk:
Fiecht –Au 22, 6134 Vomp 



Tel. 05242/647 46

Zweigwerk: 
Gewerbepark 20, 6460 Imst
Geschützte Werkstätte St. Pölten Ges.m.b.H.
Hauptwerk:
Ghegastraße 9 -11, 3151 St.Pölten-Hart   


Tel. 02742/867-0

Zweigwerke:
Hnilickastraße 20-22, 3100 St.Pölten



Hans Czettelstraße 4, 3950 Gmünd        
ABC Service & Produktion Integrativer Betrieb Ges.m.b.H.
Hauptwerk: 
Schülerweg 50, 9020 Klagenfurt



Tel. 0463/354 40

Zweigwerke:  
Gutenbergstraße 7, 9020 Klagenfurt



M.-Unterlercherstraße 55, 9523 Villach-Landskron



Am Industriepark 9, 9431 St.Stefan/Lavanttal
Team Styria Werkstätten Ges.m.b.H.
Hauptwerk: 
Triester Straße 388‑390, 8055 Graz‑Puntigam

Tel. 0316/2955 46

Zweigwerke:
Gustav Kramerstraße 5a, 8605 Kapfenberg-Diemlach



Unterer Bahnweg 5, 8724 Spielberg



Industriepark 7, 8784 Trieben
TEAMwork Holz- und Kunststoffverarbeitung GesmbH
Hauptwerk:
Jaxstraße 10-12, 4021 Linz 


            Tel. 0732/653492-0

Zweigwerke: 
Gußwerkstraße 9, 4400 Steyr-Hinterberg



Industriezeile 50, 5280 Braunau




Oberbrunnerweg 7a, 4910 Ried i. Innkreis



GWS Produktion Handel Service GmbH
Zentrale:
Warwitzstrasse 9-11, 5023 Salzburg


Tel. 0662/80910-0

Zweigwerke: Franz-Ledererstraße 2




5671 Bruck/Glocknerstraße



Oberbayrdorf 192, 5582 St.Margarethen
Wien Work Integrative Betriebe und AusbildungsgmbH
Hauptwerk:
Tannhäuserplatz 2/2, 1150 Wien



Tel. 01/9859166-0

Zweigwerke:
Simmeringer Hauptstraße 357, 1110 Wien



Schererstraße 16, 1210 Wien



Dr.Otto Neurath Gasse 1, 1220 Wien
Geschützte Werkstätte Wr.Neustadt Ges.m.b.H.

Waldschulgasse 7, 2700 Wr.Neustadt 



Tel. 02622/213 39

ANHANG – BEinstG:    Höhe der Ausgleichstaxe

	Jahr:
	Monatlich:
	BG – VO:

	1970 bis  1974 
	S   250,-
	BG, BGBl. Nr. 22/1970

	1975 und 1976
	S   350,-
	BG, BGBl. Nr. 96/1975

	1977
	S   370,-
	VO, BGBl.Nr.131/1978

	1978
	S   390,-
	VO, BGBl.Nr.500/1978

	1979
	S   600,-
	BG, BGBl.Nr.111/1979

	1980
	S   630,-
	VO, BGBl.Nr.317/1980

	1981
	S   660,-
	VO, BGBl.Nr.155/1981

	1982
	S   690,-
	VO, BGBl. Nr. 86/1982

	1983
	S   720,-
	VO, BGBl.Nr.109/1983

	1984
	S   740,-
	VO, BGBl. Nr. 63/1984

	1985
	S   760,-
	VO, BGBl.Nr.105/1985

	1986 und 1987
	S 1.500,-
	BG, BGBl.Nr.567/1985

	1988
	S 1.530,-
	VO, BGBl.Nr.103/1988

	1990
	S 1.620,-
	BG, BGBl.Nr.285/1990

	1997
	S 1.990,- 
	BG, BGBl.Nr.201/1996

	1998
	S 2.010,-
	VO, BGBl. II Nr. 53/1998

	1999
	S 2.040,-
	VO, BGBl. II Nr. 38/1999

	2000
	S 2.050,-
	VO, BGBl. II Nr. 24/2000

	Jänner – Juni 2001
	S 2.060,-
	VO, BGBl. II Nr. 49/2001

	Juli 2001 – Dezember 2003
	S 2.700,- bzw. € 196,22
	BG, BGBl. I Nr. 60/2001

	2004
	€ 198
	VO, BGBl. II Nr. 53/2004

	2005
	€ 201
	VO, BGBl. II Nr. 536/2004

	2006
	€ 206
	VO, BGBl. II Nr. 467/2005

	2007
	€ 209
	VO, BGBl. II Nr. 508/2006

	2008
	€ 213
	VO, BGBl. II Nr. 1/2008

	2009
	€ 220
	VO, BGBl. II Nr. 411/2008

	2010
	€ 223
	VO; BGBl. II Nr. 435/2009

	2011

100 od. mehr Dienstnehmer

400 od. mehr Dienstnehmer
	€ 226

€ 316

€ 336
	BG; BGBl. I Nr. 111/2010


ANHANG – BEinstG:    Einschätzungsverordnung ohne Anlage (Anlage sh. im RIS, BGBl. II Nr. 261/2010)

Verordnung des Bundesministers für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz betreffend nähere Bestimmungen über die Feststellung des Grades der Behinderung (Einschätzungsverordnung)

(BGBl. II Nr. 261/2010, ab 1.9.2010)

Gemäß § 14 Abs. 3 des Behinderteneinstellungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1970, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 81/2010, wird verordnet:
Behinderung
§ 1. Unter Behinderung im Sinne dieser Verordnung ist die Auswirkung einer nicht nur vorübergehenden körperlichen, geistigen oder psychischen Funktionsbeeinträchtigung oder Beeinträchtigung der Sinnesfunktionen zu verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft, insbesondere am allgemeinen Erwerbsleben, zu erschweren. Als nicht nur vorübergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich sechs Monaten.
Grad der Behinderung
§ 2. (1) Die Auswirkungen der Funktionsbeeinträchtigungen sind als Grad der Behinderung zu beurteilen. Der Grad der Behinderung wird nach Art und Schwere der Funktionsbeeinträchtigung in festen Sätzen oder Rahmensätzen in der Anlage dieser Verordnung festgelegt. Die Anlage bildet einen Bestandteil dieser Verordnung.

(2) Bei Auswirkungen von Funktionsbeeinträchtigungen, die nicht in der Anlage angeführt sind, ist der Grad der Behinderung in Analogie zu vergleichbaren Funktionsbeeinträchtigungen festzulegen.

(3) Der Grad der Behinderung ist nach durch zehn teilbaren Hundertsätzen festzustellen. Ein um fünf geringerer Grad der Behinderung wird von ihnen mit umfasst. Das Ergebnis der Einschätzung innerhalb eines Rahmensatzes ist zu begründen.
Gesamtgrad der Behinderung
§ 3. (1) Eine Einschätzung des Gesamtgrades der Behinderung ist dann vorzunehmen, wenn mehrere Funktionsbeeinträchtigungen vorliegen. Bei der Ermittlung des Gesamtgrades der Behinderung sind die einzelnen Werte der Funktionsbeeinträchtigungen nicht zu addieren. Maßgebend sind die Auswirkungen der einzelnen Funktionsbeeinträchtigungen in ihrer Gesamtheit unter Berücksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen zueinander.

(2) Bei der Ermittlung des Gesamtgrades der Behinderung ist zunächst von jener Funktionsbeeinträchtigung auszugehen, für die der höchste Wert festgestellt wurde. In der Folge ist zu prüfen, ob und inwieweit dieser durch die weiteren Funktionsbeeinträchtigungen erhöht wird. Gesundheitsschädigungen mit einem Ausmaß von weniger als 20 vH sind außer Betracht zu lassen, sofern eine solche Gesundheitsschädigung im Zusammenwirken mit einer anderen Gesundheitsschädigung keine wesentliche Funktionsbeeinträchtigung verursacht.

Bei Überschneidungen von Funktionsbeeinträchtigungen ist grundsätzlich vom höheren Grad der Behinderung auszugehen.

(3) Eine wechselseitige Beeinflussung der Funktionsbeeinträchtigungen, die geeignet ist, eine Erhöhung des Grades der Behinderung zu bewirken, liegt vor, wenn


-
sich eine Funktionsbeeinträchtigung auf eine andere besonders nachteilig auswirkt,


-
zwei oder mehrere Funktionsbeeinträchtigungen vorliegen, die gemeinsam zu einer wesentlichen Funktionsbeeinträchtigung führen.

(4) Eine wesentliche Funktionsbeeinträchtigung ist dann gegeben, wenn das Gesamtbild der Behinderung eine andere Beurteilung gerechtfertigt erscheinen lässt, als die einzelnen Funktionsbeeinträchtigungen alleine.
Grundlage der Einschätzung
§ 4. (1) Die Grundlage für die Einschätzung des Grades der Behinderung bildet die Beurteilung der Funktionsbeeinträchtigungen im körperlichen, geistigen, psychischen Bereich oder in der Sinneswahrnehmung in Form eines ärztlichen Sachverständigengutachtens. Erforderlichenfalls sind Experten aus anderen Fachbereichen - beispielsweise Psychologen - zur ganzheitlichen Beurteilung  heran zu ziehen.

(2) Das Gutachten hat neben den persönlichen Daten die Anamnese, den Untersuchungsbefund, die Diagnosen, die Einschätzung des Grades der Behinderung, eine Begründung für die Einschätzung des Grades der Behinderung innerhalb eines Rahmensatzes sowie die Erstellung des Gesamtgrades der Behinderung und dessen Begründung zu enthalten.
Inkrafttreten
§ 5. Diese Verordnung tritt mit 1. September 2010 in Kraft.

VERWEISE auf andere Bundesgesetze im BEinstG

Verweise auf „Bundesberufungskommission“:
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BUNDES-BEHINDERTENGLEICHSTELLUNGSGESETZ – BGStG
BUNDES-BEHINDERTENGLEICHSTELLUNGSGESETZ ‑ BGStG
in der Fassung des Art. 1 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 82/2005 und dazu ergangener Novellen:

Novellenverzeichnis - BGStG





BGBl. I Nr.   67/2008,

BGBl. I Nr.   62/2010,

BGBl. I Nr. 111/2010,

BGBl. I Nr.     7/2011.
BUNDESGESETZ ÜBER DIE GLEICHSTELLUNG VON MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN

(Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz – BGStG)
1. Abschnitt

Schutz vor Diskriminierung

Gesetzesziel (§ 1)
§ 1. Ziel dieses Bundesgesetzes ist es, die Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen zu beseitigen oder zu verhindern und damit die gleichbe​rechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinderun​gen am Leben in der Gesell​schaft zu gewährleisten und ihnen eine selbstbestimmte Lebensführung zu er​möglichen.

Geltungsbereich (§ 2)
§ 2. (1) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gelten für die Verwaltung des Bundes einschließlich der von ihm zu beaufsichtigenden Selbstverwaltung und einschließlich dessen Tätigkeit als Träger von Privatrechten. (BGBl. I Nr. 62/2010, Art. 7 Z 1, ab 1.8.2010)

(2) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gelten weiters für Rechtsver​hältnisse einschließlich deren Anbahnung und Begründung sowie für die Inan​spruchnahme oder Geltendmachung von Leistungen außerhalb eines Rechtsver​hältnisses, soweit es jeweils um den Zugang zu und die Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen geht, die der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen, und die unmittelbare Regelungs​kompetenz des Bundes gegeben ist.

(3) Ausgenommen vom Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes ist der in § 7a des Behinderten​einstellungsgesetzes (BEinstG), BGBl. Nr. 22/1970, gere​gelte Schutz vor Diskriminierung in der Arbeitswelt.

Behinderung (§ 3)
§ 3. Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die Auswir​kung einer nicht nur vorübergehenden körperlichen, geistigen oder psychischen Funktions​beeinträchtigung oder Beeinträchtigung der Sinnesfunktionen, die geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Ge​sellschaft zu erschweren. Als nicht nur vorü​bergehend gilt ein Zeit​raum von mehr als voraussichtlich sechs Monaten.

Diskriminierungsverbot (§ 4)
§ 4. (1) Auf Grund einer Behinderung darf niemand unmittelbar oder mittel​bar diskriminiert werden.

(2) Eine Diskriminierung liegt auch vor, wenn eine Person auf Grund ihres Naheverhältnisses zu einer Person wegen deren Behinderung diskriminiert wird. (BGBl. I Nr. 7/2011, Art. 4 Z 1, ab 1.3.2011)

(3) und (4) entfallen. (BGBl. I Nr. 7/2011, Art. 4 Z 2, ab 1.3.2011)

Diskriminierung (§ 5)
§ 5. (1) Eine unmittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn eine Person auf Grund einer Behinderung in einer vergleichbaren Situation eine weniger güns​tige Behandlung erfährt, als eine andere Person erfährt, erfahren hat oder erfah​ren würde.

(2) Eine mittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn dem Anschein nach neutrale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sowie Merkmale gestalteter Le​bensbereiche Menschen mit Behinderungen gegenüber anderen Personen in be​sonderer Weise benachteiligen können, es sei denn, die betreffenden Vorschrif​ten, Kriterien oder Verfahren sowie Merkmale gestalteter Lebensbereiche sind durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt und die Mittel sind zur Er​reichung dieses Zieles angemessen und erforderlich.

(3) Eine Diskriminierung liegt auch bei Belästigung vor. Belästi​gung liegt vor, wenn im Zusammenhang mit einer Behinderung für die betroffene Person unerwünschte, unangebrachte oder anstößige Verhaltensweisen gesetzt werden, die bezwecken oder bewirken, dass die Würde der betroffenen Person verletzt, und ein einschüchterndes, feindseliges, entwürdigendes, beleidigendes oder demütigendes Um​feld für die betroffene Person geschaffen wird. (BGBl. I Nr. 67/2008, Art. 2 Z 1, ab 1.5.2008)

(4) Eine Diskriminierung liegt auch bei Anweisung einer Person zur Diskri​minierung aus dem Grund einer Behinderung sowie bei Anweisung einer Person zur Belästigung vor.

Unverhältnismäßige Belastungen (§ 6)
§ 6. (1) Eine mittelbare Diskriminierung im Sinne von § 5 Abs. 2 liegt nicht vor, wenn die Beseitigung von Bedingungen, die eine Be​nachteiligung begrün​den, insbesondere von Barrieren, rechtswidrig oder wegen unverhältnismäßiger Belastungen unzumutbar wäre.

(2) Bei der Prüfung, ob Belastungen unverhältnismäßig sind, sind insbeson​dere zu berücksichtigen:


1.
der mit der Beseitigung der die Benachteiligung begründenden Bedingun​gen verbundene Aufwand,


2.
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der eine Diskriminierung bestreiten​den Partei,


3.
Förderungen aus öffentlichen Mitteln für die entsprechenden Maßnahmen,


4.
die zwischen dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes und der behaupte​ten Diskriminierung vergangene Zeit,


5.
die Auswirkung der Benachteiligung auf die allgemeinen Interes​sen des durch dieses Gesetz geschützten Personenkreises,


6.
beim Zugang zu Wohnraum der von der betroffenen Person dar​zulegende Bedarf an der Benutzung der betreffenden Wohnung.

(3) Erweist sich die Beseitigung von Bedingungen, die eine Be​nachteiligung begründen, als unverhältnismäßige Belastung im Sinne des Abs. 1, liegt dann eine Diskriminierung vor, wenn verabsäumt wurde, durch zumutbare Maßnah​men zumindest eine maßgebliche Verbesserung der Situation der betroffenen Person im Sinne einer größtmöglichen Annäherung an eine Gleichbehandlung zu bewirken. Bei der Prüfung der Zumutbarkeit ist Abs. 2 heranzuziehen.

(4) Bei der Beurteilung des Vorliegens einer mittelbaren Diskrimi​nierung durch Barrieren ist auch zu prüfen, ob einschlägige auf den gegenständlichen Fall anwendbare Rechtsvorschriften zur Barriere​freiheit vorliegen und ob und inwieweit diese eingehalten wurden.

(5) Barrierefrei sind bauliche und sonstige Anlagen, Verkehrsmit​tel, techni​sche Gebrauchsgegen​stände, Systeme der Informationsver​arbeitung sowie an​dere gestaltete Lebensbereiche, wenn sie für Men​schen mit Behinderungen in der allgemein üblichen Weise, ohne be​sondere Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe zugänglich und nutzbar sind.

Positive Maßnahmen (§ 7)
§ 7. Spezielle Maßnahmen zur Herbeiführung der gleichberech​tigten Teil​habe von Menschen mit Behinderungen am Leben in der Gesellschaft gelten nicht als Diskriminierung im Sinne dieses Bun​desgesetzes.

Verpflichtung des Bundes (§ 8)
§ 8. (1) Auf das Diskriminierungsverbot des § 4 Abs. 1 ist in jeder Lage des Verwaltungsverfahrens Bedacht zu nehmen. Aus einer rechtskonformen An​wendung materiellrechtlicher Vorschriften allein kann keinesfalls eine Verlet​zung des Diskriminierungsverbots abge​leitet werden. Jede Verletzung des Dis​kriminierungsverbots durch eine Bedienstete oder einen Bediensteten des Bun​des verletzt die Ver​pflichtungen, die sich aus dem Dienstverhältnis ergeben, und ist nach den dienst- und disziplinarrechtlichen Vorschriften zu verfolgen.

(2) Der Bund verpflichtet sich, die geeigneten und konkret erfor​derlichen Maßnahmen zu ergreifen, um Menschen mit Behinderungen den Zugang zu seinen Leistungen und Angeboten zu ermöglichen. Insbesondere hat er bis zum 31. Dezember 2006 nach Anhörung der Österreichischen Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation einen Plan zum Abbau baulicher Barrieren für die von ihm genutzten Gebäude zu erstellen und die etappenweise Umsetzung vorzusehen (Etappenplan Bundesbauten). Alle Bundesministerien, der Präsident bzw. die Präsidentin des Verfassungsgerichtshofes, des Verwaltungsgerichtshofes, des Rechnungshofes, des Nationalrates und des Bundesrates sowie die Volksanwaltschaft haben den für ihren Zuständigkeitsbereich bis 31. Dezember 2010 erstellten Teiletappenplan auf ihrer Homepage kundzumachen. Wenn der Teiletappenplan kundgemacht ist, liegt eine mittelbare Diskriminierung im Sinne des § 5 Abs. 2 wegen baulicher Barrieren in vom Bund genutzten Gebäuden nur vor, soweit die Beseitigung der Barrieren in diesem Teiletappenplan vorgesehen ist und bis zum 31. Dezember 2019 noch nicht umgesetzt wurde. (BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 105 Z 1, ab 1.1.2011)

(3) Die Richtlinien über die Vergabe von Förderungen des Bundes haben vorzusehen, dass bei der Vergabe von Förderungen an natürli​che oder juristische Personen die Beachtung dieses Bundesgesetzes sowie des Diskriminierungsver​bots gemäß § 7b BEinstG durch die Förderungswerberin oder den Förderungs​werber zu berücksichtigen ist, und sichergestellt ist, dass das geförderte Vorha​ben den Grundsät​zen dieses Bundesgesetzes nicht widerspricht.

Rechtsfolgen bei Verletzung des Diskriminierungsverbots (§ 9)
§ 9. (1) Bei Verletzung des Diskriminierungsverbots gemäß § 4 Abs. 1 hat die betroffene Person jedenfalls Anspruch auf Ersatz des Vermögensschadens und auf eine Entschädigung für die erlittene per​sönliche Beeinträchtigung.

(2) Bei einer Belästigung gemäß § 5 Abs. 3 hat die betroffene Per​son gegen​über der Belästigerin oder dem Belästiger jedenfalls An​spruch auf Ersatz des erlittenen Schadens. Neben dem Ersatz eines allfälligen Vermögensschadens hat die betroffene Person zum Aus​gleich der erlittenen persönlichen Beeinträchti​gung Anspruch auf angemessenen Schadenersatz, mindestens jedoch auf 1 000 €. (BGBl. I Nr. 67/2008, Art. 2 Z 2, ab 1.5.2008; BGBl. I Nr. 7/2011, Art. 4 Z 3, ab 1.3.2011)

(3) Ist die Belästigung in Vollziehung der Gesetze erfolgt, besteht der An​spruch auch gegen den zuständigen Rechtsträger.

(4) Bei der Bemessung der Höhe des immateriellen Schadenersat​zes ist ins​besondere auf die Dauer der Diskriminierung, die Schwere des Verschuldens, die Erheblichkeit der Beeinträchtigung und Mehr​fachdiskriminierungen Bedacht zu nehmen.

(5) Als Reaktion auf eine Beschwerde oder auf die Einleitung eines Verfah​rens zur Durchsetzung des Diskriminierungsverbots darf die betroffene Person nicht benachteiligt werden. Auch eine andere Person, die als Zeugin oder Zeuge oder Auskunftsperson in einem Verfahren auftritt oder eine Beschwerde einer betroffenen Person un​terstützt, darf als Reaktion auf eine Beschwerde oder auf die Einlei​tung eines Verfahrens zur Durchsetzung des Diskriminierungsverbots nicht benachteiligt werden. Abs. 1 und 2 sowie §§ 12 und 14 ff gelten sinnge​mäß.

2. Abschnitt

Verfahren

Geltendmachung von Ansprüchen (§ 10)
§ 10. (1) Ansprüche aus Diskriminierungen in Vollziehung der Gesetze kön​nen nach dem Amtshaftungsgesetz (AHG), BGBl. Nr. 20/1949, geltend gemacht werden. Das Schlichtungsverfahren gemäß §§ 14 ff ersetzt dabei das Aufforde​rungsverfahren gemäß § 8 AHG.

(2) Sonstige Ansprüche nach diesem Bundesgesetz können bei den ordentli​chen Gerichten nur geltend gemacht werden, wenn in der Sache vorher beim Bundessozialamt ein Schlichtungsverfahren gemäß §§ 14 ff durchgeführt wurde. Die Klage ist nur zulässig, wenn nicht längstens innerhalb von drei Monaten ab Einleitung des Schlichtungsverfahrens eine gütliche Einigung erzielt worden ist. Die klagende Partei hat der Klage eine Bestätigung des Bundessozialamts dar​über anzuschließen, dass keine gütliche Einigung erzielt werden konnte.

(3) Die Klage gemäß Abs. 2 kann auch bei dem Gericht einge​bracht werden, in dessen Sprengel sich der Wohnsitz oder der ge​wöhnliche Aufenthalt der betroffenen Person befindet. Für die ge​richtliche Geltendmachung eines Anspruchs aus einer Belästigung gilt eine Verjährungsfrist von einem Jahr, für alle anderen Ansprüche eine Frist von drei Jahren. (BGBl. I Nr. 67/2008, Art. 2 Z 3, ab 1.5.2008)

(4) Die Einleitung des Schlichtungsverfahrens (§ 14 Abs. 2) be​wirkt die Hemmung der Fristen zur gerichtlichen Geltendmachung. Die Zustellung der Bestätigung des Bundessozialamts an die eine Dis​kriminierung behauptende Person, dass keine gütliche Einigung erzielt werden konnte (§ 14 Abs. 3), been​det die Hemmung. Die Bestätigung ist auf Antrag oder, wenn nach Ablauf der Frist gemäß Abs. 2 eine Einigung nicht mehr zu erwarten ist, amtswegig auszu​stellen.

(5) Nach Zustellung der Bestätigung steht der betroffenen Person zumindest noch eine Frist von drei Monaten zur gerichtlichen Gel​tendmachung offen.

Zuständigkeit bei Mehrfachdiskriminierung (§ 11)
§ 11. Macht eine betroffene Person sowohl eine Verletzung des Diskriminierungsverbots nach diesem Bundesgesetz als auch eine Verletzung des Verbots von Diskriminierungen wegen der ethnischen Zugehörigkeit oder eine Verletzung des Verbots von Diskriminierun​gen wegen des Geschlechts nach dem Gleichbehandlungsgesetz, BGBl. I Nr. 66/2004, bzw. nach dem Bundes-Gleichbehandlungsge​setz, BGBl. Nr. 100/1993, geltend, so sind alle Diskriminierungstatbe​stände im Schlichtungsverfahren abzuhandeln und können nur gemäß § 10 dieses Bundesgesetzes geltend gemacht werden. (BGBl. I Nr. 67/2008, Art. 2 Z 4, ab 1.5.2008)

Beweislast (§ 12)
§ 12. (1) Wenn sich eine betroffene Person vor Gericht auf eine ihr zuge​fügte Diskriminierung im Sinne dieses Bundesgesetzes beruft, so hat sie diesen Umstand glaubhaft zu machen. Der beklagten Partei obliegt es außer in den Fällen des Abs. 2 zu beweisen, dass es bei Abwägung aller Umstände wahr​scheinlicher ist, dass ein anderes von ihr glaubhaft gemachtes Motiv für die un​terschiedliche Behandlung ausschlaggebend war.

(2) Bei Berufung auf eine Belästigung sowie bei Berufung auf eine Diskri​minierung, die durch Barrieren verursacht wird, obliegt es der beklagten Partei zu beweisen, dass es bei Abwägung aller Umstände wahrscheinlicher ist, dass die von ihr glaubhaft gemachten Tatsachen der Wahrheit entsprechen.

Verbandsklage (§ 13)
§ 13. (1) Wird gegen die in diesem Bundesgesetz geregelten ge​setzlichen Gebote oder Verbote verstoßen, und werden dadurch die allgemeinen Interessen des durch dieses Gesetz geschützten Perso​nenkreises wesentlich und dauerhaft beeinträchtigt, kann die Öster​reichische Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation eine Klage auf Fest​stellung einer Diskriminierung aus dem Grund einer Behin​derung einbringen.

(2) Die Klage kann nur auf Grund einer Empfehlung des Bundes​behinder​tenbeirats (§ 8 des Bundesbehindertengesetzes, BGBl. Nr. 283/1990) einge​bracht werden. Der diesbezügliche Beschluss ist mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen zu fassen.

3. Abschnitt

Schlichtung

Schlichtungsverfahren (§14)
§ 14. (1) Bei jeder Landesstelle des Bundessozialamts sind in An​gelegen​heiten der Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen im Sinne dieses Bundesgesetzes sowie der Gleichbehandlung von Menschen mit Behinderungen in der Arbeitswelt (§§ 7a bis 7q BEinstG) Schlichtungsverfahren durchzuführen.

(2) Das Schlichtungsverfahren beginnt mit der Einbringung des Anbringens, mit dem Schlichtung begehrt wird, durch die eine Dis​kriminierung behauptende Person. Auf die Einbringung ist § 13 AVG mit der Maßgabe anzuwenden, dass das Anbringen schriftlich oder mündlich zu Protokoll eingebracht werden muss. §§ 32 und 33 AVG sind anzuwenden.

(3) Das Schlichtungsverfahren endet mit der Einigung oder mit der Zustel​lung der Bestätigung des Bundessozialamts, dass keine gütliche Einigung erzielt werden konnte, an die eine Diskriminierung behaup​tende Person. § 8 des Zu​stellgesetzes, BGBl. Nr. 200/1982, ist anzu​wenden.

(4) Das Bundessozialamt hat den Behindertenanwalt (§ 13b des Bundesbe​hindertengesetzes) vom Ergebnis des Schlichtungsverfah​rens in Kenntnis zu set​zen.

Mediation (§ 15)
§ 15. (1) Das Bundessozialamt hat unter Einbeziehung einer Prü​fung des Einsatzes möglicher Förderungen nach bundes- oder landes​gesetzlichen Vor​schriften zu versuchen, einen einvernehmlichen Aus​gleich der Interessensgegen​sätze zwischen den Parteien herbeizufüh​ren.

(2) Der Einsatz von Mediation ist anzubieten. Mediation ist durch externe Mediatorinnen und Mediatoren im Sinne des Bundesgesetzes über Mediation in Zivilrechtssachen, BGBl. I Nr. 29/2003, zu erbrin​gen.

Kosten der Schlichtung (§ 16)
§ 16. (1) Die Kosten für die Mediation und eine allfällige Beizie​hung von Sachverständigen, Dolmetscherinnen und Dolmetschern sowie sonstigen Fach​leuten trägt der Bund nach Maßgabe der von der Bundesministerin bzw. vom Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz zu erlassenden Richtlinien.

(2) Personen, die einer Einladung des Bundessozialamts oder des Media​tors/der Mediatorin im Rahmen des Schlichtungsverfahrens nachkommen, haben auf Antrag Anspruch auf die Zeuginnen und Zeugen zustehenden Gebühren (§ 3 des Gebührenanspruchsgeset​zes 1975, BGBl. Nr. 136). Die Kosten trägt der Bund.

4. Abschnitt

Schlussbestimmungen

Gebührenfreiheit (§ 17)
§ 17. Die zur Durchführung dieses Bundesgesetzes erforderlichen Amts​handlungen, Eingaben und Vollmachten sind von den Verwal​tungsabgaben be​freit.

Verweise auf andere Bundesgesetze (§ 18)
§ 18. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesge​setze verwiesen wird, sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen (§ 19)
§ 19. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 2006 in Kraft.

(1a) § 5 Abs. 3, § 9 Abs. 2, § 10 Abs. 3, § 11 und § 20 Z 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 67/2008 treten mit 1. Mai 2008 in Kraft. (BGBl. I Nr. 67/2008, Art. 2 Z 5)

(1b) § 2 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 62/2010 tritt mit 1. August 2010 in Kraft. (BGBl. I Nr. 62/2010, Art. 7 Z 2)

(1b) § 4 und § 9 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 7/2011 treten mit 1. März 2011 in Kraft. (BGBl. I Nr. 7/2011, Art. 4 Z 4 – HINWEIS: Mit BGBl. I Nr. 62/2010 wurde bereits ein Abs. 1b angefügt; wird für die nächste Novellierung vorgemerkt!)

(1c) § 8 Abs. 2 in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2011, BGBl. I Nr. 111/2010, tritt mit 1. Jänner 2011 in Kraft. (BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 105 Z 2)

(2) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes hinsichtlich bauli​cher Barrie​ren im Zusammenhang mit Bauwerken, die auf Grund einer vor dem 1. Jänner 2006 erteilten Baubewilligung errichtet wurden, sind bis zum 31. Dezember 2015 nur insoweit anzuwenden, als eine bauliche Barriere rechtswidrig errichtet wurde.

(3) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes hinsichtlich Barrie​ren im Zu​sammenhang mit Verkehrsanlagen, Verkehrseinrichtungen und Schienenfahr​zeugen, die vor dem 1. Jänner 2006 auf Grund der entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen genehmigt bzw. bewilligt wurden, sind bis zum 31. Dezember 2015 nur insoweit anzuwenden, als eine Barriere rechtswidrig errichtet wurde.

(4) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes hinsichtlich Barrie​ren im Zu​sammenhang mit öffentlichen Verkehrsmitteln mit Aus​nahme von Schienen​fahrzeugen (Abs. 3), die vor dem 1. Jänner 2006 auf Grund der entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen zugelassen wurden, sind bis zum 31. Dezember 2008 nur insoweit anzuwenden, als eine Barriere rechtswidrig errichtet wurde.

(5) Abs. 2 bis 4 sind nicht anzuwenden, wenn die behauptete Dis​kriminie​rung nach dem 1. Jänner 2007 erfolgt ist, und der zur Beseiti​gung der in den Abs. 2 bis 4 genannten Barrieren erforderliche Auf​wand den Betrag von 1 000 € nicht übersteigt.

(6) Abs. 2 und 3 sind nicht anzuwenden,


1.
wenn die behauptete Diskriminierung nach dem 1. Jänner 2010 erfolgt ist, und der zur Beseitigung der in den Abs. 2 und 3 ge​nannten Barrieren er​forderliche Aufwand den Betrag von 3 000 € nicht übersteigt,


2.
wenn die behauptete Diskriminierung nach dem 1. Jänner 2013 erfolgt ist, und der zur Beseitigung der in den Abs. 2 und 3 ge​nannten Barrieren er​forderliche Aufwand den Betrag von 5 000 € nicht übersteigt.

(7) Die in Abs. 5 und 6 genannten Betragsgrenzen beziehen sich auf alle Aufwendungen für Maßnahmen zur Beseitigung von Barrie​ren jeweils im Be​reich einer funktionalen Einheit. Eine funktionale Einheit ist jene abgrenzbare Wirkungseinheit im Bereich eines Bau​werks, einer Verkehrsanlage oder eines Verkehrsmittels, deren Um​gestaltung für die barrierefreie Inanspruchnahme der nachgefragten Leistung erforderlich ist.

(8) Wird ein Bauwerk, eine Verkehrsanlage, eine Verkehrsein​richtung oder ein Schienenfahrzeug auf Grund einer nach dem In​krafttreten dieses Bundesge​setzes erteilten Bewilligung generalsaniert, sind die Bestimmungen dieses Bun​desgesetzes hinsichtlich baulicher Barrieren bzw. Barrieren betreffend Ver​kehrsanlagen, Verkehrsein​richtungen oder Schienenfahrzeuge ab dem Zeitpunkt des Abschlusses der Generalsanierung anzuwenden.

(9) Wird ein Bauwerk auf Grund einer nach dem Inkrafttreten die​ses Bun​desgesetzes erteilten Baubewilligung unter Inanspruchnahme von Förderungen aus öffentlichen Mitteln umgebaut, sind die Be​stimmungen dieses Bundesgeset​zes hinsichtlich baulicher Barrieren auf die umgebauten Teile des Bauwerks ab 1. Jänner 2008 anzuwen​den.

(10) Betreiber von Verkehrseinrichtungen, Verkehrsanlagen oder öffentli​chen Verkehrsmitteln sind verpflichtet, bis zum 31. Dezember 2006 nach Anhö​rung der Österreichischen Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation einen Plan zum Abbau von Barrieren für die von ihnen genutzten Einrichtungen, Anlagen und öffentlichen Verkehrsmittel zu erstellen und die etappenweise Umsetzung vorzusehen (Etappenplan Verkehr).

Vollziehung (§ 20)
§ 20. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut


1.
hinsichtlich des § 8 und des § 10 Abs. 1 die Bun​desregie​rung, (BGBl. I Nr. 67/2008, Art. 2 Z 6, ab 1.5.2008)


2.
hinsichtlich des § 17 die Bundeskanzlerin bzw. der Bundes​kanzler,


3.
im Übrigen die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz.

VERWEISE auf andere Bundesgesetze im BGStG

Behinderung – Pflege – Sozialentschädigung:

BBG: 




§§ 13 Abs. 2; 14 Abs. 4

BEinstG:



§§ 2 Abs. 3; 8 Abs. 3; 14 Abs. 1

Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz – AVG 1991, BGBl. Nr. 51:
Fundstelle:

§§ 13, 32 u. 33: 







§ 14 Abs. 2
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Gleichbehandlungsgesetz, BGBl. I Nr. 66/2004:











§ 11

Bundes-Gleichbehandlungsgesetz, BGBl. I Nr. 100/1993:










§ 11

Zustellgesetz, § 8, BGBl. Nr. 200/1982:













§ 14 Abs. 3

BG über Mediation in Zivilrechtssachen, BGBl. I Nr. 29/2003:










§ 15 Abs. 2

Gebührenanspruchsgesetz 1975, § 3, BGBl. Nr. 136:











§ 16 Abs. 2

Budgetbegleitgesetz 2011, BGBl. I Nr. 111/2010:











§ 19 Abs. 1c

ANHÄNGE-Allgemein

ANHANG – BSAG (für alle Gesetze-IV – außer: BPGG; OFG; Kriegsopfer- u. Behindertenfondsgesetz)

Bundesgesetz, mit dem ein Bundesamt für Soziales und Be​hinder​tenwesen errichtet wird (Bundessozialamtsgesetz - BSAG)

(Art. 1 des Bundessozialämterreformgesetzes - BSRG, BGBl. I Nr. 150/2002; Art. 1, ab 1.1.2003)

Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen
§ 1. (1) Zur Besorgung der im § 2 angeführten Aufgaben wird ein Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen (Bundessozialamt – BSB) mit Sitz in Wien errichtet. Das Bundessozialamt ist eine dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz unmit​telbar nachgeordnete Dienstbehörde.

(2) In der Landeshauptstadt eines jeden Bundeslandes ist eine Landesstelle einzurichten. Außenstellen können mit Zustimmung des Bundesministers für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz einge​richtet werden, soweit dies zur Erfüllung der Auf​gaben zweckmäßig ist.

Aufgaben
§ 2. (1) Dem Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen obliegen die Aufgaben und Befugnisse, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes von den Bundesämtern für So​ziales und Behindertenwesen (BGBl. I Nr. 314/1994) wahrgenommen werden. 

(2) Das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen tritt in alle Rechte und Pflichten der Bundesämter für Soziales und Behin​dertenwesen zum jeweiligen Wirksamkeitszeitpunkt ein; insbeson​dere sind offene Verfahren fortzuführen.

(3) Das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen hat das Schlichtungsverfahren gemäß §§ 14 ff des Bundes-Behindertengleich​stellungsgesetzes (BGStG), BGBl. I Nr. 82/2005, durchzuführen. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 4 Z 1, ab 1.1.2006)

(4) Bei der Erfüllung dieser Aufgaben hat sich das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen nach Maßgabe der Bestimmun​gen der §§ 4 und 5 der Landesstellen zu bedienen. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 4 Z 1, ab 1.1.2006)

Leitung
§ 3. (1) Die Leitung des Bundesamtes für Soziales und Behin​dertenwesen obliegt dem Amtsleiter/der Amtsleiterin, die Leitung der Landesstellen jeweils einem Landesstellenleiter/einer Landesstellen​leiterin.

(2) Die Funktion der Amtsleitung wird durch die befristete Betrauung einer Person für einen Zeitraum von fünf Jahren besetzt; neuerliche befristete Betrauungen sind zulässig. (BGBl. I Nr. 136/2004, Art. 20 Z 1, ab 11.12.2004)

(3) entfallen. (BGBl. I Nr. 111/2010, 8. Hauptstück, Art. 106, ab 31.12.2010)

Aufgaben des Amtsleiters/der Amtsleiterin
§ 4. (1) Der Amtsleiter/Die Amtsleiterin hat jene Angelegen​heiten zu koordinieren, die über den Bereich eines Bundeslandes hin​aus gehen oder hinsichtlich derer eine gesamtösterreichisch ein​heitli​che Vorgangsweise erforderlich ist.

(2) Der Amtleiter/Die Amtsleiterin hat zu sorgen für


1. 
die einheitliche Umsetzung der Zielvorgaben des Bundes​ministers für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz,


2. 
die Koordination und Sicherstellung eines einheitlichen Vor​gehens der Landesstellen unter Berücksichtigung regionaler Besonderheiten,


3. 
die Voraussetzungen zur Aufgabenerfüllung durch geeignete organisatorische und personelle Maßnahmen und die Erstat​tung von Vorschlägen hinsichtlich der personellen und fi​nan​ziellen Ressourcen an den Bundesminister für Arbeit, Sozia​les und Konsumentenschutz,


4. 
Maßnahmen der Qualitätssicherung.

Aufgaben des Landesstellenleiters/der Landesstellenleiterin
§ 5. (1) Die Aufgaben gemäß § 2 obliegen dem Landesstellen​leiter/der Landesstellenleiterin, soweit sie nicht gemäß § 4 dem Amtsleiter/der Amtsleiterin vorbehalten sind.

(2) Dem Landesstellenleiter/Der Landesstellenleiterin obliegen im jeweiligen Bundesland insbesondere die folgenden Aufgaben:


1. 
Koordinierung der Maßnahmen der Landesstelle mit Tätigkei​ten der Gebietskörperschaften, Interessenvertretun​gen und sonstiger Einrichtungen,


2. 
eigenständige Planung, Erarbeitung und Umsetzung von regio​nalen arbeitsmarktpolitischen Programmen für behin​derte Menschen einschließlich des eigenverantwortlichen Ab​schlusses entsprechender Verträge,


3. 
Führung der laufenden Geschäfte wie z.B. die Organisation der ärztlichen Begutachtung,


4. 
Vertretung der Landesstelle nach außen,


5. 
Wahrnehmung der Aufgaben im Zusammenhang mit dem laufenden Betrieb von Integrativen Betrieben im Sinne des § 11 des Behinderteneinstellungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1970, (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 4 Z 2, ab 1.1.2006)


6. 
Wahrnehmung der Aufgaben im Zusammenhang mit den Schlichtungsverfahren gemäß §§ 14 ff BGStG. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 4 Z 2, ab 1.1.2006)

Übertragung von Aufgaben
§ 6. Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumenten​schutz kann die Besorgung bestimmter Aufgaben an eine oder meh​rere Landesstellen übertragen, sofern dies aus Grün​den der Zweck​mäßig​keit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis geboten ist.

Überleitung der Bediensteten
§ 7. (1) Bedienstete der Bundesämter für Soziales und Behin​dertenwesen sind mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes Be​dienstete des Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen. Hin​sichtlich des Dienstortes tritt dadurch bis zur Erlassung einer neuen Geschäftseinteilung keine Änderung ein.

(2) Die Bestimmungen der Reisegebührenvorschrift, BGBl. Nr. 133/1955, sind auf diese Versetzungen nicht anzuwenden.
§ 8. (1) Die zum 31. Dezember 2002 mit der Funktion der Lei​tung der Bundesämter für Soziales und Behindertenwesen Kärnten, Oberösterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol und Vorarlberg betrauten Bediensteten werden mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes zu Landesstellenleitern/Landesstellenleiterinnen für das jeweilige Bun​desland.

(2) Alle übrigen zum 31. Dezember 2002 mit einer Funktion betrauten Bediensteten der Bundessozialämter mit Ausnahme der Be​diensteten, die mit der Funktion der Amtsleitung bzw. der stell​vertre​tenden Amtsleitung des Bundesamtes für Soziales und Behin​derten​wesen Wien Niederösterreich Burgenland betraut sind, behal​ten diese bis zur Erlassung einer neuen Geschäftseinteilung.

(3) Die gewählten Personalvertretungsorgane der Bundesso​zi​al​ämter werden zu Personalvertretungsorganen der Landesstellen des Bundessozialamtes. Hinsichtlich der Bediensteten jener Organi​sati​onseinheiten, die dem Amtsleiter/der Amtleiterin unmittelbar unter​stellt werden, ist das Personalvertretungsorgan der Landesstelle zu​ständig, an der der jeweilige Arbeitsplatz dieser Bediensteten einge​richtet ist.

Bezugnahmen in anderen Bundesgesetzen
§ 9. (1) Soweit in anderen Rechtsvorschriften auf die Bundes​ämter für Soziales und Behindertenwesen oder auf ein bestimmtes Bundes​amt für Soziales und Behindertenwesen Bezug genommen wird, gilt dies als Bezugnahme auf das Bundesamt für Soziales und Behinder​tenwesen im Sinne dieses Bundesgesetzes. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 4 Z 3, ab 1.1.2006)

(2) Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden. (BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 4 Z 3, ab 1.1.2006)

Inkrafttreten
§ 10. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 2003 in Kraft.

(2) Das Bundesgesetz über die Bundesämter für Soziales und Behindertenwesen (Art. 33 des Arbeitsmarktservice-Begleitgesetzes, BGBl. Nr. 314/1994) wird mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes aufgehoben. Die Bundesämter für Soziales und Behindertenwesen Kärnten, Oberösterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol, Vorarlberg und Wien Niederösterreich Burgenland werden mit diesem Zeitpunkt auf​gelöst.

(3) § 3 Abs. 2 und 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 136/2004 sowie die Aufhebung des § 3 Abs. 2 treten mit dem auf die Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 

(BGBl. I Nr. 136/2004, Art. 20 Z 2, ab 11.12.2004)

(4) § 2, § 5 Abs. 2 und § 9 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 82/2005 treten mit 1. Jänner 2006 in Kraft.

(BGBl. I Nr. 82/2005, Art. 4 Z 4)
§ 11. Organisatorische und personelle Maßnahmen im Zusam​menhang mit der Errichtung des Bundesamtes für Soziales und Be​hindertenwesen und der Einrichtung der Landesstellen können bereits von dem der Kundmachung dieses Bundesgesetzes folgenden Tag an durchgeführt werden. Insbesondere können die Funktionen der Amts​leitung sowie der Landesstellenleitungen für Burgenland, für Nieder​österreich und für Wien ausgeschrieben werden.

Vollziehung
§ 12. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bun​desminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz betraut.

ANHANG – BBKG (für alle Gesetze-IV – außer: BPGG; OFG; Kriegsopfer- u. Behindertenfondsgesetz; KGEG)

Bundesgesetz, mit dem eine Bundesberufungskommission für Sozial​ent​schädi​gungs- und Behindertenangelegenheiten errichtet wird (Bundesbe​rufungs​kommissions​gesetz - BBKG)

(Art. 2 des Bundessozialämterreformgesetzes - BSRG, BGBl. I Nr. 150/2002, Art. 2, ab 1.1.2003)

§ 1. Beim Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumen​tenschutz wird eine Bundesberufungskommission für Sozialentschädi​gungs- und Behindertenangelegenheiten errichtet.
§ 2. Die Bundesberufungskommission entscheidet in zweiter und letzter Instanz in Angelegenheiten des Kriegsopferversorgungs​gesetzes 1957 (§ 78 KOVG 1957), des Heeresversorgungsgesetzes (§ 74 HVG), des Impfschadengesetzes (§ 3 Impfschadengesetz), des Verbrechensopferge​setzes (§ 9 Abs. 2 VOG), des Behindertenein​stellungsgesetzes (§ 19a Abs. 1 BEinstG) und des Bundesbehinder​tengesetzes (§§ 38 Abs. 3 und 45 Abs. 3 BBG). (BGBl. I Nr. 48/2005, Art. 6 Z 1, ab 1.1.2005 – Angelegen​heiten des VOG, ab 1.7.2005)
§ 3. (1) Die Bundesberufungskommission besteht aus dem/der Vor​sitzenden sowie den erforderlichen Stellvertretern, Senatsvorsit​zenden, Beisitzern und Ersatzmitgliedern.

(2) Die Bundesberufungskommission hat in Senaten zu ent​scheiden. Die Senate haben aus dem/der Senatsvorsitzenden und in Angelegenheiten des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957, des Hee​resversorgungsgeset​zes, des Impfschadengesetzes und des Verbre​chensopfergesetzes aus drei Beisitzern, in Angelegenheiten des Be​hinderteneinstellungsgesetzes und des Bundesbehindertengesetzes aus zwei Beisitzern zu bestehen. Jedes Mitglied der Bundesberu​fungskommission darf mehreren Se​naten angehö​ren. (BGBl. I Nr. 48/2005, Art. 6 Z 2, ab 1.7.2005)

(3) Die Anzahl der Senate der Bundesberufungskommission ist vom Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz zu bestim​men.
§ 4. (1) Der/Die Vorsitzende der Bundesberufungskommission, die Stellvertreter, Senatsvorsitzenden, Beisitzer und Ersatzmitglieder sind vom Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz auf die Dauer von fünf Jahren zu bestellen.

(2) In Angelegenheiten des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957, des Heeresversorgungsgesetzes, des Impfschadengesetzes und des Verbre​chensopfergesetzes sind die ersten und zweiten Beisitzer und die Ersatz​mitglieder unter Bedachtnahme auf die Vorschläge je​ner Interessenvertre​tung, die die größte Anzahl von Versorgungsbe​rechtigten nach diesen Bundesge​setzen vertritt, zu bestellen. (BGBl. I Nr. 48/2005, Art. 6 Z 2, ab 1.7.2005)

(3) In Angelegenheiten der Vorschreibung von Ausgleichs​taxen so​wie der Gewährung von Prämien nach §§ 9 und 9a des Be​hindertenein​stellungsgesetzes sind die ersten Beisitzer und die Er​satzmitglieder unter Bedachtnahme auf die Vorschläge der Bundes​arbeitskammer zu bestellen.

(4) In Angelegenheiten der Abgeltung der Normverbrauchsab​gabe und der Ausstellung von Behindertenpässen nach §§ 36 und 40 des Bun​desbehindertengesetzes sowie in Angelegenheiten des Fest​stellungsverfah​rens nach § 14 des Behinderteneinstellungs​gesetzes sind die ersten Beisit​zer und die Ersatzmitglieder unter Be​dacht​nahme auf die Vorschläge der im § 10 Abs. 1 Z 6 des Bundes​behin​dertengesetzes genannten Vereinigung zu bestellen. (BGBl. I Nr. 48/2005, Art. 6 Z 3, ab 1.1.2005)

(5) In Angelegenheiten des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957, des Heeresversorgungsgesetzes, des Impfschadengesetzes und des Verbre​chensopfergesetzes sind die dritten Beisitzer und die Er​satzmitglieder sowie in Angele​genheiten nach Abs. 4 die zweiten Beisitzer und die Er​satzmitglieder unter Bedachtnahme auf die Vor​schläge des Bundesamtes für Sozia​les und Behindertenwesen zu bestellen. (BGBl. I Nr. 48/2005, Art. 6 Z 2, ab 1.7.2005)

(6) In Angelegenheiten nach Abs. 3 sind die zweiten Beisitzer und die Ersatzmitglieder unter Bedachtnahme auf die Vorschläge der Wirt​schaftskammer Österreich zu bestellen.

(7) Der Bundesberufungskommission dürfen nur österreichi​sche Staatsbürger angehören, die eigenberechtigt und in den Natio​nalrat wähl​bar sind. Der/Die Vorsitzende (Stellvertreter/in) und die Senatsvorsitzen​den (Ersatzmitglieder) müssen rechtskundig sein und dürfen nicht dem Aktivstand der Richter angehören. Bedienstete des Bundesamtes für Sozi​ales und Behindertenwesen sind von der Funk​tion eines/einer Vorsitzen​den, eines/einer Senatsvorsitzenden oder eines/einer Beisitzers/Beisitzerin aus​geschlossen.

(8) Zu Mitgliedern der Bundesberufungskommission sollen nur Per​sonen bestellt werden, die auf dem Gebiete des Sozialrechtes über beson​dere Erfahrungen verfügen.

(9) Nach Ablauf der fünfjährigen Funktionsperiode hat die alte Bun​desberufungskommission die Geschäfte so lange weiterzuführen, bis die neue Bundesberufungskommission zusammentritt. Die Zeit der Weiterfüh​rung der Geschäfte durch die alte Bundesberufungs​kommission zählt auf die Funktionsperiode der neuen Bundesberu​fungskommission.
§ 5. Die Mitglieder der Bundesberufungskommission sind zur ge​wissenhaften Ausübung ihrer Funktion und zur Verschwiegenheit über die ihnen in Ausübung ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen Um​stände ver​pflichten. 
§ 6. Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumenten​schutz hat ein Mitglied der Bundesberufungskommission von seiner Funk​tion zu entheben,



1. wenn es dies beantragt hat;



2. wenn eine der Voraussetzungen für die Bestellung wegge​fallen ist;



3. wenn es die Pflichten seines Amtes vernachlässigt.
§ 7. (1) Den Mitgliedern der Bundesberufungskommission ge​bührt eine Vergütung für ihre Tätigkeit. Die Höhe der Vergütung hat der Bun​desminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz im Ein​vernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen festzusetzen.

(2) Die Mitglieder der Bundesberufungskommission, die im aktiven öffentlichen Dienst stehen, haben Anspruch auf den Ersatz der Reisege​bühren nach den für sie geltenden Vorschriften; den übri​gen Mitgliedern gebührt der Ersatz der Reise- und Aufenthaltskosten unter sinngemäßer Anwendung der für Schöffen und Geschworene geltenden Bestimmungen des Gebührenanspruchsgesetzes 1975, BGBl. Nr. 136. Dem/Der Vorsit​zenden (Stellvertreter/in) und den Senatsvorsitzenden (Ersatzmitgliedern) ist der Fahrpreis für die höchste Wagenklasse, wenn aber das benützte Be​förderungsmittel diese Klasse nicht führt, für die nächstniedrigere tatsäch​lich geführte Klasse, zu ersetzen.
§ 8. (1) Die Leitung der Bundesberufungskommission obliegt, so​weit nicht die Beschlussfassung Senaten vorbehalten ist, dem/der Vorsit​zenden der Bundesberufungskommission, für den Fall seiner/ihrer Verhin​derung dem/der Stellvertreter/in.

(2) Der/Die Vorsitzende der Bundesberufungskommission hat die Geschäfte auf die einzelnen Senate tunlichst gleichmäßig zu ver​teilen.

(3) Die Geschäftseinteilung der Senate der Bundesberufungs​kom​mission ist unter Anführung der Namen der Senatsmitglieder und ihrer Stellvertreter auf einer Amtstafel des Bundesamtes für Soziales und Be​hindertenwesen sowie im Internet ersichtlich zu machen.
§ 9. (1) Über die Berufung gegen einen Bescheid des Bundes​amtes für Soziales und Behindertenwesen entscheidet der zuständige Senat der Bundesberufungskommission. An einer mündlichen, par​teiöffentlichen Verhandlung (§§ 40 bis 44 des Allgemeinen Verwal​tungsverfahrensgesetzes 1991), an der Beratung und Beschlussfas​sung eines Senates haben alle Mitglieder teilzunehmen. Die Beratung und Abstimmung erfolgt unter Ausschluss der Parteien.

(2) Die Verhandlung, die Beratung und Abstimmung werden vom Vorsitzenden/von der Vorsitzenden des Senates geleitet. Der/Die Vorsit​zende gibt seine/ihre Stimme zuletzt ab. Die Beisitzer stimmen in der Rei​henfolge ihrer Bestellung ab. Kein Mitglied des Senates darf die Abstim​mung über eine zur Beschlussfassung ge​stellte Frage verweigern. Zu jedem Beschluss ist Stimmenmehrheit erforderlich. Bei Stimmengleichheit ent​scheidet die Stimme des/der Vorsitzenden.

(3) Über die Abstimmung des Senates ist ein besonderes Pro​tokoll (Abstimmungsprotokoll) zu führen. Den Parteien steht kein Recht auf Ein​sichtnahme in dieses Protokoll zu.

(4) Bleibt ein Mitglied des Senates bei der Abstimmung in der Min​derheit, so ist seine Meinung unter Anführung der maßgebenden Gründe in das Abstimmungsprotokoll aufzunehmen.
§ 10. Für die sachlichen und personellen Erfordernisse der Bundes​berufungskommission hat das Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz aufzukommen. Insbesondere hat das Bundesministe​rium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz die er​forderliche Zahl an Schriftführern bereitzustellen. Zur Führung der laufenden Geschäfte, insbesondere zur Vorbereitung der Verhand​lungen, Führung der Proto​kolle, Durchführung der Beschlüsse und Besorgung der Kanzleigeschäfte ist ein Büro einzurichten. 
§ 11. (1) Die vor dem 1. Jänner 2003 in den Bereichen des Kriegsop​ferversorgungsgesetzes 1957, des Heeresversorgungsgeset​zes und des Impfschadengesetzes bestehenden Berufungsbehörden haben die Ge​schäfte nach der bis 31. Dezember 2002 geltenden Rechtslage so lange weiterzuführen, bis die für die Zeit ab 1. Jänner 2003 zu bestellende Bun​desberufungskommission zusammentritt. Die Zeit der Weiterführung der Geschäfte durch die Berufungsbehör​den zählt auf die erste Funktionsperi​ode der Bundesberufungskom​mission. Mit dem Zusammentreten der Bun​desberufungskommission geht die Zuständigkeit der bisherigen Beru​fungsbehörden auf die neue Behörde über. Im Zeitpunkt des Zusammen​tretens noch nicht rechtskräftig abgeschlossene Verfahren sind von der Bundesberu​fungskommission fortzuführen. Die Bestellung der Mitglieder für die Bundesberufungskommission kann bereits vor dem 1. Jänner 2003 vorgenommen werden.

(2) Den Mitgliedern der Bundesberufungskommission gebührt in den Bereichen des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957, des Heeresver​sorgungsgesetzes und des Impfschadengesetzes bis zu einer Festsetzung gemäß § 7 Abs. 1 eine Vergütung für ihre Tätigkeit in der vor dem 1. Jänner 2003 gültigen Höhe.

(3) Die Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Sozi​ales BGBl. Nr. 636/1991 wird aufgehoben. Ihr Inhalt ist im Bereich des Hee​resversorgungsgesetzes und des Impfschadengesetzes als Verwaltungsver​ordnung weiter anzuwenden. Diese kann durch Ver​waltungsverordnung gemäß § 7 Abs. 1 abgeändert werden.

(4) Die Mitglieder des für die Angelegenheiten des Verbre​chensop​fergesetzes zuständigen Senates sind für die erste Funktions​periode bis zum 31. Dezember 2007 zu bestellen. Für jede weitere Funktionsperiode gilt § 4 Abs. 1. (BGBl. I Nr. 48/2005, Art. 6 Z 4, ab 1.7.2005)
§ 11a. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen an​derer Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer jeweils gel​tenden Fas​sung anzuwenden. (BGBl. I Nr. 48/2005, Art. 6 Z 5, ab 1.1.2005)
§ 12. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bun​desmi​nister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz betraut.
§ 13. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 2003 in Kraft. (BGBl. I Nr. 48/2005, Art. 6 Z 6)

(2) 


1. 
§ 2 mit Ausnahme der Angelegenheiten des Verbre​chens​opfergesetzes sowie die §§ 4 Abs. 4 und 11a in der Fassung des Bundesge​setzes BGBl. I Nr. 48/2005 treten mit 1. Jänner 2005 in Kraft.


2. 
§ 2 hinsichtlich der Angelegenheiten des Verbrechensopfer​geset​zes, § 3 Abs. 2 zweiter Satz, § 4 Abs. 2 und 5 sowie § 11 Abs. 4 in der Fas​sung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 48/2005 treten mit 1. Juli 2005 in Kraft.

(BGBl. I Nr. 48/2005, Art. 6 Z 6)

ANHANG – Anschriften des Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen – Landesstellen (für alle Gesetze-IV – außer: BPGG; OFG; Kriegsopfer- u. Behindertenfondsgesetz)

Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen

1010 Wien, Babenbergerstraße 5



059988; 









Fax: 059988-2266

Landesstelle Wien

1010 Wien, Babenbergerstraße 5



059988; 









Fax: 059988-2266

Landesstelle Niederösterreich

3100 St. Pölten, Grenzgasse 11, Top 3


059988;









Fax: 059988-7699

Landesstelle Burgenland

7000 Eisenstadt, Hauptstraße 33a



059988; 









Fax: 059988-7412

Landesstelle Oberösterreich

4021 Linz, Gruberstraße 63




059988-4999; 









Fax: 059988-4400

Landesstelle Salzburg

5020 Salzburg, Auerspergstraße 67a,


059988-3999;









Fax: 059988-3499

Landesstelle Tirol

6010 Innsbruck, Herzog Friedrichstraße 3


059988-7199;









Fax: 059988-7075

Landesstelle Vorarlberg

6903 Bregenz, Rheinstraße 32/3



059988;   









Fax:  059988-7205

Landesstelle Steiermark

8021 Graz, Babenbergerstraße 35



059988; 









Fax:  059988-6899

Landesstelle Kärnten

9010 Klagenfurt, Kumpfgasse 23-25



059988; 









Fax:  059988-5888
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